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Zweifache Ausführung

Abschrift für Gegner

-

Berlin, den 21.08.23

AZ. 80 O 6/22

PKH BESCHWERDE nach §§ 127 Abs. 2 S. 2 Hs. 2, 511 ZPO  gegen den am 26.07.23 
zugestellten Beschluss vom 25.07.23 (anliegend)- Entwurf- es wird PKH für die 
Gerichtsgebühren beantragt!

Beschwerdeführerin
Birgitta Wehner, Schliemannstr. 31, 10437 Berlin

Beschwerdegegnerin
Trupti Dave, Amberbaumallee 51, 14089 Berlin

ANTRÄGE

Es wird für die Gerichtsgebühren der Beschwerde PKH beantragt.

Die Beschwerdeführerin bedankt sich für den PKH Beschluss des Landgerichts Berlin vom 
25.07.23.

Allerdings muss sie mit Erstaunen feststellen, dass erhebliche und wesentliche Teile ihres 
umfangreichen mit Beweisanträgen versehener Sachvortrags und Rechtsfundstellen, 
Anträge darin überhaupt nicht zur Kenntnis genommen oder doch bei seiner Entscheidung 
ersichtlich nicht in Erwägung gezogen hat oder sich mit der Argumentation 
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auseinandergesetzt hat, und aus Nachweisen nur selektiv zitiert und rein zugunsten der 
Gegnerin zitiert und auch in anderen Kontext gestellt wurden. 

Sie verweist auf ihr Schreiben vom 09.03.23 an das LG Berlin, worin sie erklärt hat, dass sie 
aus Kostengründen die Rechtsanwältin erst nach Ergehen des PKH Beschlusses 
beauftragen kann. Da Anhörungsrüge geboten ist, ist dieses Verfahren auch noch nicht zu 
Ende, so dass bis auf weiteres der Beschwerdeführerin zuzustellen ist.

Für die Gerichtsgebühren des Rechtsmittels stellt die Beschwerdeführerin anliegenden PKH 
Antrag, da sie nach ihren persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen außerstande, die 
Kosten des Rechtsstreits aufzubringen. Einzusetzendes Einkommen i.S.d. § 115 Abs. 1 ZPO
ist nicht vorhanden, so dass die Unterzeichnerin nicht durch monatliche Raten zu den Kosten
beitragen kann. Auch steht der Unterzeichnerin eigenes Vermögen nicht zur Verfügung. Dies
ergibt sich aus der beiliegenden Erklärung über die persönlichen und wirtschaftlichen 
Verhältnisse. Die erforderlichen Unterlagen sind der Erklärung beigefügt. 

Beweis: Erklärung  der  Unterzeichnerin  über  die  persönlichen  und  wirtschaftlichen
Verhältnisse (Anlage K 0 vom 16.08.23).

Bei Beschäftigung mit dem hier geltend gemachten nicht gehörten Sach- und 
Rechtsvortrag, übergangener Rechtslage und zu diskutierender Rechtslage ist bei den
abgelehnten Anträgen PKH zu bewilligen:

1. für die Anfechtung, Anträge zu I. wegen, Erbunwürdigkeit, hilfsweise zu II. aus 
gesetzlicher Erbenschaft;

2. für die Herausgabe der Patientenakten, Sachverständigengutachten zur Testierunfähigkeit
und Geschäftsunfähigkeit Erblasser; 

3. für die Auskunftsstufe (u.A., Besichtigung Hausrat durch Bf, Abgabe einer Erklärung wohin
das zu Lebzeiten vorhandene Vermögen des Erblassers von min. 1,8 Mio€ verschwunden ist
und Durchsichtung der Kontenauszüge des Erblassers und ihrer eigenen, weil sie sich die 
hohe Rente des Erblassers ab Februar 2012 auf ihr eigenes Konto anweisen liess, K 5, in 
Bezug auf Geschenke);

4. für die Sicherung sämtlicher Belege über einstweilige Verfügungen, hilfsweise 
Herausgabe an einen Sequester;

Sodann waren weitere Anträge zur Sicherung der Ansprüche hilfsweise die 
Herausgabe an einen Sequester beantragt worden, Schriftsatz vom 10.07.23, S. 11 ff:

Wegen umfänglichen Betrugsverdachts ist auch eine umfangreiche Beweissicherung nötig, 
daher beziehen sich die Anträge auf die kompletten Unterlagen, hilfsweise auf die von der 
Verjährung betroffenen Unterlagen, wozu die anzufragenden Stellen eine Aussage treffen 
müssen.

2.
a)
Die Antragstellerin ergänzt die Anträge im Auskunftsverfahren:
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Es wird beantragt werden, der Erlass einer vollstreckbaren einstweiligen Verfügung, die 
Antragsgegnerin bei Vermeidung der gerichtlichen Festsetzung eines der Höhe nach in das 
Ermessen des Gerichts gestellten Ordnungsgeldes, ersatzweise eine Ordnungshaft, gem. §§
935 ff. ZPO wegen Dringlichkeit der Sache ohne mündliche Verhandlung zu verurteilen gem.
§ 421 ZPO, alle Kontenauszüge von Konten, Wertanlangen, also auch Spar- und 
Festgeldkonten, Wertpapiere, Depots, Schliessfächer des Erblassers Wolfgang Wehner und 
der Alleinerbin und Antragsgegnerin Trupti Dave, auch gemeinsame Konten soweit zurück 
wie möglich, aber mindestens 10 Jahre vor Tod des Erblassers herauszugeben und bei den 
Banken anzufordern.

Diesseits sind folgende Bankverbindungen bekannt geworden:
Wolfgang Wehner, Konto Nr. 3110798, Sparkasse Bensheim BLZ 50950068,
Trupti Dave, Konto Nr. 3196011, Sparkasse Bensheim BLZ 50950068,
Wolfgang Wehner, Bayer, Konto Nr.6489141 Hypo-und Vereinsbank München, BLZ 
70020292,
Trupti Dave, Konto Nr.367830565, Bayer. Hypo- und Vereinsbank Darmstadt, BLZ 
50820292.

b)
Die Antragstellerin ergänzt die Anträge im Auskunftsverfahren:
Es wird beantragt werden, der Erlass einer vollstreckbaren einstweiligen Verfügung, die 
Antragsgegnerin bei Vermeidung der gerichtlichen Festsetzung eines der Höhe nach in das 
Ermessen des Gerichts gestellten Ordnungsgeldes, ersatzweise eine Ordnungshaft, gem. §§
935 ff. ZPO wegen Dringlichkeit der Sache ohne mündliche Verhandlung auf Besichtigung 
des Hausrats in der Amberbaumallee 51, 14089 Berlin durch die Antragsstellerin gem. § 809 
ff BGB zu verurteilen.

c)
Es wird beantragt werden, der Erlass einer vollstreckbaren einstweiligen Verfügung, die 
Antragsgegnerin bei Vermeidung der gerichtlichen Festsetzung eines der Höhe nach in das 
Ermessen des Gerichts gestellten Ordnungsgeldes, ersatzweise eine Ordnungshaft, gem. §§
935 ff. ZPO wegen Dringlichkeit der Sache ohne mündliche Verhandlung zu verurteilen gem.
§ 421 ZPO alle Belege, Urkunde; Steuererklärungen, Steuerakte des Erblassers Wolfgang 
Wehner und der Alleinerbin und Antragsgegnerin Trupti Dave, soweit zurück wie möglich 
herauszugeben und bei den zuständigen Finanzämtern, Erbschaftssteuerstelle und etwaigen
Hilfspersonen (Steuerberater) anzufordern.

d)
Es wird beantragt werden, der Erlass einer vollstreckbaren einstweiligen Verfügung, die 
Antragsgegnerin bei Vermeidung der gerichtlichen Festsetzung eines der Höhe nach in das 
Ermessen des Gerichts gestellten Ordnungsgeldes, ersatzweise eine Ordnungshaft, gem. §§
935 ff. ZPO wegen Dringlichkeit der Sache ohne mündliche Verhandlung zu verurteilen gem.
§ 421 ZPO alle sozialrechtlichen Unterlagen (auch Daten) des Erblassers Wolfgang Wehner 
und der Alleinerbin und Antragsgegnerin Trupti Dave, soweit zurück wie möglich 
herauszugeben und bei den zuständigen Rentenkassen anzufordern. Der Erblasser hat die 
Rentenversicherungno 52 091039 W 001, Rentenversicherung Bund.

e)
Es wird beantragt werden, der Erlass einer vollstreckbaren einstweiligen Verfügung, die 
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Antragsgegnerin bei Vermeidung der gerichtlichen Festsetzung eines der Höhe nach in das 
Ermessen des Gerichts gestellten Ordnungsgeldes, ersatzweise eine Ordnungshaft, gem. §§
935 ff. ZPO wegen Dringlichkeit der Sache ohne mündliche Verhandlung zu verurteilen gem.
§ 421 ZPO alle Informationen über die Förderung der Firmen Artemis Research GmbH  & Co
KG, Amtsgericht Augsburg HRA 14583 und der Artemis Verwaltungs GmBH HRB 19957 aus
den Jahren 2003 bis 2006  mit Geldern der Bayrischen Ministerien für Wissenschaft und für 
Wirtschaft  an Erblassers Wolfgang Wehner und der Alleinerbin und Antragsgegnerin Trupti 
Dave soweit wie möglich zurück herauszugeben und bei den zuständigen bayrischen 
Ministerien anzufordern.

f)
Es wird beantragt werden, der Erlass einer vollstreckbaren einstweiligen Verfügung, die 
Antragsgegnerin bei Vermeidung der gerichtlichen Festsetzung eines der Höhe nach in das 
Ermessen des Gerichts gestellten Ordnungsgeldes, ersatzweise eine Ordnungshaft, gem. §§
935 ff. ZPO wegen Dringlichkeit der Sache ohne mündliche Verhandlung zu verurteilen gem.
§ 421 ZPO alle Abrechnungsunterlagen in der Krankenversicherung des Erblassers 
Wolfgang Wehner, soweit zurück wie möglich herauszugeben und bei den zuständigen 
Krankenversicherung anzufordern. Der am 09.10.1939 geborene Erblasser hat die 
Versicherungsno KK5177-3928, Versicherungskammer Bayern, Versicherungsanstalt des 
öffentlichen Rechts, Krankenversicherung.

hilfsweise, 

3.
a)
Es wird beantragt werden, die Antragsgegnerin und Alleinerbin zu verpflichten, anzuweisen, 
alle Kontenauszüge von Konten, Wertanlangen, also auch Spar- und Festgeldkonten, 
Wertpapiere, Depots, Schliessfächer des Erblassers Wolfgang Wehner und der Alleinerbin 
und Antragsgegnerin Trupti Dave, auch gemeinsame Konten soweit zurück wie möglich, 
aber mindestens 10 Jahre vor Tod des Erblassers nicht zu vernichten und bei den Banken 
anzufordern und für die Dauer des Rechtsstreit an einen Sequester, also an einen vom 
Gericht zu bestellenden Verwahrer herauszugeben, um dadurch die Pflichtteilsberechtigte 
und Anfechtende vor dem Verlust ihrer Ansprüche zu schützen.

Diesseits sind folgende Bankverbindungen bekannt geworden:
Wolfgang Wehner, Konto Nr. 3110798, Sparkasse Bensheim BLZ 50950068,
Trupti Dave, Konto Nr. 3196011, Sparkasse Bensheim BLZ 50950068,
Wolfgang Wehner, Bayer, Konto Nr.6489141 Hypo-und Vereinsbank München, BLZ 
70020292,
Trupti Dave, Konto Nr.367830565, Bayer. Hypo- und Vereinsbank Darmstadt, BLZ 
50820292.

b)
Es wird beantragt werden, die Antragsgegnerin und Alleinerbin zu verpflichten, eine/ 
vereidigten Sachverständige/n für Hausrat zu Besichtigung und Schätzung des Hausrats in 
der Amberbaumallee 51, 14089 Berlin durch die Antragsstellerin gem. § 809 ff BGB zu 
verurteilen und dieses Gutachten mit Nachweisen für die Dauer des Rechtsstreit an einen 
Sequester, also an einen vom Gericht zu bestellenden Verwahrer herauszugeben, um 
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dadurch die Pflichtteilsberechtigte und Anfechtende vor dem Verlust ihrer Ansprüche zu 
schützen.

c)
Es wird beantragt werden, die Antragsgegnerin und Alleinerbin zu verpflichten, anzuweisen, 
alle Belege, Urkunde; Steuererklärungen, Steuerakte des Erblassers Wolfgang Wehner und 
der Alleinerbin und Antragsgegnerin Trupti Dave, soweit zurück wie möglich, nicht zu 
vernichten und bei den zuständigen Finanzämtern, Erbschaftssteuerstelle und etwaigen 
Hilfspersonen (Steuerberater) anzufordern und für die Dauer des Rechtsstreit an einen 
Sequester, also an einen vom Gericht zu bestellenden Verwahrer herauszugeben, um 
dadurch die Pflichtteilsberechtigte und Anfechtende vor dem Verlust ihrer Ansprüche zu 
schützen.

d)
Es wird beantragt werden, die Antragsgegnerin und Alleinerbin zu verpflichten, anzuweisen, 
alle sozialrechtlichen Unterlagen (auch Daten) des Erblassers Wolfgang Wehner und der 
Alleinerbin und Antragsgegnerin Trupti Dave, soweit zurück wie möglich, nicht zu vernichten 
und bei den zuständigen Rentenkassen anzufordern und für die Dauer des Rechtsstreit an 
einen Sequester, also an einen vom Gericht zu bestellenden Verwahrer herauszugeben, um 
dadurch die Pflichtteilsberechtigte und Anfechtende vor dem Verlust ihrer Ansprüche zu 
schützen. Der Erblasser hat die Rentenversicherungno 52 091039 W 001, 
Rentenversicherung Bund.

e)
Es wird beantragt werden, die Antragsgegnerin und Alleinerbin zu verpflichten, anzuweisen, 
alle Informationen über die Förderung der Firmen Artemis Research GmbH  & Co KG, 
Amtsgericht Augsburg HRA 14583 und der Artemis Verwaltungs GmBH HRB 19957 aus den
Jahren 2003 bis 2006  mit Geldern der Bayrischen Ministerien für Wissenschaft und für 
Wirtschaft  an Erblassers Wolfgang Wehner und der Alleinerbin und Antragsgegnerin Trupti 
Dave soweit wie möglich zurück nicht zu vernichten und bei den zuständigen bayrischen 
Ministerien anzufordern und für die Dauer des Rechtsstreit an einen Sequester, also an 
einen vom Gericht zu bestellenden Verwahrer herauszugeben, um dadurch die 
Pflichtteilsberechtigte und Anfechtende vor dem Verlust ihrer Ansprüche zu schützen.

f)
Es wird beantragt werden, die Antragsgegnerin und Alleinerbin zu verpflichten, anzuweisen, 
alle Abrechnungsunterlagen in der Krankenversicherung des Erblassers Wolfgang Wehner, 
soweit zurück wie möglich, nicht zu vernichten und bei der zuständigen Krankenversicherung
anzufordern und für die Dauer des Rechtsstreit an einen Sequester, also an einen vom 
Gericht zu bestellenden Verwahrer herauszugeben, um dadurch die Pflichtteilsberechtigte 
und Anfechtende vor dem Verlust ihrer Ansprüche zu schützen. Der am 09.10.1939 
geborene Erblasser hat die Versicherungsno KK5177-3928, Versicherungskammer Bayern, 
Versicherungsanstalt des öffentlichen Rechts, Krankenversicherung.

Die Beschwerdeführerin hat substantiiert dargelegt, dass der begründete Verdacht besteht, 
dass sich die Antragsgegnerin dessen sämtliches Vermögen, Einkommen hat schenken 
lassen und dass der Erblasser ihr seine Arbeit als Forscher schenkte, mit dieser Arbeit 
generierte die Antragsgegnerin ihr erhebliches Einkommen. Aber der Nachlass wird mit 
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dürftig angegeben und die massiven finanziellen Geschenke verschwiegen. Daher sind auch
deren Bankunterlagen etc-, Steuerakte etc., sozialrechtliche Unterlagen relevant. 

Der Anspruch des Pflichtteilsberechtigten bzw. hier der betrogenen Pflichtteilsberechtigten 
und der Anfechtenden  auf Auskunft über lebzeitige Zuwendungen des Erblassers läuft dann 
ins Leere, wenn die Nachweise nicht mehr beschafft werden können, etwa weil die Bank 
diese nach Ablauf von 10 Jahren vernichtet hat.

Die Beschwerdeführerin ist daher als Gläubigerin auf eine Leistungsverfügung des 
Auskunftsanspruchs dringend angewiesen, weil die von der Auskunft abhängende 
Realisierung des Leistungsanspruchs für sie von existenzieller Bedeutung ist (BVerfG 
25.4.16 - 1 BVR 2423/14, ZEV 2016, 578).

Die Beschwerdeführerin hat auf das Datenschutzrecht verwiesen, dass ausdrücklich 
Beiziehung vorsieht wegen Schutz des Gerichtsverfahrens an sich und Schutz der 
betroffenen Person und wegen Durchsetzung zivilrechtlicher Ansprüche und bei 
Delikt: Schriftsatz vom 10.07.23, S. 15 ff

5. für die Wertermittlungsansprüche:
Der Antrag auf Wertermittlung der Immobilie wurde für den hilfsweise gestellten 
Antrag auf Pflichtteil/Ergänzung übersehen. Klage Entwurf vom 11.05.22, S. 2:

1.4 Antrag auf Wertermittlung des Nachlasses gem. §§ 242, 2311, 2314 BGB, 

1.4.1 Die Antragsgegnerin wird verurteilt, ein Verkehrswertgutachten zum Todestag, dem 
01.12.2020 zu dem Hausanwesen –Wetzbach 34. in 64673 Zwingenberg eingetragen im 
Grundbuch von Zwingenberg, Liegenschaftsbuch 1569, Blatt 1775, Flur 3, Flurstück Nr. 731, 
Hof- und Gebäudefläche Wetzbach 34 von einem unparteiischen Sachverständigen 
einzuholen und dem Kläger vorzulegen. Dabei ist auch die Wertermittlung zum 
Schenkungsvollzug anzugeben und die zur Wertermittlung nötigen Unterlagen 
herauszugeben. Zudem hat dieses Gutachten den Wert der kapitalisierten dem Erblasser im 
Überlassungsvertrag genannten Rechte der verbliebenen Nutzung zum Zeitpunkt der 
Eigentumsumschreibung auszuweisen

Weitere Anträge zur Wertermittlung vom 10.07.23:.

Der Antrag wird gestellt, da im Rahmen einer Wertermittlung Belege vorzulegen sind (OLG 
München Urt v. 23.08.2021 – 33 U 325/21). 

Begründung: Die Gegnerin hat augenscheinlich schon zu Lebzeiten des Erblasses sein 
Geldvermögen, sein Einkommen, seine Arbeitsleistung vereinnahmt, gibt diese Geschenke 
aber nicht an. Es war Betrug des Erblassers zugunsten der Gegnerin und seiner zweiten 
Frau zulasten des gesamten Pflichtteils/Ergänzungsanspruch angekündigt worden. Und 
dieser augenscheinlich auch vollzogen wurde, da das erhebliche Geldvermögen des 
Erblassers verschwunden ist, sie sich ab Februar 2012, des am 01.12.2020 verstorbenen 
Erblassers seine hohe Rente auf ihr eigenen Konto anweisen liess, nach seiner Berentung 
gründete der Erblasser eine Firma (Artemis, später in Catena umbenannt), die Gegnerin 
brachte keinen Kapitaleinsatz, aber als Mitkommandistin aufgenommen war ist als ein 
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Geschenk zu werten (die Aufnahme eines Kommanditisten ohne eigenen Kapitaleinsatz ist 
regelmässig als Schenkung zu betrachten. Übernahme einzelner Pflichten z.B 
Geschäftsführung kann Unentgeltlichkeit einschränken (Sörgel, Bürgerliches Gesetzbuch, 
Band 33: Erbrecht 2 §§ 2064 - 2273 BGB, 14. Aufl., 2022, § 2325 BGB Rn 25)) und den 
Erblasser, nachdem dieser in Rente war, als Forscher in der vom Erblasser an sie 
übergegangenen Firma als Geschäftsführerin, ohne Honorar für sich arbeiten liess. Die 
Arbeitsleistung des Erblassers war ein wesentlicher Bestandteil dieser Firmentätigkeit. Es 
steht zudem im Raum dass der Erblasser nach seiner Berentung für weitere Firmen als 
Berater tätig war, hieraus hohe Honorare erzielte und diese möglicherweise ebenfalls gleich 
an die Gegnerin transferiert wurden.

Dies ist nötig, da die Gegnerin aber behauptet, außer der als Zuwendung erhaltenen 
Immobilie keine weiteren Geschenke erhalten zu haben. 

Wertermittlung:

der Höhe des an die Gegnerin zu Lebzeiten ergangenen nachweislich vorhandenen 
Geldvermögen des Erblassers;

der Höhe der ab Februar 2012 bis zum Tod des Erblassers am 01.12.2020 auf die Konten 
der Gegnerin zugegangen hohen Rente des Erblassers;

der Höhe des Anteils der Gegnerin als Mitkommanditistin bei Fa. Artemis, später Catena;

der Höhe der Honorare des Erblassers für seine Tätigkeit als Forscher in der an die von ihm 
auf die Gegnerin übergegangene Firma;

die Höhe aller weiteren Honorare, die der Erblasser nach seiner Berentung erzielte und die 
möglicherweise gleich an die Gegnerin geflossen sind;

und (fristhemmend) die Höhe aller noch zu ermittelnden werthaltigen Geschenke des 
Erblassers an die Gegnerin;

die Höhe der Anteilshälfte des Erblassers am ehegemeinsamen hochwertigen Hausrat.

6. für die Ansprüche aus vorsätzlicher sittenwidriger Schädigung.
Die Anträge auf Schadensersatz wurden übersehen, Schriftsatz vom 22.02.23, S. 74, 
Begründung: S. 20 bis 25:

wegen vorsätzliche sittenwidrige Schädigung wegen Hintergehung des 
Pflichtteil/Ergänzungsanspruchs;

Wegen vorsätzliche sittenwidrige Schädigung aus Anfechtung.

NEUE ANTRÄGE

7. Die Beschwerdeführerin wird beantragen, dass die Gegnerin nach § 888 ZPO zur 
Erteilung einer vollständigen Auskunft (u.A. Abgabe einer Erklärung wohin das zu Lebzeiten 
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vorhandene Vermögen des Erblassers von min. 1,8 Mio€ verschwunden ist und 
Durchsichtung der Kontenauszüge des Erblassers und ihrer eigenen, weil sie sich die hohe 
Rente des Erblassers ab Februar 2012 auf ihr eigenes Konto anweisen liess, K 5, in Bezug 
auf Geschenke) durch Zwangsgeld und für den Fall, dass dieses nicht beigetrieben werden 
kann, durch Zwangshaft oder durch Zwangshaft anzuhalten sei.

Sodann weil das LG Berlin die von der Beschwerdeführerin eingereichten, auch 
eidesstattlich versicherten Vermögens- und Einkommensnachweise des Erblassers nicht nur
Kenntnis nehmen mag:

8. Aktenbeiziehung der Scheidungsakten des Erblassers und seiner ersten Frau, der Mutter 
der Beschwerdeführerin (hier ist die Bf Erbin, siehe Erbschein K 16) am Amtsgericht 
Bensheim, Az. 7 F 422/91 alle Bände UE, VA, GÜ- die Nachweise übere das Vermögen des 
Erblassers, die die Beschwerdeführerin über 921.085,20 €.- Schriftsatz vom 11.05.22, K 14
bis 21 vorlegte, stammen bis auf eine aus den Scheidungsakten und wurden von der 
damaligen Rechtsvertreterin des Erblassers eingereicht. Der Erblasser hat als leitender 
Angestellter und Chemiker Zeit seines Lebens sehr gut verdient, Im Jahre 2002, also kurz 
vor seiner Berentung, war sein Netto Jahreseinkommen: 59.151,89€ (K 74- siehe unten). 
Die4 Gehaltsbescheinigung des Erblassers stammt aus diesen Akten. Der Rentenbescheid 
des Erblassers vom 23.03.99, K 64, Schriftsatz vom 20.02.23 stammt ebenfalls aus diesen 
Akten.  Die Deutsche Rentenversicherung hat bestätigt, K 73, Schriftsatz vom 09.02.23, 
dass diese hohe Rente immer bezahlt wurde.

9. Vorlegung einer notariellen Urkunde durch Dritte nach § 428 ZPO über weitere 900.000€ 
aus dem Verkauf der Anteile des Erblassers an seiner von ihm gegründeten Firma (K 
44, 45, K 73- Schriftsatz vom 10.07.23)

Sowie Vorlage der Arbeitsverträge des Erblassers nach seiner Berentung.

Beweisantritt:  Dr. Beck, zu laden über IKA Innovative Kunststoffaufbereitung GmbH & 
Co.KG, Filmstraße 4, 06766 Bitterfeld-Wolfen

Rechtliche Grundlagen Pkh-Beschwerde

1.
Keine Klärung schwieriger Rechts- und Tatsachenfragen im Pkh-Verfahren.
BVerfG, Beschl. v. 08.07.2016, 2 BvR 2231/13
 „Das Recht auf effektiven Rechtsschutz, das für die öffentlich-rechtliche Gerichtsbarkeit aus 
Art. 19 Abs. 4 GG abgeleitet wird, gebietet eine weitgehende Angleichung der Situation von 
Bemittelten und Unbemittelten bei der Verwirklichung des Rechtsschutzes (vgl. BVerfGE 78, 
104 <117 f.>; 81, 347 <356> m.w.N.). Es ist dabei verfassungsrechtlich grundsätzlich 
unbedenklich, die Gewährung von Prozesskostenhilfe davon abhängig zu machen, dass die 
beabsichtigte Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung hinreichende Aussicht auf Erfolg 
hat und nicht mutwillig erscheint. Jedoch überschreiten die Fachgerichte ihren 
Entscheidungsspielraum, wenn sie die Anforderungen an das Vorliegen einer 
Erfolgsaussicht überspannen und dadurch den Zweck der Prozesskostenhilfe, dem 
Unbemittelten den weitgehend gleichen Zugang zu Gericht zu ermöglichen, deutlich 
verfehlen (vgl. BVerfGE 81, 347 <356 f.>). Die Prüfung der Erfolgsaussicht soll nicht dazu 
dienen, die Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung selbst in das Nebenverfahren der 
Prozesskostenhilfe vorzuverlagern und dieses an die Stelle des Hauptsacheverfahrens 
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treten zu lassen (vgl. BVerfGE 81, 347 <357>). Schwierige, bislang ungeklärte Rechts- und 
Tatfragen dürfen nicht im Prozesskostenhilfeverfahren entschieden werden, sondern müssen
auch von Unbemittelten einer prozessualen Klärung in dem dafür vorgesehenen Verfahren 
zugeführt werden können (BVerfG, Beschluss der 1. Kammer des Zweiten Senats vom 17. 
Februar 2014 - 2 BvR 57/13 -, juris, Rn. 10). Das Prozesskostenhilfeverfahren will den 
Rechtsschutz nämlich nicht selbst bieten, sondern ihn erst zugänglich machen (vgl. BVerfGE
81, 347 <357>).“

2.
Bei Vorliegen von Revisionsgründen ist Pkh zu bewilligen.
Beschwerde ist auch nach § 574 Abs. 3 ZPO zuzulassen, weil die Rechtssache grds 
Bedeutung hat, der Fortbildung des Rechts oder der Sicherung einer einheitlichen 
Rechtssprechung dient. daher ist dem Pkh Antrag stattzugeben (BGH NJW 2003, 1116; 
BGH NJW-RR 2004, 1162)

Rechtsfragen, die zur Einheit der Rechtsordnung oder der Rechtsfortbildung 
klärungsbedürftig sind, sind nicht im Nebenverfahren der Prozesskostenhilfe zu entscheiden.
Sondern, wenn einer Rechtsfrage diese Bedeutung zukommt, es dem Gebot der 
Rechtsschutzgleichheit zuwider läuft, dem Unbemittelten wegen fehlender Erfolgsaussichten 
seines Begehrens Prozesskostenhilfe vorzuenthalten (OVG Bremen, 01.12.2010 - 2 S 
14/10). Prozesskostenhilfe ist daher auch dann zu gewähren, wenn die Entscheidung in der 
Hauptsache von der Beantwortung einer schwierigen, bislang ungeklärten Rechtsfrage 
abhängt (BVerfG, Beschluss vom 04.02.2004 – 1 BvR 1715/02 23).
„Dem ASt ist auch dann Pkh zu bewilligen, wenn das Instanzgericht in der Sache 
zuungunsten des ASt entscheiden möchte (BGH MDR 2013, 1799), selbst wenn es bereits 
Hauptsacheentscheidungen zu der Rechtsfrage in anderen Verf getroffen hat (BVerfG 
4.10.2017 - 2 BvR 846/17). Pkh ist in diesem Fall nicht nur für die unteren Instanzen, 
sondern auch für das letztinstanzl Verf, in dem die Grundsatzfrage geklärt wird, zu bewilligen
(BVerfG v. 4.5.2015 - 1 BvR 2096/13, NJW 2014, 2173 = MDR 2015,

723; aA Geimer 32. Aufl Rn 21).“ (aus: Schultzky in: Zöller, Zivilprozessordnung, 34. Aufl. 
2022, § 114 ZPO, Rn. 25)

3.
Auch wenn ein Gericht von der höchstrichterlichen Rechtssprechung und der hM in 
der Literatur abweichen will, muss es Pkh bewilligen (BVerfG, Beschl. v. 21.04.2016, 1 
BvR 2154/15, NJW-RR 2016, 1266 f). Versagung von Prozesskostenhilfe für ein 
Berufungsverfahren „Es läuft dem Gebot der Rechtsschutzgleichheit zuwider, wenn das 
Fachgericht im Verfahren der Prozesskostenhilfe bei der Beurteilung der Erfolgsaussichten 
der beabsichtigten Rechtsverfolgung in einer entscheidungserheblichen Rechtsfrage von der
Auffassung der höchstrichterlichen Rechtsprechung und der herrschenden Meinung in der 
Literatur zum Nachteil des Unbemittelten abweicht.“ (LS 1) „Art. 2 I iVm Art. 20 III GG 
gebietet eine weitgehende Angleichung der Situation von Bemittelten und Unbemittelten bei 
der Verwirklichung des Rechtsschutzes. Es ist verfassungsrechlich unbedenklich, die 
Gewährung von Prozesskostenhilfe davon abhängig zu machen, dass die beabsichtigte 
Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung hinreichende Aussicht auf Erfolg hat und nicht 
mutwillig erscheint. Die Prüfung der Erfolgsaussichten soll allerdings nicht dazu dienen, die 
Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung selbst in das summarische Verfahren der 
Prozesskostenhilfe zu verlagern und dieses an die Stelle des Hauptsacheverfahrens treten 
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zu lassen (vgl. BVerfGE 81, 347 [356 f.] = NJW 1991, 413; stRspr). „Es läuft dem Gebot der 
Rechtsschutzgleichheit zuwider, wenn ein Fachgericht § 114 I ZPO dahin auslegt, dass es 
eine entscheidungserhebliche Rechtsfrage - obwohl dies erheblichen Zweifeln begegnet - als
einfach oder geklärt ansieht und sie deswegen bereits im Verfahren der Prozesskostenhilfe 
zum Nachteil des Unbemittelten beantwortet (vgl. BVerfGE 81, 347 [359 f.] = NJW 1991, 
413).“ Entsprechendes gilt, wenn das Fachgericht bei der Beurteilung der Erfolgsaussichten 
der beabsichtigten Rechtsverfolgung in einer entscheidungserheblichen Rechtsfrage von der
Auffassung der höchstrichterlichen Rechtsprechung und der herrschenden Meinung in der 
Literatur abweicht (vgl. BVerfG [1. Kammer des Ersten Senats], Beschl. v. 7.11.2011 - 1 BvR
1403/09, BeckRS 2011, 56799 Rn. 34 mwN).“ BVerfG, Beschl. v. 8. 11.2004-1 BvR 2095/04,
NJW-RR 2005, 500 f. Überspannte Anforderungen an Erfolgsaussicht einer Klage im Pkh-
Verfahren)
GG Art. 3 I, 20 III; ZPO § 114
„Eine mit Art. 3 I i. V. mit Art. III GG unvereinbare Überspannung der Anforderungen an das 
Vorliegen einer hinreichenden Erfolgsaussicht der beabsichtigten Rechtsverfolgung gem. § 
114 ZPO liegt vor, wenn das Gericht - selbst bei Heranziehung schlüssiger Argumente und 
guter Begründung- in einer entscheidungserheblichen Rechtsfrage von der 
höchstrichterlichen Rechtsprechung und herrschenden Meinung in der Literatur … abweicht. 
(Leitsatz der Redaktion)“ „Unter Anlegung dieses Maßstabs verstößt die Entscheidung des 
OLG gegen Art. 3 I i. V. m. Art. 20 III GG. Denn das Gericht hat die Anforderungen an die 
Voraussetzung für die Bewilligung von Prozesskostenhilfe überspannt, indem es eine 
schwierige Rechtsfrage bereits im summarischen Verfahren "durchentschieden" hat.“ „Das 
OLG ist mit seinem Beschluss in einer entscheidungserheblichen Rechtsfrage von der 
höchstrichterlichen Rechtsprechung und herrschenden Meinung in der Literatur abgewichen;
ein solches Vorgehen muss aber - selbst wenn es unter Heranziehung schlüssiger 
Argumente gut begründet wäre- im Hinblick auf die im summarischen Verfahren nicht in 
ausreichender Weise gegebene Möglichkeit zur Vertiefung und Verdeutlichung des eigenen 
Rechtsstandpunkts der Parteien- zum Beispiel in einer mündlichen Verhandlung- dem

Hauptsacheverfahren vorbehalten bleiben.“

4.
Eine Beweisaufnahme findet im PkhVerfahren nicht statt.
Pkh ist vielmehr idR bereits dann zu bewilligen, wenn der Erfolg der Rechtsverfolgung oder 
Rechtsverteidigung vom Ausgang einer Beweisaufnahme abhängt; dabei genügt es, dass 
die Beweisaufnahme ernsthaft in Betracht kommt (BVerfG v. 19.2.2008 - 1 BvR 1807/07, 
NJW 2008, 1060 = MDR 2008, 518; BVerfG v. 13.7.2020 - 1 BvR 631/19, FamRZ 2020, 
1559): (aus: Schultzky in: Zöller, Zivilprozessordnung, 34. Aufl. 2022, § 114 ZPO, Rn. 32)

5.
Neuer Vortrag im Pkh-Beschwerde ist zulässig.

Neuer Sachvortrag und darauf gründender Rechtsvortrag sind im Beschwerdeverfahren 
zulässig (Hessisches Landarbeitsgericht vo 26.05.2020 Az. 14 Ta 26/20). Es muss kein 
neuer Pkh-Antrag gestellt werden, denn das erstinstanzliche Gericht hat im Abhilfebeschluss
die Möglichkeit unter Berücksichtigung des neuen Vorbringens zu entscheiden.
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Art.103   GG (Justizgrundrecht: vor Gericht hat jedermann Anspruch auf rechtliches   
Gehör).

„Art. 103 Abs. 1 GG gewährleistet als Verfahrensgrundrecht (532 BVerfG(K) I, 259 (262); 3, 
143 (145)) das rechtliche Gehör als "prozessuales Urrecht des Menschen", aufgefächert in 
drei Sektoren: Information, Äußerungsbefugnis, Berücksichtigungspflicht.

Geht das Gericht allerdings auf den wesentlichen Kern des Tatsachenvortrags eines 
Beteiligten zu einer Frage, die für das Verfahren von zentraler Bedeutung ist, nicht ein, so 
lässt dies auf die Nichtberücksichtigung des Vortrags schließen, sofern er nicht nach dem 
Rechtsstandpunkt des Gerichts unerheblich oder offensichtlich unsubstantiiert war (BVerfGE 
86, 133 (145 f.). Wesentliche Tatsachenbehauptungen dürfen infolgedessen nicht 
übergangen werden, sie müssen vielmehr in den Entscheidungsgründen „verarbeitet" 
werden (B. der 2. Kammer des Zweiten Senats vom 25.10.11-2 BvR 2407/10, juris; 
Beschluss der 2. Kammer des Ersten Senats vom 17.1.12- I BvR 2728/10, Rn. 10 ff. 539).

"Der in Art. 103 Abs. 1 GG verbürgte Anspruch auf rechtliches Gehör ist eine Folgerung aus 
dem Rechtsstaatsgedanken für das gerichtliche Verfahren. Der Einzelne soll nicht bloßes 
Objekt des Verfahrens sein, sondern er soll vor einer Entscheidung, die seine Rechte betrifft,
zu Wort kommen, um Einfluss auf das Verfahren und sein Ergebnis nehmen zu können" 
(BVerfG, Beschl. v. 18.01.2011, 1 BvR 2441/10, Rn. 10 ff.)

„Die Missachtung des rechtlichen Gehörs verletzt den Betroffenen in seiner allgemeinen 
Handlungsfreiheit gemäß Art. 2 Abs. 1 GG in Verbindung mit dem Rechtsstaatsprinzip 
gemäß Art. 20 Abs. 3 GG.“ (BVerfG, Besch. v. 12.01.2000, 2 BvR 1621/99).

Seine rechtsstaatliche Bedeutung ist auch in dem Anspruch auf ein faires Verfahren gemäß 
Art. 6 Abs. 1 der Europäischen Menschenrechtskonvention sowie in Art. 47 Abs. 2 sowie Art.
41 Abs. 2 lit. a der Europäischen Grundrechtecharta anerkannt. Der Einzelne soll nicht nur 
Objekt der richterlichen Entscheidung sein, sondern vor einer Entscheidung, die seine 
Rechte betrifft, zu Wort kommen, um als Subjekt Einfluss auf das Verfahren und sein 
Ergebnis nehmen zu können (vgl. BVerfGE 9, 89).

Das Grundgesetz sichert rechtliches Gehör im gerichtlichen Verfahren durch das 
Verfahrensgrundrecht des Art. 103 Abs. GG. Rechtliches Gehör ist nicht nur ein 
"prozessuales Urrecht" des Menschen, sondern auch ein objektivrechtliches 
Verfahrensprinzip, das für ein rechtsstaatliches Verfahren im Sinne des Grundgesetzes 
schlechthin konstitutiv ist (vgl. BVerfGE 55, 1). 

„Rechtliches Gehör sichert den Parteien ein Recht auf Information, Äußerung und 
Berücksichtigung mit der Folge, dass sie ihr Verhalten im Prozess eigenbestimmt und 
situationsspezifisch gestalten können. Insbesondere sichert es, dass sie mit Ausführungen 
und Anträgen gehört werden." (BVerfG, Beschl. v. 30.04.2003, 1 PBvU 1/02, Rn. 38 ff. = 
BVerfGE 107, 395).

,,Art. 103 Abs. 1 GG steht daher in einem funktionalen Zusammenhang mit der 
Rechtsschutzgarantie (vgl. BVerfGE 81, 123). Diese sichert den Zugang zum Verfahren, 
während Art. 103 Abs. 1 GG auf einen angemessenen Ablauf des Verfahrens zielt: Wer bei 
Gericht formell ankommt, soll auch substantiell ankommen, also wirklich gehört werden. 
Wenn ein Gericht im Verfahren einen Gehörsverstoß begeht, vereitelt es die Möglichkeit, 
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eine Rechtsverletzung vor Gericht effektiv geltend zu machen." (BVerfG, Beschl. v. 
30.04.2003, 1 PBvU 1/02, Rn. 38 ff. = BVerfGE 107, 395).

"Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts verpflichtet Art. 103 
Abs. 1 GG das Gericht, die Ausführungen der Prozessbeteiligten zur Kenntnis zu nehmen 
und in Erwägung zu ziehen. Dabei soll das Gebot des rechtlichen Gehörs als 
Prozessgrundrecht sicherstellen, dass die von den Fachgerichten zu treffende Entscheidung 
frei von Verfahrensfehlern ergeht, welche ihren Grund in unterlassener Kenntnisnahme und 
Nichtberücksichtigung des Sachvortrags der Parteien haben." (BVerfG, Beschl. v. 
08.04.2004, 2 BvR 743/03, Rn. 11.).

Von einer Verletzung des Rechts auf Gehör ist auch dann auszugehen, wenn die 
Begründung der Entscheidung des Gerichts nur den Schluss zulässt, dass sie auf einer 
allenfalls den äußeren Wortlaut, aber nicht den Sinn des Vortrags der Partei erfassenden 
Wahrnehmung beruht (BGH, Beschl.. v. 29.10.2019- 1 U 139/19).

ZUM HILFSWEISE GESTELLTEN 
PFLICHTTEIL/ERGÄNZUNGSANSPRUCH (Antrag zu III.)

Um das Ausmass des erbrechtlichen Betrugs und das gezielte Vorgehen der Gegnerin zu 
ermessen ist, am besten, wenn zu erst auf den Hilfsantrag zum 
Pflichtteil/Ergänzungsanspruch einzugehen und dann auf die Hauptanträge zur Anfechtung 
Testament und Erbunwürdigkeit der Gegnerin.

ES IST PKH AUCH FÜR DIE AUSKUNFTSTUFE ZU BEWILLIGEN, WEIL
DER AUSKUNFTSANSPRUCH DER BESCHWERDEFÜHRERIN NOCH NICHT 
ERLOSCHEN, WEIL ER NOCH NICHT ERFÜLLT WURDE.

DAS LG BERLIN ÜBERGEHT DIE SACHLAGE, DASS GELDVERMÖGEN DES 
ERBLASSERS ÜBER MIN. 1,8 MIO€ VERSCHWUNDEN IST (ÜBER 900.000€ 
AUSWEISLICH DER SCHEIDUNGSAKTEN DER ERSTEN EHE DES ERBLASSER BEIM 
ERBLASSER VORHANDEN UND DURCH DESSEN ANWÄLTIN EINGEREICHT- K 14-21, 
BEIZIEHUNG SCHEIDUNGSAKTEN BEANTRAGT; 900.000€ LAUT NOTARIELLER 
URKUNDE- K 73 SCHRIFTSATZ VOM 10.07.23; URKUNDENVORLAGE DURCH DRITTE 
BEANTRAGT). GEGENÜBER ZEUGIN ERKLÄRTE DER ERBLASSER SEINE KINDER 
UM DEN KOMPLETTEN PFLICHTTEIL/ERGÄNZUNGSANSPRUCH ZUGUNSTEN DER 
GEGNERIN ZU BETRÜGEN. DIE GEGNERIN LIESS SICH AB FEBRUAR 2012 DAS 
HOHE MONATLICHE EINKOMMEN AUF IHR EIGENES KONTO ÜBERWEISEN.

ES LIEGEN DAMIT KONKRETE ANHALTSPUNKTE VOR, DASS DIE GEGNERIN DAS 
GELDVERMÖGEN UND EINKOMMEN DES ERBLASSERS GESCHENKT BEKAM.

BGH Beschl. v. 04.06.2014 – IV ZU 2/14. VERSTOSS GEGEN RECHTLICHES GEHÖR, 
WENN ERHEBLICHES VORBRINGEN EINES BETEILIGTEN ÜBERHAUPT NICHT ZUR 
KENNTNIS GENOMMEN WURDE, BEI ENTSCHEIDUNG ERSICHTLICH NICHT 
ERWOGEN HAT, SO WENN DAS GERICHT AUF DEN WESENTLICHEN KERN DES 
VORTRAGS EINER PARTEI ZU EINER ZENTRALEN FRAGE DES VERFAHRENS NICHT 
EINGEHT.
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OLG Frankfurt NJW-RR1993,1483,1485; BGH NJW1973,1876,1878; OLG Düsseldorf 
FamRZ 1995, 1236; DER AUSKUNFTSPFLICHTIGE MUSS ERKLÄREN, WENN 
GRÖSSERES VERMÖGEN VERSCHWUNDEN IST, DER ERBLASSER 
PFLICHTTEILSVERKÜRZENDE SCHENKUNGEN PLANTE, AN DEN ÜBERLEBENDEN 
EHEGATTEN BEDEUTENDE GESCHENKE GEMACHT WURDEN; DIE FINANZIELLEN 
VERHÄLTNISSE DER EHEPARTNER SCHWER DURCHSCHAUBAR SIND.

SOWEIT DAS LG BERLIN SICH AUF OLG KOBLENZ, URT. V. 20.02.2009 – 2 U 1386/08 
BERUFT, SO WAREN HIER PFLICHTTEILSVEERKÜRZENDE ZUWENDUNGEN GERADE
NICHT GEPLANT UND AUCH DEM ÜBERLEBENDEN EHEGATTEN KEINE 
BEDEUTENDEN GESCHENKE EMACHT WORDEN UND AUCH GAB ES KEINE 
FINANZIELL SCHWER DURCHSCHAUBAREN VERHÄLTNISSE VON EHEGATTEN. ES 
WAR VON DEM ERBEN AUCH KEINE DÜRFTIGKEIT BEHAUPTET WORDEN UND DAS 
GROSSE VERMÖGEN DES ERBLASSERS ZU LEBZEITEN VERSCHWUNDEN.

SO IST AUS GRÜNDEN DER EINHEITLICHKEIT DES RECHTS (REVISIONSGRUND) ist 
PKH ZU BEWILLIGEN, AUCH WENN DAS GERICHT ZU UNGUNSTEN ENTSCHEIDEN 
WILL).

BGH NJW 1961, 602: „IN GEGENSTÄNDLICHER HINSICHT LEGT DER ZWECK DES 
AUSKUNFTSANSPRUCHS, DER BEWEISNOT DES PFLICHTTEILBERECHTIGTEN 
ABZUHELFEN, NICHT EINE ENGE, SONDERN EINE WEITE GRENZZIEHUNG NAHE.“

AUCH WENN EIN GERICHT VON DER HÖECHSTRICHTERLICHEN 
RECHTSSPRECHUNG UND DER hM IN DER LITERATUR ABWEICHEN WILL, MUSS ES 
PKH BEWILLIGEN.

DIESE SITUATION IST ÜBERHAUPT NOCH NICHT VORGEKOMMEN UND 
ENTSCHIEDEN. OLG München Urt v. 23.08.2021 – 33 U 325/21 ERKLÄRT, DASS ES 
SITUATIONEN GEBEN KANN; WO ES ZU EINER BELEGVORLAGE KOMMEN KANN: 
EINE SOLCHE SITUATION IST HIER GEGEBEN. HIERZU IST ALSO EINE 
RECHTSDISKUSSION ZU FÜHREN (REVISIONSGRÜNDE: GRUNDSÄTZLICHE 
BEDEUTUNG UND RECHTSFORTBILDUNG).

Schon im Schriftsatz vom 11.05.22 hat die Beschwerdeführerin erklärt, dass die 
Auskunftspflicht erst nach der Verschaffung  der notwendigen Kenntnis des Erben beendet 
ist, sie hat in der Sachlage dargetan, dass erhebliches Vermögen fehlt, dass der Erblasser 
umfänglich pflichtteilverkürzende Zuwendungen plante, dass größeres Vermögen unstreitig 
vor dem Erbfall aber nicht zum Zeitpunkt des Erbfalls vorhanden war, dass der Erblasser 
dem überlebenden Ehegatten zahlreiche andere bedeutende Schenkungen gemacht hat und
die finanziellen Verhältnisse der Ehepartner aufgrund zahlreicher Transaktionen schwer 
durchschaubar sind (OLG Frankfurt NJW-RR1993,1483,1485). In diesen Fällen hat der 
Auskunftspflichtige die Transaktionen aufzudecken und entsprechende Unterlagen 
vorzulegen, es kann in Ausnahmefällen zur Belegvorlagepflicht kommen (BGH 
NJW1973,1876,1878; WM 1976,1089,1090; OLG Düsseldorf FamRZ 1995, 1236, 1238); 
Staudinger BGB - Buch 5: Erbrecht: §§ 2303 – 2345, 2015, § 2314 Rn. 27).

Der Auskunftsanspruch ist erst erfüllt, wenn der Erbe eine abschliessende Auskunft erteilt 
hat, die, klar und deutlich zum Ausdruck bringt, dass die erteilten Auskünfte nach seinem 
Kenntnisstand vollständig sind, nachdem er sich, soweit zumutbar verschafft hat 
(Burandt/Rojahn/ Horn, 3. Aufl,  2019 BGB § 2314  Rn 32).
Dies ist nicht der Fall, weil die Gegnerin und Alleinerbin, die zweite Ehefrau des 
Erblassers keine zumutbaren Anstrengungen unternommen hat, herauszufinden, 
wohin das nachweislich zu Lebzeiten des Erblassers vorhandene hohe Geldvermögen 
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verschwunden ist.

Es besteht ein Anspruch auf Ergänzung der Auskunft, wenn der Schuldner in Folge Irrtums 
einen Teil des Bestandes weggelassen hat, wenn in der Aufstellung bestimmte sachliche 
oder zeitliche Teile völlig fehlen, wenn die Angaben erkennbar unvollständig sind oder wenn 
das Verzeichnis auf Grund gefälschter Unterlagen aufgestellt worden ist (BGH, Urt. v. 
29.06.1983 – IVb ZR 391/81 – NJW 1983, 2243; Senat, Beschl.v. 29.8.2006, 5 W 72/06-26; 
BayObLG, NJW-RR 2002, 1381). Ein ergänzender Auskunftsanspruch besteht darüber 
hinaus in den Fällen, in denen die Auskunft zwar dem Wissensstand des Verpflichteten 
entspricht, dieser sich jedoch fremdes Wissen nicht verschafft hat, obwohl ihm dies zumutbar
ist (BGH, Urt. v. 28.02.1989 – XI ZR 91/88 – BGHZ 107, 104; Senat, Beschl. v. 20.11.2006 –
5 W 236/06-70).(OLG Saarbrücken, Beschl. vom 28.01.2011 5 W 312/10 - 11, ZEV 2011 373
beck online). Dies muss auch gelten, wenn die Auskunft ersichtlich nicht dem Wissenstand 
des Verpflichteten entspricht, dieser sich also zu den Anhaltspunkten zu Zuwendungen nicht 
erklären will.

DAS LG BERLIN HAT DIE RECHTSSPRECHUNG ZUR AUSKUNFT UND 
BELEGHERAUSGABE BEI VERDACHT AUF NICHT ANGEGEBENE GESCHENKE 
ÜBERGANGEN. Ausweislich des BGH (Beschl. v. 4.6.2014 – IV ZB 2/14, BeckRS 2014, 
12420) hat der Pflichtteilsberechtigte einen Auskunftsanspruch gegen den Beschenkten, den
er subsidiär gem. §§ 2325, 2329 BGB in Anspruch nimmt, Demzufolge hat der Beschenkte 
Auskunft „nur über die an ihn geflossenen Zuwendungen zu erteilen, bei denen es sich um 
Schenkungen handelt oder um Veräußerungen, von denen streitig und ungeklärt ist, ob sie 
eine Schenkung darstellen, sofern sie nur unter Umständen erfolgt sind, die die Annahme 
nahe legen, es handele sich in Wirklichkeit - wenigstens zum Teil - um eine Schenkung.“ 

Da der Gesamtpflichtteil neben dem ordentlichen Pflichtteil gem. § 2325 BGB auch den 
Pflichtteilergänzungsanspruch umfasst, erstreckt sich der Auskunftsanspruch auch auf 
solche Gegenstände, die nun nicht mehr zum Nachlass gehören, weil sie zu Lebzeiten vom 
Erblasser verschenkt worden waren (Riedel in Damrau/Tanck, Praxiskomm Erbrecht, 3. 
Aufl., 2014, § 2314 BGB Rn 16). Der Erbe hat daher Auskunft über Erbe zu erteilen. Der 
auskunftspflichtige Erbe muss im Rahmen des § 2314 BGB dem Pflichtteilsberechtigten bei 
vorliegen gewisser Anhaltspunkte für eine unentgeltliche Zuwendung die näheren Umstände 
der Zuwendung offenlegen, damit dieser prüfen kann, ob es sich dabei um eine Schenkung 
im Rechtssinne handelt, der Erbe darf die entsprechende rechtliche Würdigung nicht vorweg 
nehmen (OLG Hamburg v. 28.09.2016 – 2 U 29/15, MittBayNot 2018, 357 ZV 2017, 542 LS).

Zur Eingrenzung der Nachforschung hinsichtlich des fiktiven Nachlasses muss Schenkung 
bekannt sein oder für den Erben naheliegen oder der Auskunftsberechtigte substantiierte 
Anhaltspunkte hierfür darlegen (Hamm ZEV 20, 295). Die Beschwerdeführerin hat dargelegt,
dass die Gegnerin schon zu Lebzeiten das gesamte Geldvermögen in Höhe von min. 1,8 
Mio€ geschenkt bekam. Insofern liegt hier eine Schenkung vor zu der die Gegnerin Auskunft 
erteilen muss.

Eine der letzten Entscheidungen, die explizit erklärt, dass im Regelfall der 
Auskunftsanspruch keine Belege umfasst, erklärt aber ebenso deutlich, dass tatbestandlich 
Ausnahmefälle vorkommen können, in denen nach der Rechtssprechung ausnahmsweise 
eine Vorlage in betracht kommt (OLG München Urt v. 23.08.2021 – 33 U 325/21).
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Die Beschwerdeführerin hat substantiiert dargelegt, dass der Erblasser 2012, also 8 
Jahre vor seinem Tod gegenüber einer Zeugin, nämlich der Schwester der 
Beschwerdeführerin erklärt hat, dass seine beiden Kinder aus erster Ehe nichts erben 
werden, da alles an seine zweite Frau gehen wird, um diese zu versorgen. Dieses 
Gespräch schilderte die Zeugin ausführlich in einem Mail an die Beschwerdeführerin 
vom 04.03.2012 (K 27). Es war also erbrechtlicher Betrug angekündigt worden. Dieser 
wurde augenscheinlich auch durchgeführt, weil das zu Lebzeiten des Erblassers 
nachweislich bis dato vorhandene Vermögen von min. 1,8 Mio € (K 6 – 8, K 14- 21- 
Vermögensnachweise des Erblassers eingereicht von seiner eigenen Anwältin in den 
Scheidungsakten 7 F 422/91; K 73- in Schriftsatz vom 10.07.23- notarielle Urkunde, 
kann von Dritten vorgelegt werden) verschwunden ist und dieser ohne einen einzigen 
Cent verstarb.

Daher besteht bei Betrug sehr wohl der Anspruch darauf sämtliche Belege herauszugeben 
oder hilfsweise bis zur Entscheidung umfangreich zu sichern. Es liegt damit auch keine 
Ermittlung ins Blaue hinein oder Ausforschung vor oder eine allgemeine Belegeinsicht vor

„Grundsätze zum Pflichtenkatalog des Erben: in seinem Urteil vom 2.11.1961 (BGH NJW 
1961, 602) hat der BGH folgendes festgestellt: „in gegenständlicher Hinsicht legt der Zweck 
des Auskunftsanspruchs, der Beweisnot des Pflichtteilberechtigten abzuhelfen, nicht eine 
enge, sondern eine weite Grenzziehung nahe.“ (Burandt/Rojahn, Erbrecht, 4. Aufl., 2022, Rn
18)

Die Gegnerin hat keine Bemühungen unternommen und dokumentiert, 
herauszufinden, wohin dieses Geld verschwunden ist, wiewohl es ihr ein leichtes 
gewesen wäre, die Bankbelege des Erblassers zu verschaffen, die min. bis Feb 2012 
vorhanden waren. Danach hatte der Erblasser nach Angaben der Gegnerin (K 5) kein 
Konto mehr. Womit die hohe monatliche Rente (K 63, K 73- in Schriftsatz v. 09.03.23), 
die die DRV auch bis zu seinem Tod zahlte und die Zuflüsse aus Bausparverträgen 
des Erblassers (K 53) auf das Konto der Gegnerin gegangen sein muss. Auch diese 
Bankbelege kann sie ohne Aufwand vorlegen.

Der Auskunftsanspruch ist erst erfüllt, wenn der Erbe eine abschliessende Auskunft erteilt 
hat, die, klar und deutlich zum Ausdruck bringt, dass die erteilten Auskünfte nach seinem 
Kenntnisstand vollständig sind, nachdem er sich, soweit zumutbar verschafft hat. „Da eine 
Auskunft keine Erfüllungswirkung hat, wenn der Erbe schlicht mitteilt, Schenkungen seien 
ihm nicht bekannt, sondern er sich fehlendes Wissen zu verschaffen hat, hat er zu 
dokumentieren, welche Anstrengungen er zur Ermittlung des fiktiven Nachlasses 
unternommen hat. Bei den Kontoauszügen aus den letzten 10 Jahren hat er etwa zu 
dokumentieren, von welchen Konten (Bank und Kontonummer) er in welchem Zeitraum die 
Kontenauszüge auf mögliche unentgeltliche Zuwendungen durchgesehen hat. Auch hat er 
dazu legen, dass er bei seinem Recherchen auch von dem Erblasser vor dessen Erbfall 
geschlossene konnten berücksichtigt ha , also speziell danach bei Kreditinstituten gefragt 
hat.“ (Burandt/Rojahn, Erbrecht, 4. Aufl., 2022, Rn 32): Ein ergänzender Auskunftsanspruch 
besteht in den Fällen, in denen die Auskunft zwar dem Wissensstand des Verpflichteten 
entspricht, dieser sich jedoch fremdes Wissen nicht verschafft hat, obwohl ihm dies zumutbar
ist (BGH, Urt. v. 28.02.1989 – XI ZR 91/88 – BGHZ 107, 104; Senat, Beschl. v. 20.11.2006 –
5 W 236/06-70). (OLG Saarbrücken Beschl. v. 28.11. 5 W 312/10 Zev 2011 373).
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PKH IST AUCH IN SACHEN KONTENAUSZÜGE ZU BEWILLIGEN, DA OBERGERICHTE 
ENTSCHIEDEN HABEN, DASS KONTENAUSZÜGE ZU BESORGEN SIND UND 
ZUWENDUNGSEMPFÄNGER ZU ERMITTELN SIND, WENN DER ERBLASSER EIN 
HOHES EINKOMMEN/RENTE HATTE UND ER DAVON GESCHENKE GEMACHT HABEN
KÖNNTE.

AUCH WENN EIN GERICHT VON DER HÖCHSTRICHTERLICHEN RECHTSSPRECHUNG
UND DER hM IN DER LITERATUR ABWEICHEN WILL, MUSS ES PKH BEWILLIGEN.

AUF DIE SACHLAGE, DASS DIE GEGNERIN UND ALLEINERBIN SICH ÜBER 8 JAHRE 
VOR TOD DES ERBLASSERS SEIN MONTLICHES HOHES RENTENEINKOMMEN HAT 
ANWEISEN LASSEN UND DER ERBLASSER GAR KEIN KONTO MEHR HATTE, IST 
DAS LG BERLIN ÜBERHAUPT NICHT EINGEGANGEN: AB FEBRUAR 2012 HATTE DER
ERBLASSER AUSWEISLICH DER ANGABEN DER GEGNERIN KEIN KONTO MEHR (K 
5). AUSWEISLICH ANGABEN DER DEUTSCHEN RENTENVERSICHERUNG WURDE DIE
HOHE RENTE AUCH BIS ZUM TOD DES ERBLASSERS GEZAHLT (K 74 HOHES 
JAHRESEINKOMMEN ALS LEITENDER ANGESTELLTER, K 64 HOHE 
RENTENPROGNOSE, K 73- IN SCHRIFTSATZ V. 09.03.23- DIESE WURDE BIS ZUM TOD
DES ERBLASSERS VON DER DRV GEZAHLT. ZUDEM ZAHLTE DER ERBLASSER 
KEINE MIETE). DIES LEGT DEN SCHLUSS NAHE, DASS SICH DIE GEGNERIN 
SÄMTLICHES EINKOMMEN DES ERBLASSERS AUF IHR EIGENE KONTO ANWEISEN 
LIESS UND DER ERBLASSER KEINEN ZUGANG ZU SEINEM EINKOMMEN MEHR 
HATTE.

OB AUCH DER ERBE EIGENE KONTENAUSZÜGE BESORGEN UND GESCHENKE ZU 
ERMITTELN HAT, WENN ER SICH DAS HOHE MONATLICHE EINKOMMEN DES 
ERBLASSERS AUF SEINE EIGENEN KONTEN HAT ANWEISEN LASSEN, IST EINE 
UNGEKLÄRTE RECHTSFRAGE UND AUCH INSOFERN PKH ZU BEWILLIGEN.

Besteht der Verdacht, dass der Erblasser im maßgeblichen Zeitraum von seinem Bankkonto 
oder seinem Depot schenkungsweise an Dritte gemacht hat, so ist der Erbe verpflichtet von 
seinem Auskunftsrecht gegenüber der Bank zu machen, um eventuelle 
Zuwendungsempfänger zu ermitteln (OLG Stuttgart Beschl. v. 26.01.2016 – 19 W 78/15).

Dergleichen: Auch bezüglich Kontenüberprüfungspflicht (FamRZ 18, 69; Lange ZEV 20, 253;
BVerfG  FamRZ 16, 1141 bei mtl. Einkommen Erblasser über 1720€).

Ab Februar 2012 hatte der Erblasser ausweislich der Angaben der Gegnerin kein 
Konto mehr (K 5). Ausweislich Angaben der Deutschen Rentenversicherung wurde die
hohe Rente auch bis zum Tod des Erblassers gezahlt (K 74 hohes Jahreseinkommen 
als leitender Angestellter, K 64 hohe Rentenprognose, K 73- in Schriftsatz v. 09.03.23- 
diese wurde bis zum Tod des Erblassers von der DRV gezahlt. Zudem zahlte der 
Erblasser keine Miete). Dies legt den Schluss nahe, dass sich die Gegnerin sämtliches
Einkommen des Erblassers auf ihr eigene Konto anweisen liess und der Erblasser 
keinen Zugang zu seinem Einkommen mehr hatte.

Wenn bei Verdacht auf Geschenken die Kontenauszüge des Erblassers vorzulegen 
sind, dann kann es ja wohl nicht sein, dass die Gegnerin Geschenke verschleiern darf,
weil sie sich das Einkommen des Erblassers gleich an sie und das über Jahre 
anweisen liess.

16



Im übrigen ist es ganz einfach für die Gegnerin ihre eigene Kontenauszüge zu besorgen. 

Der Erbe ist verpflichtet, von seinem gegenüber der kontoführenden Bank bestehenden 
Auskunftsrecht Gebrauch zu machen und eventuelle Zahlungsempfänger ausfindig zu 
machen. Ergänzend wies das OLG darauf hin, dass der Erbe weiter verpflichtet ist, mögliche 
Zahlungsempfänger von Schenkungen im Familienkreis abzuklären und diese zu befragen, 
ob sie Schenkungen vom Erblasser erhalten hätten. Die Gegnerin kann also auch in ihrer 
Familie nachfragen, ob an ihre Verwandten, Geschenke des Erblassers erhalten haben.

Die Beschwerdeführerin hat umfangreich und substantiiert Verdachtsmomente dargelegt und
nachgewiesen. Das LG Berlin hat diese in keinster Weise gewürdigt. Sie hat glaubhaft 
vorgetragen, dass der Erblasser ehedem über erhebliches Vermögen verfügt hat, das sich 
nach Angaben der Gegnerin zum Zeitpunkt des Erbfalls in Luft aufgelöst haben soll. Dazu 
treten offensichtliche lebzeitige Bemühungen des Erblassers, Pflichtteilsansprüche zu 
minimieren. Diese Anstrengungen setzt die Alleinerbin und Gegnerin fort.

Lebzeitige Vermögensübertragungen müssen aufgeklärt werden. Immer dann, wenn der 
Erblasser bereits zu Lebzeiten Vermögen auf Dritte übertragen hat und eine Gegenleistung 
für diese Transaktionen nicht klar ist, müssen Pflichtteilsberechtigter und nachfolgend auch 
die Gerichte genauer hinsehen. Im Einzelfall geht es immer um die Frage, ob 
Vermögensverschiebungen stattgefunden haben und ob in diesen Verschiebungen
gegebenenfalls Schenkungen zu sehen sind, die sich auf den Pflichtteil erhöhend auswirken.

Im Zweifel muss der Erbe hier zu allen auch nur verdächtigen Vorgängen umfassende 
Informationen liefern.

Dem tritt auch nicht das Datenschutzrecht entgegen, dass bei zivilrechtlichen Ansprüchen, 
Delikt, Schutz von Gerichtsverfahren keinen solchen Schutz vorsieht.

SODANN HAT DIE BESCHWERDEFÜHRERIN DEN ANSPRUCH AUF DIE BANKBELEGE
DER GEGNERIN AUCH NICHT, WIE DAS LG BERLIN MEINT, AUS DER 
ZUGEWINNGEMEINSCHAFT BEZOGEN, SONDERN SIE HAT KLAR ERKLÄRT, DASS 
DIESER ANSPRUCH SICH AUF BRUCHTEILSGEMEINSCHAFT BEZIEHT. EINE 
MITBERECHTIGUNG AM FREMDEN KONTO VORLIEGT, WEIL DIE GEGNERIN DIE 
MONATLICHEN EINKÜNFTE DES ERBLASSERS AUF IHRE EIGENEN KONTEN 
ANWEISEN LIESS.

DAS OLG SCHLESWIG UND DER BGH HABEN BEREITS ENTSCHIEDEN, DASS 
DURCH SOLCH KONKLUDENTES VERHALTEN EINE GEMEINSCHAFTLICHE 
BERECHTIGUNG VORLIEGT- WOMIT AUCH SO PKH ZU BEWILLIGEN IST.

BEI VORLIEGEN VON REVISIONSGRÜNDEN (GRUNDSÄTZLICHE BEDEUTUNG, 
RECHTSFORTBILDUNG, EINHEITLICHKEIT) IST PKH ZU BEWILLIGEN, AUCH WENN 
DAS GERICHT ZU UNGUNSTEN ENTSCHEIDEN WILL).

Klageentwurf vom 11.05.2022 auf Seite 17:
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„Ein Konto kann auch zum Nachlass gehören, wenn es auf den Namen eines anderen lautet.
Häufig ist der andere der Ehegatte oder Lebensgefährte des Erblassers. In diesem Fall kann 
eine sogenannte Bruchteilsgemeinschaft bestehen. Diese kann sogar durch schlüssiges 
Verhalten vereinbart werden. Vorliegend ging die Rente des Erblassers auf das Konto von 
Dave, Trupti und davon wurden die gemeinsamen Lebenshaltungskosten bestritten, darunter
auch die Kosten der Immobilie Wetzbach 34, später Amberbaumallee 51 (OLG Schleswig, 
Urt. v. 17.11.2015 - 3 U 30/15, BeckRS 2016, 00502, Rn. 17). Da Gütergemeinschaft 
bestand und  die letzten Jahre die Erbin auch das Renteneinkommen des Erblassers 
verwaltete und vermutlich die ehegemeinsamen Ausgaben vom Erblasser bestritten und 
untrennbar miteinander  verquickt sind, wird auch die Vorlage von Bankunterlagen (z.B. Zins-
Saldenbescheinigungen) min. 10 Jahre zurück des Kontos der Erbin gefordert.“

Auf diese Argumentation ist das LG Berlin überhaupt nicht eingegangen, sondern hat 
pauschal erklärt, bei einer Zugewinngemeinschaft blieben die Vermögensmassen getrennt. 
Hier geht es nicht um die Vermögen, sondern um die Tatsache, dass die Gegnerin die 
monatlichen Einkommen des Erblassers auf ihre Konten anweisen lies, der Erblasser die 
Kisten der gemeinsamen Lebenshaltung bestritt und die finanziellen Verhältnisse der 
Ehepartner untrennbar miteinander verquickt und aufgrund zahlreicher Transaktionen 
schwer durchschaubar sind (OLG Frankfurt NJW-RR1993,1483,1485).

Ausweislich BGH, Urteil vom 11.09.2002 - XII ZR 9/01, Ehegatten können aber -auch 
stillschweigend -eine Bruchteilsberechtigung des Ehegatten, der nicht Kontoinhaber ist, an 
der Kontoforderung vereinbaren. Unter welchen Voraussetzungen eine solche konkludente 
Vereinbarung anzunehmen ist, hängt von den Umständen des Einzelfalls ab. Die Anzeichen 
für eine konkludent vereinbarte Bruchteilsgemeinschaft ist die Tatsache, dass alle 
monatlichen Einkünfte des Erblassers auf die Konten der Gegnerin flossen. Von einer 
Alleininhaberschaft kann daher nicht ausgegangen werden, es liegt eine gemeinschaftliche 
Berechtigung vor.

DAS LG BERLIN MÖCHTE NUR NOCH PRÜFEN, OB DIE VON DER GEGNERIN IM 
VERFAHREN GELTEND GEMACHTE DÜRFTIGKEIT ZUTRIFFT, ÜBERGEHT ABER 
SÄMTLICHE BEWEISANGEBOTE DER BESCHWERDEFÜHRERIN ZUM VERMÖGENS- 
UND EINKOMMENSTRANSFER ZU LEBZEITEN DES ERBLASSERS AN DIE GEGNERIN.
WIE VORGETRAGEN, HAT DIE GEGNERIN BEREITS ZU LEBZEITEN VERMÖGEN UND 
EINKOMMEN DES ERBLASSERS ERHALTEN, DAMIT MUSS AUCH DER FIKTIVE 
NACHLASS HOCHRELEVANT.KEINE KLÄRUNG SCHWIERIGER RECHTS- UND 
TATSACHENFRAGEN IM PKH-VERFAHREN. PKH MUSS BEWILLIGT WERDEN, WENN 
DER ERFOLG VON EINER BEWEISAUFNAHME ABHÄNGT, WENN DIESE ERNSTHAFT 
IN BETRACHT KOMMT.

Damit muss die Beschwerdeführerin mit der Ablehnung eines notariellen Verzeichnisses rechnen, 
wiewohl ein Notar durchaus eigene Recherchebefugnisse zu kommen, die die Beschwerdeführerin 
nicht hat. Schon daher kann die Auskunftsstufe nicht so mangelhaft geführt werden, da der 
Beschwerdeführerin wegen ihrer Bedürftigkeit im PKH Verfahren als Schnellverfahren keine 
Möglichkeit bleibt, in einem Verfahren die Auskunftsstufe zu führen. Es geht darum, dass die Gegnerin
als Schuldnerin die Beschwerdeführerin als Gläubigerin in die Lage versetzt den Anspruch gegen sich 
selbst geltend zu machen.

Zweck des § 2311 BGB ist die Durchsetzung des Pflichtteilanspruch/Ergänzungsanspruch zu 
ermöglichen, dazu gehören auch fiktiver Nachlass und Anstandsschenkungen (§ 2330 BGB) (Lange, 
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ZEV 20, 253). Es kann nicht sein, dass Gegnerin nicht zu konkret vorliegenden Anhaltspunkten zu 
umfangreichen unentgeltlichen Zuwendungen, nämlich gesamtes Geldvermögen, 
Kommanditistenanteil, Einkommensüberlassung und Schenkung der Arbeitsleistung Auskunft geben 
muss. Damit die behauptete Dürftigkeit nicht aufgeklärt wird, sodann die unbemittelte 
Beschwerdeführerin keinen Notar einschalten kann, der m eigenen Ermittlungsbefugnissen 
ausgestattet ist. Der Beschwerdeführerin wird als unbemittelter Person wird so das Recht genommen, 
ihren grundrechtlichen Anspruch zu realisieren, sich gegen deliktisches Handeln zur Wehr zu setzen 
und auch der Weg zu einem ordentlichen Verfahrensweg abgeschnitten, weil das Gericht im Pkh-
Verfahren nicht nach Sach- und Rechtslage entscheidet.

Auch sonst besteht keine Dürftigkeit wie im Verfahren gegnerseits erklärt. Denn die 
Grundschulden auf der der   Antragsgegnerin vom Erblasser geschenkten Immobilie, 
für Investitionen darauf verwendet, von min. gesamt 323.743,49 €, die der Erblasser 
tilgte, waren zu werthaltigen Eigentümergrundschulden geworden: 
Schriftsatz vom 20.02.23,   S. 25 – 28.  

DAS LG BERLIN HAT DEN VORTRAG DER BESCHWERDEFÜHRERIN NICHT GEHÖRT.
ES HAT NICHT GEHÖRT, DASS UMFANGREICH UND MIT BEWEISEN ZU DEM 
GEPLANTEN UND DURCHGEFÜHRTEN BETRUG DER GEGNERIN AN DER 
PFLICHTTEILSBERECHTIGTEN TOCHTER DES ERBLASSERS VORGETRAGEN 
WURDE- DASS ERHEBLICHE VERMÖGEN UND EINKOMMEN DES ERBLASSERS 
GING BIS AUF DEN LETZTEN CENT SCHON ZU LEBZEITEN DES ERBLASSERS AN 
DIE GEGNERIN DIE DIESE HOCH WERTHALTIGEN GESCHENKE VERSCHWEIGT. ZUR
DISKUSSION DER NOCH UNGEKLÄRTEN RECHTSLAGE, OB BEI BETRUG (HIER 
ANGEKÜNDIGT UND DE FACTO AUCH DURCHGEFÜHRT UND ZWAR UM DAS 
GESAMTE HÖHE VERMÖGEN DES ERBLASSERS) UMFASSEND BELEGE 
HERAUSGEGEBEN WERDEN MÜSSEN, IST PKH ZU BEWILLIGEN.
IM EINZELNEN:

1.
Es liegt der begründete Verdacht auf Betrug vor, der gegenüber einer Zeugin 
zugegeben wurde.
Schriftsatz vom 15.07.22 , S. 2-11, Schriftsatz vom 20.02.2023, S. 11-12:
Der Erblasser hat 2012 gegenüber einer Zeugin, der Schwester der Beschwerdeführerin 
angegeben (K 27), dass die zwei pflichtteilsberechtigten Töchter des Erblassers aus seiner 
ersten Ehe zugunsten zugunsten seiner zweiten Frau und erbrechtlichen Gegnerin um ihren 
kompletten Pflichtteil/Ergänzungsanspruch betrogen werden. Ihnen sollten lediglich die 
„100.000“ € zugestanden werden, die der Erblasser seiner wenig später verstorbenen Frau 
im Rahmen der Scheidung zahlen musste (nach deren Tod mussten aber die umfangreichen
Schulden bei Gericht und Anwälten bezahlt werden, da die Mutter ansonsten überall 
unterlegen war). Damit steht die Gegnerin hinter dem sie begünstigenden Betrug, denn sonst
hätte sie zugegeben, dass sie von dem Erblasser zu Lebzeiten sein Geldvermögen, sein 
Einkommen (Details siehe unten) und seine Arbeitsleistung als Forscher, die er nach seiner 
Berentung verrichtete und die ebenfalls der Gegnerin zugute kam (Details weiter unten), im 
Nachlassverzeichnis angegeben. Damit besteht der begründete Verdacht, dass die Gegnerin
erhebliche Geschenke verschweigt

2.
Der Betrug war  also von langer Hand geplant, und wurde augenscheinlich auch 
durchgeführt- denn das nachweislich hohe Vermögen des Erblassers ist vor seinem 
Tod verschwunden.
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Schriftsatz vom 11.05.22 , S. 6-11, Schriftsatz vom 20.02.2023, S. 6-10:
Der Erblasser verfügte neben der Immobilie in den Jahren 1991 bis 2004 über:

258.950,75 € Zugewinn des Erblassers aus seiner Ehescheidung
258.950,75 € vom Erblasser einbehaltener Zugewinnanteil der ersten Ehefrau
83.894,39 € Erbe des Erblassers von seinen Eltern
78.202,26 € Lebensversicherung, Anteile die nicht im Zugewinn eingestellt sind
178.000,00 € Abfindung aus Aushebungsvertrag
63.087,05 € Anteil der Kapitalisierten Betriebsrente nach Verrechnung Ehezeitanteil im 
Zugewinnausgleich und Abzug Rentenzahlungen an Exfrau

Es sind 921.085,20€. Verschwunden. Die Zinsen daraus dürften beträchtlich sein. Es sind 
also min. 1 Mio € verschwunden. Denn die Gegnerin hat angegeben lediglich die vormals 
ehegemeinsame Immobilie der Eltern der Antragsstellerin als Geschenk, die allerdings auch 
nicht versteckbar war, erhalten zu haben.

Schriftsatz vom 10.07.23, S. 9-10
Ausweislich notarieller Urkunde, die der Zeuge Dr. Beck vorlegen kann, erhielt der Erblasser.
Notarvertrag vom 10.08.2007 51% der Gesellschaftsanteile übernommen (50% der Anteile, 
also alle von Wolfgang Wehner und 1% der Anteile von Dave). Die Einlage wurde nicht 
ausbezahlt, sondern die 51% Anteile wurden gekauft für 900.000 €. Die Bezahlung erfolgte 
in 3 Schritten (analog zu einer Patentanmeldung). Der Zahlungsfluss war folgendermaßen: 
490.196,00€, 196.078,00€, 196078,00€ an Wolfgang Wehner auf das Konto bei der Bayer. 
Hypo-und Vereinsbank München, BLZ 70020292, Konto Nr.6489141.
Es fehlen also weitere 900.000,00€.

Es wird die Vorlage der Urkunde durch den Zeugen Dr. Beck beantragt:

Zeugenbeweis:  Dr. Beck, zu laden über IKA Innovative Kunststoffaufbereitung GmbH & 
Co.KG, Filmstraße 4, 06766 Bitterfeld-Wolfen

3.
Der Erblasser hatte ein hohes monatliches Renteneinkommen und weitere Einnahmen 
aus Bausparverträgen.
Schriftsatz vom 20.02.12, S 16-17 und Schriftsatz vom 09.03.23, S. 1 ff.:
Die Gegnerin gibt in ihrer Auskunft (K 5) an, dass der Erblasser seit Februar 2012 kein Konto
mehr hatte, sie habe alle Ausgaben für ihn bezahlt. Da die Rente aber ausweislich DRV (K 
73- Schriftsatz vom 09.03.23) weiter gezahlt wurde und die Gegnerin angab, sie habe die 
Zahlungsverpflichtungen des Erblassers von ihrem Konto bezahlt, so ist anzunehmen, dass 
die hohe Rente des Erblassers und die Zahlungen aus aufgelösten Bausparverträge auf Ihr 
Konto gingen. Sie hat damit das Einkommen des Erblassers geschenkt bekommen 
(abzüglich Zahlungen an die Versicherungen des Erblassers, Lebensunterhalt. Seine hohe 
Rente machen aber ohne weiteres regellässige Geldgeschenke möglich.

Die Beschwerdeführerin beantragt Aktenbeiziehung der Scheidungsakten des Erblassers mit
der Mutter der Beschwerdeführerin 7 F 422/91 Güterrecht, Versorgungsausgleich, Unterhalt

Hier können die Vermögensnachweise, Einkommensnachweise und Rentennachweise aus 
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dem Zeitraum 1991 bis 2004 eingesehen werden.

Der Erblasser hat als leitender Angestellter Zeit seines Lebens sehr gut verdient, Im Jahre 
2002, also kurz vor seiner Berentung, war sein Netto Jahreseinkommen: 59.151,89€.

Beweis:  Gehaltsbescheinigung des Erblassers für 2002, 24.11.2003, aus 7 F 422/91 UE Bd
2, K 74

4.
Die Gegnerin bekam vom Erblasser einen Anteil als Mitkommanditist geschenkt.
Schriftsatz vom 15.07.22, S 17, Schriftsatz vom 20.02.23, S. 15, Schriftsatz vom 
10.07.23, S. 10:
Nach seiner Berentung gründete der Erblasser mit einem Teil seines Kapitals eine Firma 
Artemis, später Catena) für seine chemischen Erfindungen. Er brachte das Gründungskapital
von 25.000 € auf und legte dann auf seinen Anteil von 5000€ weitere 175.000€ ein. Nach 
den im April 2023 erworbenen neuen Erkenntnissen, erbrachte die Gegnerin keinen 
Kapitaleinsatz, war aber als Mitkommandistin aufgenommen, ist als ein (weiteres) Geschenk 
zu werten.

5.
Die Gegnerin hat immer noch nicht zu den von der Beschwerdeführerin nachgefragten
Patenten des Erblassers Stellung bezogen.
Schriftsatz vom 11.05.22, S 11; Schriftsatz vom 20.02.23, S. 18-19:
Die Gegnerin verwies im außergerichtlichen Verfahren auf das Notarielle Verzeichnis, im 
PKH Verfahren erklärte sie dann Dürftigkeit. Dabei hat sich die Gegnerin auf den Patenten 
des Erblassers miteintragen lassen. Sie waren ihr also bekannt

6.
Die Gegnerin hat immer noch nicht zu den von der Beschwerdeführerin nachgefragten
Kredittilgungen auf der ihr geschenkten Immobilie des Erblassers Stellung bezogen.

Außerdem wurde immer noch nicht die Frage nach Zuwendungen in Form von 
Kredittilgungen o.Ä. beantwortet.

Beweis: Schreiben der Antragstellerin vom 12.01.22  (Anlage K 9)

Denn ausweislich Überlassungsvertrag (K 5),  § 3 hat sich der Erblasser verpflichtet hat, alle 
Darlehen zu tilgen und überdies auch alle Aufwendungen und Lasten trug.

7.
Wie die Beschwerdeführerin im April 2023 erfahren hat, liess die Gegnerin den 
Erblasser als Forscher in ihrer Firma unentgeltlich arbeiten. Möglicherweise profitierte
sie von weiteren Tätigkeiten des Erblassers nach seiner Rente.
Schriftsatz vom 10.07.2023 S. 9 bis 10:
Die Beschwerdeführerin hat von dem ehemaligen Mitkommanditisten, Dr. Beck erfahren, 
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dass die Gegnerin den Erblasser als Forscher für sich arbeiten liess, ihm aber in ihrer 
Eigenschaft als Geschäftsführerin nur sich ein Gehalt von 100.000,00€ p.a. und weiteren 
Privilegien, aber nicht dem Erblasser ein Entgelt zahlte der einen Vertrag als Forscher auf 
Honorarbasis hatte und hat dies mit K 73- Schriftsatz vom 10.07.23 eidesstattlich 
versichert. 

Die Beschwerdeführerin forderte die Gegnerin zur Klärung und Bezifferung der an sie 
geschenkten, erheblichen Arbeitsleistungen des Erblassers auf:
wie hoch die an sie geschenkte Arbeitsleistung des Erblassers ist, die dieser nach seiner 
Berentung in der ihr vom Erblasser überlassenen Firma Catena als Forscher verrichtet hat;
ob der Erblasser nach seiner Berentung noch für weitere Firmen gearbeitet hat und ob sie 
das Entgelt für diese Arbeitsleistungen geschenkt bekam?

Beweis:  Schreiben der Beschwerdeführerin vom 07.08.23 an die Gegnerin, K 75

Dr. Beck kann die Arbeitsverträge des Erblassers vorlegen. Dies wird hiermit 
beantragt..

Zeugenbeweis:  Dr. Beck, zu laden über IKA Innovative Kunststoffaufbereitung GmbH & 
Co.KG, Filmstraße 4, 06766 Bitterfeld-Wolfen

8.
Außerdem hat die Beschwerdeführerin die Gegnerin aktuell aufgefordert Auskunft 
über Pflicht und Anstandsgeschenke an sie und Dritte zu erteilen.

Die Beschwerdeführerin forderte die Gegnerin zur Listung der Pflicht- und 
Anstandsgeschenke an sie und Dritte auf, die bisher auch nicht in deren 
Nachlassverzeichnis erscheinen. „Der Zweck des Auskunftsanspruchs, dem 
Pflichtteilsberechtigten die zur Berechnung seines Pflichtteilsanspruchs nötigen 
Tatsachenkenntnisse zu verschaffen, fordert jedoch die Bejahung der Auskunftspflicht auch 
für Pflicht- und Anstandsschenkungen im Sinn von § 2330 BGB, da andernfalls die 
Beurteilung, ob eine Schenkung diesen Charakter habe, praktisch dem Ermessen des 
Pflichtteilsschuldners überlassen und der Auskunftsanspruch dadurch weitgehend entwertet 
wäre (BGH, NJW 1962, 245, beckonline).“ (LG Bielefeld, Teilurt. V. 16.01.2019- 3 O 138/18, 
BeckRS 2019, 14918)

Beweis:  Schreiben der Beschwerdeführerin vom 07.08.23 an die Gegnerin, K 75

Auch vor dem Hintergrund, dass bis dato nicht erklärt ist, wohin das erhebliche bei Lebzeiten
vorhandene Vermögen und Einkommen verschwanden- womöglich subsumiert die Gegnerin 
das unter übliche Geschenke.

9.
DAS LG BERLIN HAT NICHT GEHÖRT, DASS DER BESICHTIGUNGSANSPRUCH DER 
BESCHWERDEFÜHRERIN ZUM HAUSRAT NOCH NICHT ABGELAUFEN IST.
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AN UNTERGERICHTEN WIRD DIE MEINUNG VERTRETEN, DASS BEI  BEREITS 
VORLEGTEM ABER UNVOLLSTÄNDIGEN NOTARIELLEM VERZEICHNIS DER 
BESICHTIGUNGSANSPRUCH NOCH NICHT ABGELAUFEN IST. DIES KANN JA BEI 
EINEM VERZEICHNIS NICHT ANDERS SEIN. 

BEI VORLIEGEN VON REVISIONSGRÜNDEN (GRUNDSÄTZLICHE BEDEUTUNG, 
RECHTSFORTBILDUNG, EINHEITLICHKEIT) IST PKH ZU BEWILLIGEN, AUCH WENN 
DAS GERICHT ZU UNGUNSTEN ENTSCHEIDEN WILL).

Schriftsatz vom 20.02.23,   S. 17-18:  
Der Anspruch auf Auskunft ist noch nicht erloschen

Zunächst, die Beschwerdeführerin konnte dies gar nicht tun, weil sie nicht wusste, in 
welchem Güterstand der Erblasser mit der Gegnerin verheiratet war und ob überhaupt ein 
Anspruch auf Hausrat bestand. Der Erblasser mit der Gegnerin 2019 in die von ihr 
erworbenen Immobilie verzogen. Es war tatsächlich nicht zu erwarten, dass hier der alte 
Hausrat aus der Immobilie des Erblassers, sodann an Gegnerin verschenkt, mitgenommen 
wurde.

Aber dann hat die Beschwerdeführerin erfahren, dass eben keine Gütertrennung bestand 
und dass die Gegnerin hat im Nachlassverzeichnis behauptet, der Hausrat sei alt und 
wertlos gewesen. Und die Beschwerdeführerin dann aber durch den Zeugen Hartmann 
erfahren hat, dass der Hausrat komplett neu und hochwertig war.

Daher ist der Anspruch auf  Besichtigung auch noch nicht abgelaufen.

Es ist auch keine Verwirkung nach § 242 BGB eingetreten, da das vorgelegte Verzeichnis 
erkennbar unvollständig ist, so dass ihr auch weiterhin das Recht auf eigene Hinzuziehung 
zusteht, auch wenn die Beschwerdeführerin bei der Erstellung des bereits vorlegten 
Verzeichnisses nicht auf ihre Hinzuziehung bestanden hat, begründet dies kein 
schutzwürdiges Vertrauen der Gegnerin (LG Bielefeld, Teilurt. V. 16.01.2019- 3 O 138/18, 
BeckRS 2019, 14918).

Der Auskunftsanspruch wurde auch noch nicht erfüllt, weil die Angabe der Gegnerin falsch 
ist, der Hausrat war nicht alt und wertlos. Sie hat ihn daher einzeln und mit 
Berechnungsfaktoren anzugeben (Im Rahmen der Auskunft über den tatsächlichen Nachlass
sind im Interesse der Offenlegung der Berechnungsfaktoren Gegenstände des Hausrats und 
Inventars einzeln anzugeben, unzulässig ist eine Saldierung. Entsprechendes gilt für die 
Auskunft über den fiktiven Nachlass, die detaillierte Angaben über Zeit, Empfanger und 
Gegenstand der jeweiligen Zuwendung erfordert. (n. amtl. Ls.) LG Bielefeld, Teilurt. V. 
16.01.2019- 3 O 138/18, BeckRS 2019, 14918).

WEITERER VOM LG BERLIN NICHT GEHÖRTER VORTRAG.

10.
Suggestion eines niedrigen Werts der Immobilie durch die Gegnerin durch Vorlage 
einer Seite eines Gutachten 10 Jahre vor Schenkung- in Wahrheit erhielt die 
Antragsgegnerin eine hochwertige gerade innen und außen modernisierte Immobilie 
im Rhein-Main-Gebiet geschenkt.
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Schriftsatz vom 20.02.23,   S. 14:  
Der Erblasser besaß eine hochwertige Immobilie im Rhein-Main-Gebiet, am Waldrand, 
Hanglage und nahem Autobahnzubringer bzw. nahem Bahnhof mit ICE Anschluss, die frisch 
modernisiert an die Gegnerin verschenkt wurde.

11.
Anders als die aus Indien kommende Gegnerin gegenüber anderen angab, war sie 
keine erfolgreiche Geschäftsfrau, hat vor Kennenlernen Erblasser ausweislich ihres 
früheren Arbeitgebers wenig verdient.
Schriftsatz vom 04.10.22, 20.02.23,   S. 12-13:  
Die Gegnerin ist aus Indien migriert und hatte vor Kennenlernen des Erblassers nur wenig 
verdient (Zeugenbeweis ihres ehemaligen Arbeitgebers). Trotzdem wird im 
Überlassungsvertrag (K 5) an die Gegnerin verschenkte Immobilie behauptet, diese habe 
dem Erblasser 150.000€ gegeben. Unter dem vorgesagten ist eine konstruierte Zahlung. Bei 
der nicht-versteckbaren Immobilie, sollte der Pflichtteil/Ergänzungsanspruch durch 
Konstruktion von Gegenleistungen und übersetzten Wert des Niesbrauchs geschmälert 
werden-  wie vom Erblasser zugegeben, sollte den Kindern des Erblassers sollte auch 
hieraus möglichst gar kein Pflichtteilergänzungsanteil entstehen. Auch sonst steht der 
Überlassungsvertrag in keinem Verhältnis:

12.
Die Gegnerin hat nicht nur den Tod des Erblassers nicht mitgeteilt, sondern auch nur 
stark verzögernd und unvollständig Auskunft gegeben:
Schriftsatz vom 20.02.23,   S. 1-4, 5-6:  

13.  WEITERE UNWAHRE AUSKÜNFTE DER GEGNERIN
Was die Behauptung der Gegnerin betrifft, sie habe auf der vom Erblasser geschenkten 
Immobilie noch lastende Grundschulden bezahlt (am 16.11.2010 ein Betrag von € 
101.232,21 Beweis K 5), so ist dies ebenfalls dreist von ihr gelogen, denn der Erblasser hat 
mehrfach angegeben diese bezahlt zu haben und war auch ausweislich des 
Überlassungsvertrags dazu verpflichtet.
Schriftsatz vom 20.02.23,   S. 13-14:  
Schon ausweislich Überlassungsvertrag (K 5) hat sich der Erblasser zur Tilgung verpflichtet. 
Wie unter Punkt 1 angegeben, sind dies die „100.000€“ die der Erblasser an die Mutter der 
Beschwerdeführerin zahlte und die er dann seinen Kindern vererbt haben wollte- die 
Wünsche des Erblassers sind für die Gegnerin allerdings nicht berücksichtigenswert. Zudem 
gibt es weitere schriftliche Quellen, woraus hervorgeht, dass der Erblasser diese bezahlt hat.

Schriftsatz vom 20.02.23,   S. 18-19:  
Weitere nicht wahrheitsgemäße Angaben der Gegnerin: Geschenke an Dritte des 
Erblassers, die die Gegnerin abwickelte, weil der Erblasser kein Konto mehr hatte, 
sämtliche Patente des Erblassers wurde nicht angegeben, wiewohl auch die Gegnerin 
mit eingetragen war.

24



a) Geschenke an Dritte

Entgegen der Angabe der Gegnerin, Geschenke an Dritte seien ihr nicht bekannt, nahm die 
diese selbst für den Erblasser Geschenke an Dritte vor, nachdem dieser ab Februar 2012 
kein Konto mehr hatte.

Der Erblasser zahlte an seinen Enkel Raphael  (Kind der Schwester der 
Beschwerdeführerin) ca. 6000 €, da der Erblasser ab Feb 2012 keinen Kontenzugang mehr 
hatte, war es zuletzt die Gegnerin, die einen monatlichen Betrag überweis, wiewohl sie 
angab, es seien ihr keine Geschenke an Dritte bekannt.

Zeugenbeweis: Astrid Wehner-Fleischberger, Brunnerstr. 27. 80804 München

Im übrigen ist dies ein weiterer Beweis, dass die Gegnerin ab Februar 2012 das Einkommen 
des Erblassers vereinnahmt hat.

b) Patente, siehe Punkt 5.

FAZIT
Auch damit ist erklärt, an wen das Vermögen und Einkommen zu Lebzeiten floss: nämlich an
die Gegnerin, die allerdings nicht angibt, dass ihr der Erblasser sein gesamtes Hab und Gut, 
Einkommen und Arbeitsleistungen schenkte. Damit ist auch geklärt, dass die Gegnerin die 
treibende Kraft bei dem Betrug war und die Beschwerdeführerin vorsätzlich und sittenwidrig 
schädigte. Das deutsche Rechtssystem, auch Erbrecht, fusst auf dem Grundsatz von Treu 
und Glauben, diesen mag die Gegnerin allerdings nicht akzeptieren. Er ist ihr völlig fremd, 
wie der ebenfalls von ihr geschädigte Mitkommanditist IKA, Dr. Beck bestätigen kann- die 
Gegnerin stellte als Geschäftsführerin die Forschungsergebnisse des Erblassers immer 
falsch positiv dar und hat hier dem Geldgeber IKA einen Schaden von 2 Mio € verursacht (K 
73- Schriftsatz vom 10.07.2023).

Die bekannten Probleme im Pflichtteilsrecht sind hier nun auf die Spitze getrieben. Daher 
forderte die BRAK mit ihrer Initiativstellungname für ein faires erbrechtliches Verfahren auch 
die grundsätzliche Belegherausgabe.

Die Beschwerdeführerin hat den Verdacht mehr als hinreichend substantiiert- wiewohl das 
LG Berlin dazu völlig schweigt.

ZUM ANTRAG AUF PATIENTENAKTEN UND 
SACHVERSTÄNDIGENGUTACHTEN ZUR TESTIER – UND 
GESCHÄFTSUNFÄHIGKEIT DES ERBLASSERS

DAS GERICHT HAT NICHT GEHÖRT, DASS OBERGERICHTLICH (OLG Hamm, Urt. v. 
13.07.2021- 10 U 5 /20) BEREITS FESTGESTELLT WURDE, DASS DIE AUSSAGE EINES
NOTARS BEI FESTSTELLUNG DER GESCHÄFTSFÄHIGKEIT EINEN GERINGEN 
BEWEISWERT HAT. INSOFERN IST DIES GERADE KEIN GRUND DIE PKH FÜR EIN 
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SACHVERSTÄNDIGENGUTACHTEN ZU VERSAGEN.

AUCH WENN EIN GERICHT VON DER HÖCHSTRICHTERLICHEN RECHTSSPRECHUNG
UND DER hM IN DER LITERATUR ABWEICHEN WILL, MUSS ES PKH BEWILLIGEN.

Wer zur Zeit der Vornahme des Rechtsgeschäfts mit der betroffenen Person in bloßem 
sozialen Kontakt stand, ist mangels fachlicher Qualifikation zur Beurteilung der 
medizinischen Voraussetzungen des § 104 Nr. 2 BGB grds.  kein besonderer Beweiswert 
zuzumessen (OLG Hamm, Urt. v. 13.07.2021- 10 U 5 /20, BeckRS 2021, 24103- amtlicher 
LS).

Zunächst einmal handelt es sich bei der notariellen Beurkundung um einen Kaufvertrag, wo 
der Erblasser nicht Vertragspartner war, sondern es um die Löschung seiner Rechte, 
Wohnrecht etc. auf der bereits an die Gegnerin verschenkte Immobilie ging.

Es ist zudem nicht erkennbar, ob Notar Fuchs irgendwelche Ermittlungen unternommen hat, 
wie er also festgestellt haben will, ob der Erblasser nach § 11 BeurKG schwere 
Erkrankungen hat: Feststellungen zur Geschäftsfähigkeit fehlen völlig. Der Erblasser hatte 
aber schon ersichtliche Sprachstörungen und Bewegungsstörungen. Es ist auch nicht zu 
erkennen, ob er den Erblasser darüber aufgeklärt hat, was das Löschen des Wohnrechts für 
ihn bedeutet und ob er wusste, dass der Erblasser damit komplett besitzlos geworden ist 
(Vermögen und Einkommen hatte er bereits an die Gegnerin abgegeben).

Die Feststellungen und erst Recht die Nicht-Feststellungen eines Notars in der Urkunde 
gem. §§ 11, 28 BeurkG über die Geschäfts- bzw. Testierfähigkeit erbringen nicht den Beweis
für die Geschäfts- bzw. Testierfähigkeit gem. §§ 415 ff. ZPO. Der Notar ist, wie auch ein 
Richter, zu einer weiteren Beurteilung nicht im Stande. Seine Wahrnehmungen haben keinen
rechtsverbindlichen Charakter. Ihm fehlen die medizinischen Grundlagen und 
fachmedizinische Spezialkenntnisse um Krankheiten, erst Recht komplexe, seltene und 
Multimorbidität bewerten zu können. Selbst Ärzte können zu positiven Fehlschlüssen 
bezüglich der Testierfähigkeit kommen, wenn sie auf eine die Testamentserrichtung gut 
vorbereitete Person oder Personen mit Fassadenverhalten treffen und nicht alle 
wesentlichen Umstände, insbesondere die Vorgeschichte, kennen und berücksichtigen. 
Nicht einmal der langjährige Hausarzt der Person kann die Geschäftsfähigkeit sicher 
beurteilen. Ein Notar sollte zumindest ein längeres Gespräch mit gezielten Fragen führen, 
damit hieraus Indizien gezogen werden können.

DASS GERICHT HAT NICHT GEHÖRT, DASS DIE TATSACHE, DASS EIN ERBLASSER 
ZUM ZEITPUNKT DER TESTAMENTSERRICHTUNG AUF FRAGEN ANTWORTEN KANN,
ZEITLICH ORIENTIERT IST, PRÄZISE UND NACHVOLLZIEHBARE ANTWORTEN GIBT, 
DIE TESTIERFÄHIGKEIT NICHT POSITIV KLÄRT (OLG Düsseldorf, Beschl. v. 
01.06.2012, I-3 Wx 273/11)

DIES IST ALSO AUCH KEIN GRUND DIE PKH ZU VERSAGEN.

Das LG meint, dass die Schwester der Beschwerdeführerin zum Zeitpunkt der 
Testamentserrichtung mit dem Erblasser telefoniert und von diesem  Auskünfte zu seinen 
Erkrankungen erhielt (K 54, 55), dass dieser trotz seiner Sprachstörung noch sprechen 
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konnte, sei Beweis für die Testierfähigkeit. Dass Urteil des OLG Düsseldorf erklärt aber, 
dass diese Fähigkeiten, selbst gegenüber und notiert von einem Notar, nicht ausreichend 
sind, wenn es Anhaltspunkte für eine Testierunfähigkeit gibt.

VIELMEHR IST DIE TESTIERFÄHIGKEIT DES ERBLASSERS ZU ERMITTELN WENN 
DARAN ZWEIFEL BESTEHEN UND ZWAR DANN WENN SIE AUS OBJEKTIVIERBAREN
TATSACHEN ODER HILFSTATSACHEN HERZULEITEN SIND (OLG Düsseldorf, Beschl.
v. 01.06.2012, I-3 Wx 273/11).

KEINE KLÄRUNG SCHWIERIGER RECHTS- UND TATSACHENFRAGEN IM PKH-
VERFAHREN. PKH MUSS BEWILLIGT WERDEN, WENN DER ERFOLG VON EINER 
BEWEISSAUFNAHME ABHÄNGT, WENN DIESE ERNSTHAFT IN BETRACHT KOMMT.

DAS LG BERLIN HAT NICHT GEHÖRT, DASS DER ERBLASSER SELBER ERKLÄRT 
HAT, NEBEN PARKINSON, CHIARI MALFORMATION, AN EINER DRITTEN 
„SCHLIMMEN ERKANKUNG IM KOPF ODER DER WIRBELSÄULE, DIE AUTOSOMAL 
DOMINANT VERERBT WIRD, ZU LEIDEN (K 54, 55).

Die Beschwerdeführerin hat zwei Emails ihrer Schwester vorgelegt (K 54, 55 aus August 
2019), die mit dem Erblasser telefonierte zum Zeitpunkt der Testamentsabfassung am 
11.08.2019 (K 2), worin der Erblasser erklärte, dass er 3 schwere Erkrankungen habe: 
Parkinson, Chiari Malformation und eine dritte, eine Erbkrankheit, die in seiner Familie 
vorlag,  „eine schlimme Erkrankung im Kopf oder in der Wirbelsäule, die autosomal dominant
vererbt wird“

Dass schon Parkinson und Chiari Malformation komplexe neurologische Krankheitsbilder 
und schwere Erkrankungen sind, hat die Beschwerdeführerin dargelegt. Sie hat dargelegt, 
dass bei mehr als zwei Erkrankungen von Multimorbidität zu sprechen ist, die erhebliche 
Auswirkungen haben, die zu untersuchen sind. Sie hat dargelegt, dass schon wegen 
Erbgangs dass bei ihr diagnostizierte Ehlers-Danlos-Syndrom zu 50 Prozent vorgelegen hat 
und dass es wegen seiner ihr bekannten Symptome auch zu 100 Prozent zu diagnostizieren 
ist (diese werden die Patientenakten bestätigen), Sie hat dargelegt, dass das Ehlers-Danlos-
Syndrom eine high burden disease ist, eine Erkrankung mit hoher Krankheitslast. Es ist wie 
die Chiari Malformation eine seltene Krankheit- das Gericht hat hier weder Kompetenz 
gezeigt, also medizinische Fachquellen vorgelegt zu seiner Auffassung vorgelegt, dass 
Ehlers-Danlos-Syndrom würde nur Knochen und Gelenke betreffen und die Chiari 
Malformation würde nur bedeuten, dass sich das Kleinhirn in den Spinalkanal absenkt, noch 
dürfte es überhaupt zu seltenen Krankheiten kompetent sein. Damit muss für ein 
Sachverständigengutachten Pkh bewilligt werden, das die Auswirkungen der Krankheiten auf
die Willensbildungsfähigkeit zu prüfen hat. Die Träger Seltener Krankheiten sind keinesfalls 
zu diskriminieren, weil ihre meist sehr schweren Erkrankungen wenig bekannt sind und die 
medizinische Fachliteratur international und auf Englisch ist. Wie Baumann schreibt, sind die 
medizinischen Erkenntnisschritte enorm (Staudinger/Baumann  (2022) BGB § 2229, Rn 13).

Die von Seltenen Erkrankungen Betroffenen haben idR keinen gleichen Zugang zum 
Gesundheitssystem und werden nicht richtig behandelt. Schon Ärztinnen sind nicht 
qualifiziert diese zu erkennen und behandeln, so dass man hier auf SpezialistInnen 
angewiesen ist (Deutscher Ethikrat, Herausforderung im Umgang mit seltenen Krankheiten 
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2018, K 58).

Zu OLG Frankfurt/M., Urt. v. 19-02-1997 – 20 W 409/94:
Bei nicht behebbaren Zweifeln ist von der Testierfähigkeit auszugehen- hier hat das OLG 
Frankfurt aber zumindest ein Sachverständigengutachten in Auftrag gegeben, aber nicht 
weiter ermittelt- das LG Berlin hat die begründeten Zweifel der Beschwerdeführerin aber 
nicht gewürdigt und sich nur zu einigen Erkrankungen des Erblassers geäußert und hier nur 
pauschal und ohne medizinische Quellen, eine Qualifikation des Gerichts zu Seltenen 
Erkrankungen wurde nicht angegeben.

Das Gericht verletzt seine Aufklärungspflicht, wenn es nicht ermittelt.

Die Beschwerdeführerin bietet an, eine Kopie der Krankheitsakten zu bezahlen und daraus 
ein Exzerpt zu fertigen, so dass das Gericht eine weitere Entscheidungsgrundlage für ein 
Sachverständigengutachten erhält.

DAS LG BERLIN HAT NICHT GEHÖRT, DASS DER ERBLASSER, NEBEN BEREITS 
ZWEI DIAGNOSTIZIERTEN SCHWEREN ERKRANKUNGEN, VON EINER DRITTEN 
SCHWEREN ERKRANKUNG AUSGING UND BEI DER BESCHWERDEFÜHRERIN EINE 
SOLCHE DIAGNOSTIRZIER WURDE.
Schriftsatz vom 04.10.22, S. 3 bis 4:

Die Beschwerdeführerin hat die Emails der Schwester der Beschwerdeführerin an diese 
vorgelegt (K 54, 55), wo diese erklärt, dass der Erblasser ihr gegenüber von drei 
Erkrankungen, die er hat, am Telefon gesprochen hat:
dass er davon ausgeht, dass eine Erbkrankheit in seiner Familie vorliegt „eine schlimme 
Erkrankung im Kopf oder in der Wirbelsäule, die autosomal dominant vererbt wird“,
Parkinson,
Chiari Malformation.

Der Erblasser selber war also wie die Beschwerdeführerin auf der Suche nach einer 
schweren Erkrankung in der Familie, die mindestens zu 50 Prozent vererbt wird.

Bei der Beschwerdeführerin wurde am 27.01.2020 nach langer Suche und etlichen 
Ausschlussdiagnosen, bei einer darauf spezialisierten Praxis die seltene Krankheit, das 
Ehlers-Danlos Syndrom, hypermobil, früher Typ III diagnostiziert.
Schriftsatz vom 15.07.22, K 39

DAS LG BERLIN BEHAUPTET, WENN DIE BESCHWERDEFÜHRERIN DAS EHLERS-
DANLOS SYNDROM DIAGNOSTIZIERT BEKOMMEN HABE, MÜSSE DIES NICHT DER 
ERBLASSER GEHABT HABEN. ES HAT NICHT GEHÖRT, DASS DAS EHLERS-DANLOS
SYNDROM MINDESTENS ZU 50 PROZENT VERERBT WIRD.

ES HAT ÜBERSEHEN, DASS DIE BESCHWERDEFÜHRERIN UMFANGREICH ZU 
ERBGANG UND SYMPTONEN DES EHLERS-DANLOS SYNDROM AUCH BEIM 
ERBLASSER IMMER UNTER VERWEIS/NACHWEIS AUF MEDIZINISCHE 
FACHLITERATUR VORGETRAGEN HAT. ES ALSO AUCH BEIM ERBLASSER 
POSTHUM (ES WIRD KLINISCH DIAGNOSTIZIERT) DIAGNOSTIZIERT WIRD.
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Schriftsatz vom 15.07.2022 7, S. 11 bis 14: Suche der Beschwerdeführerin nach einer 
Erkrankung, die systemisch ist, also den ganzen Organismus befällt und Diagnose bei einer 
Spezialpraxis in Frankreich am 27.01.2020

Schriftsatz vom 04.10. 2022 , S. 1, 3 bis 4: ausweislich Fachliteratur Betroffene können 
wegen mannigfaltiger körperlicher Schwächen sich nicht zur Wehr setzten, fremden Willen 
abwehren, Widerstandskraft deutlich herabgesetzt, Symptome und Nachweise beim 
Erblasser

Schriftsatz vom 21.12.2022 14, S.4 bis 7: Symptome und Vererbung, beim Erblasser waren 
alle Major Kriterien vorhanden, gehört zu den Seltenen Krankheiten, die Betroffenen haben 
wegen der mangelhaften Kenntnisse der ÄrztInnen eine Diagnoseodyssee (Stellungnahme 
Deutscher Ethikrat)
Schriftsatz vom 20.02.2023 20, 
S. 50 bis 52: Der Erblasser war schwer und lange krank mit komplexen neurologischen 
Komorbiditäten und einer genetischen Erkrankung
S. 54 bis 58: Dem Erblasser wurde eine lebenswichtige Behandlung verhindert.
Auf Seite 55 wurde das Titelbild einer Ausgabe des American Journal of medical genetics 
von 2021 (K 71) vorgelegt, die dem Ehlers-Danlos Syndrom gewidmet war und illustriert wie 
komplex diese Erkrankung ist:

Fatigue = Fatigue (schwer, Anm. Bf, siehe Diagnoseleitlinien K 39)

Chronic Widespread Pain = chronischer und generalisierter Schmerz (stark, Anm Bf, siehe 
Diagnoseleitlinien K 39)

Headache = Kopfschmerzen

Muscoloskeletal Complications = muskoloskeletale Komplikationen

Voice & Swallow = Stimme & Schlucken(beschwerden)

Gastrointestinal Issues = gastrointestinale Probleme

Allergic Systemic Concerns =  systemische allergische Probleme

Urological Concerns = urologische Probleme (wie die erwähnten Miktionsstörungen)

Pulmonary Symptoms = Atemprobleme

Neuropathies = Neuropathien

Autonomic Dysfunction = Dysfunktion des autonomen Nervensystem

Anxiety Disorders = die Antragstellerin und verschiedene Fachpersonen (Dr. Andrea Mayer, 
Neurologie Uniklinik Aachen, verwenden den Begriff „Angststörungen“  ungern, weil diese 
wie folgt beschrieben werden, übertriebene Angstreaktionen bei Fehlen einer wirklichen 
äußeren Bedrohung, aus der EDS – spezifischen Fachliteratur hierzu (wird vorgetragen, 
sobald diese schriftlich verarbeitet ist), dass die tatsächlich oft auftretende Angst, den Alltag 
nicht zu schaffen, damit verbunden ist, weil der Organismus aufgrund des Gendefekts 
erhebliche Probleme bereitet und geschwächt ist.)
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Neurodiversity = neurologische Diversität (ein Begriff, der die neurologische Vielfalt 
beschreibt- bei genetischen Erkrankungen kommt es zu einer anderen Wahrnehmung der 
Umwelt- atypisch, aber eben nicht abnorm, daher wurde der relativ junge Begriff der 
Neurodiversität entwickelt).

Oro-dental Complications = Komplikationen in der Mundhöhle und der Zähne

Obstetric Complications = Geburtskomplikationen

Gynaecological Problems = Gynäkologische Probleme

Schriftsatz vom 10.07.2023  S. 3 bis 4:
Das Ehlers-Danlos-Syndrom ist gekennzeichnet durch:  Betroffene sind multimorbide und 
haben eine hohe Krankheitslast, “common health issues associated with this group of high 
morbidity, high disease burden conditions.”

Es ist eine der am meisten missverstandene und unterdiagnostizierte Erkrankung der 
Geschichte.

„The Ehlers-Danlos National Foundation (EDNF) filled a deep void for patients living with one
of the most misunderstood and underdiagnosed syndromes in history.” (ebd., S. 425)

Dass sie unter Beweisantrag gestellt hat dass diese Symptome auch beim Erblasser 
und überhaupt in seiner Familienlinie vorlagen.
Nur deshalb hat sie es dann eine solche Diagnose in Betracht gezogen.

Dass sie mehrfach darauf verwiesen hat, dass Erblasser davon ausging, dass eine 
Erbkrankheit in seiner Familie vorliegt „eine schlimme Erkrankung im Kopf oder in der
Wirbelsäule, die autosomal dominant vererbt wird“,

Schriftsatz vom 20.02.2023 20, S. 50 bis 52:
Sie hat auf die medizinische Fachliteratur verwiesen, die erklärt, dass die Diagnose des 
hypermobilen Ehlers-Danlos Syndrom nur klinisch gestellt werden kann und dass dabei auch
die Frage, ob die Symptome auch bei Mitgliedern einer Familienlinie auftraten, zentral ist. 
Und das es ausweislich der Fachliteratur bei anderen Familienmitgliedern zu diagnostizieren 
ist, die diese Symptome haben und in dieser Erblinie liegen.

Weil das Ehlers-Danlos Syndrom zu den Krankheiten gehört, wie der Erblasser richtig erfasst
hat, die sich autosomal dominant vererben.

Daher noch einmal zum Erbgang und zur Familienanamnese beim Ehlers-Danlos 
Syndrom.

Ein autosomal-dominanter Erbgang bedeutet, dass sich eine Erbkrankheit zu 50% Prozent 
vererbt. Das Ehlers-Danlos Syndrom, hypermobiler (III) Typ wird so vererbt. Das Doc Check 
Flexikon erklärt den diesen und listet verschiedene Erbkrankheiten, die diesen haben- 
darunter das hypermobile Ehlers-Danlos Syndrom.

Beweis: Doc Check Flexicon, Ausdruck vom 03.08.23, K 76
nötigenfalls Sachverständigengutachten
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Die Familienanamnese ist ein wesentlicher Bestandteil des Diagnoseverfahrens.

Die amerikanische Ehlers Danlos Society hat eine Diagnose Checklist für das hypermobile 
EDS (Typ III) herausgegeben- unter Feature B wird explizit nach einer positiven 
Familiengeschichte gefragt.

Beweis: Diagnostic Criteria, Ehlers Danlos Society, 2017, K 77
https://www.ehlers-danlos.com/wp-content/uploads/2017/05/hEDS-Dx-Criteria-checklist-1.pdf

Die französische fachmedizinische Gesellschaft Gersed hat gleichfalls eine Diagnose 
Checklist erstellt- fragt unter B auf Seite 3 ebenfalls nach betroffenen Familienmitgliedern 
ersten Grades.

Beweis: Criterès de diagnostic du Syndrome d’Ehlers-Danlos hypremobile (SEDh), 2017, K 
78
https://gersed.org/wp-content/uploads/2022/01/Questionnaire-Criteres-de-diagnostics-du-
SEDh_V5.pdf

Nötigenfalls Sachverständigengutachten.

Die Mutter der Beschwerdeführerin war jedenfalls keine Betroffene. Im Rahmen des 
Scheidungsverfahrens wurde ein amtsärztliches Gutachten zu ihrer Arbeitsfähigkeit erstellt. 
Dieses listet: chronisches Lungenasthma, Allergien, Ekzemneigung, Osteoporose, 
Verschleißerscheinungen und chonische Schmerzzustände Hals- und Lendenwirbelsäule 
und in einem Kniegelenk, Hüftfehlstellung rechts.

Beweis: Ärztlicher Dienst, Arbeitsamt München vom 22.02.2001 in Ehescheidung 7 F 
422/91 UE Bd 2, Amtsgericht Bensheim, nötigenfalls Aktenbeiziehung, K 79

Die Leitsymptome des Ehlers-Danlos Syndrom, wie sie bei der Beschwerdeführerin am 
27.01.2020 (K 39) diagnostiziert worden waren, sind hier nicht erkennbar:

- „Schmerzen an vielfachen Stellen (an den Gelenken, im Abdomen, im Brustkorb, in    
den Muskeln, im Kopf …), in sich kontinuierlich entwickelnden Krisen, die sich durch   
physische Aktivität verschlimmern;
-     Schwere Fatigue, die ab dem Aufwachen besteht und behindert, verbunden mit 
Schwere-Gefühlen des Körpers und Müdigkeits-Attacken;
-     Propriozeptive Störung der Motorik, Störungen des Gleichgewichts, Gangstörungen, 
Zusammenstösse mit Hindernissen, Stürze, Koordinationsschwierigkeiten;
-     Gelenkinstabilität: Verrenkungen, Subluxationen (eingeschlossen Knacken der 
Gelenke);
-     Feine, transparente Haut, die nicht vor elektrostatischer Aufladung schützt;
-     Gelenkhypermobilität nach Beighton 9/9 und auch Hypermobilität der Schultern nach 
Cypel;
-     Hyperakusis, Schwindel;
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-     Hautblutungen und subkutane Blutergüsse;
-    Refluxösophagitis

Diese klinischen Kriterien genügen für eine Diagnose, diese wird eine Familienanamnese
gestützt, die mehr oder weniger stark hervortreten kann und den hereditären Charakter 
dieser Erkrankung des Bindegewebes unterstreicht, deren häufige Formen nicht durch 
einen Gen-Test möglich ist. Gen-Teste, wie sie bei raren Formen (des EDS) benutzt 
werden, erreichen in der allgemeinen Praxis wenig.“

Hingegen der Erblasser berichtet, dass eine Erbkrankheit in seiner Familie vorliegt „eine 
schlimme Erkrankung im Kopf oder in der Wirbelsäule, die autosomal dominant vererbt wird“,
(K 54, 55).

Weil die Beschwerdeführerin dies auch so analysiert hat, hat sie den Erblasser und seine 
Linie, soweit die deren identische Beschwerden erinnerte oder erzählt bekam, in den 
Fragebogen zur Abklärung des Ehlers-Danlos Syndrom (unter „antécédents“ = 
Vorgeschichte, Punkt 5, Seite 2) aufgenommen.

Beweis: von der Beschwerdeführerin ausgefüllter Fragebogen 27.01.2020, K 79

Das Ehlers-Danlos-Syndrom liegt also mit 50% Wahrscheinlichkeit vor, weil die 
Beschwerdeführerin betroffen. Nach den Symptomen des Erblassers zu urteilen, liegt es 
auch mit nahezu 100 % Sicherheit vor. Den endgültigen Beweis bringt die Patientenakte.

Feststellen lässt sich schon jetzt, dass der Erblasser an einer dritten schweren 
Erkrankung litt.

ES IST NICHT RICHTIG, WIE DAS LG BERLIN BEHAUPTET, CHIARI MALFORMATION 
(ABSENKUNG DES HIRNS IN DEN SPINALKANAL) WÜRDE LEDIGLICH BEDEUTETEN,
DASS „KOPFSCHMERZEN UND BEWEGUNGSSTÖRUNGEN” VORLIEGEN ODER NUR 
SO BEIM ERBLASSER VORGELEGEN WAR. AUSWEISLICH DER AKTUELLEN 
MEDIZINISCHEN FACHLITERATUR SIND AUCH KOGNITIVE UND EMOTIONALE 
VORGÄNGE BETROFFEN.

AUCH DIE CHIARI MALFORMATION IST EINE SELTENE ERKRANKUNG. DIE 
FACHLITERATUR NUR INTERNATIONAL. RICHTER SIND NICHT QUALIFIZIERT, 
SELTENE KRANKHEITEN ZU BEURTEILEN. SELBST ÄRZTINNEN KÖNNEN DIES OFT 
NICHT, SONDERN SPEZIALISIERTE MEDIZINERINNEN SIND GEFRAGT.

Bei der Chiari Malformation senken sich Teile des Kleinhirns in den Spinalkanal ab. Das 
Kleinhirn ist nach neuen Erkenntnissen auch für kognitive Prozesse (Aufmerksamkeit, 
Emotionen) zuständig.

“The most common symptoms are severe head and neck pain, occipital headache worsened 
by Valsalva maneuvers, loss of pain and temperature sensations and strength associated 
with a syrinx, spasticity, sleep apnea, and brainstem deficits. … ln recent years, some 
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articles have been published on the association between CM1 and cognitive and psychiatric 
disorders.These studies followed the work of Schmahmann on the role ol the cerebellum on 
cognitive functions, which coined the term cerebellar cognitive affective syndrome (CCAS). .. 
… CCAS is characterized by alterations in executive functioning, spatial cognition, 
personality, and language following cerebellar alterations.Although these changes are 
related to strictly cortical activity, CCAS seems to be related to a corticocerebellar 
connectivity alteration. The cerebellum shows important connections with the prefrontal and 
frontal lobes, which may explain the cognitive impairment. Patients with CM 1 experiencing 
neurocognitive deficits may show microstructural changes on diffusion tensor imaging in the 
corpus callosum, fornix, gyrus cinguli, thalamus, and brainstem. … Yilmaz et al described the
executive functions, intellectual capacity, and psychiatric features in a group of 29 patients 
with CM1 and a control group of 33 subjects. The authors reported that the patients with 
CM1 took longer to complete the Stroop test (ability to concentrate and maintain attention) 
and had lower mean standardized mini-mental state examination and lO scores than the 
control subjects. lnterestingly, the authors found a significantly higher rate of psychiatric 
disorders in patients with CM1 than control subjects (38% vs. 12%). Anxiety was most 
frequently reported (20.7%) followed by depression (10.3 %). ln the few articles available to 
date on psychiatric disorders of patients with CM1 , depression has been reported in up to 
32% of patients, and anxiety has been reported in 20%. More generally, these disorders may
be reported in about 50% of cases.CCAS may also comprise affective elements, such as 
panic, anxiety, depression, and obsessive behavior.”

„Die häufigsten Symptome sind starke Kopf- und Nackenschmerzen, okzipitale 
Kopfschmerzen, die durch Valsalva-Manöver verschlimmert werden, Verlust des Schmerz- 
und Temperaturempfindens und der Kraft, auf die röhrenförmige Höhlenbildungen im 
Rückenmark zurückgeführt, Spastik, Schlafapnoe und Hirnstammdefizite. … In den 
letzten Jahren wurden einige Artikel über den Zusammenhang zwischen CM1 und 
kognitiven und psychiatrischen Störungen veröffentlicht. Diese Studien folgten der 
Arbeit von Schmahmann über die Rolle des Kleinhirns auf kognitive Funktionen, die 
den Begriff des zerebellären kognitiv-affektiven Syndroms (CCAS) geprägt hat. … 
CCAS ist gekennzeichnet durch Veränderungen der exekutiven Funktionen, der räumlichen 
Kognition, der Persönlichkeit und der Sprache nach zerebellären Veränderungen. Obwohl 
diese Änderungen streng genommen mit kortikalen Aktivität scheint CCAS mit einer 
kortikocerebellären Konnektivitätsveränderung in Verbindung zu stehen. Das Kleinhirn weist 
wichtige Zusammenhänge mit dem Präfrontallappen und dem Frontallappen auf, was die 
kognitive Beeinträchtigung erklären könnte. Patienten mit CM 1, die neurokognitive Defizite 
aufweisen, können mikrostrukturelle Veränderungen in der Diffusions-Tensor-Bildgebung im 
Corpus callosum, Fornix, Gyrus cinguli, Thalamus und Hirnstamm zeigen. … Yilmaz et al. 
beschrieben die exekutiven Funktionen, die intellektuellen Fähigkeiten und die 
psychiatrischen Merkmale in einer Gruppe von 29 Patienten mit CM1 und einer 
Kontrollgruppe von 33 Probanden. Die Autoren berichteten, dass die Patienten mit CM1 
länger brauchten, um den Stroop-Test (Fähigkeit, sich zu konzentrieren und die 
Aufmerksamkeit aufrechtzuerhalten) abzuschließen, und niedrigere durchschnittliche 
standardisierte Mini-Mental-State-Untersuchungs- und lQ-Werte aufwiesen als die 
Kontrollpersonen. … Interessanterweise fanden die Autoren eine signifikant höhere Rate an 
psychiatrischen Störungen bei Patienten mit CM1 als bei Kontrollpersonen (38% vs. 12%). 
Angstzustände wurden am häufigsten berichtet (20,7 %), gefolgt von Depressionen (10,3 %).
In den wenigen bisher verfügbaren Artikeln über psychiatrische Störungen von Patienten mit 
CM1 wurde bei bis zu 32 % der Patienten über Depressionen und bei 20 % über 
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Angstzustände berichtet. Im Allgemeinen können diese Störungen in etwa 50 % der Fälle 
berichtet werden. CCAS kann auch affektive Elemente wie Panik, Angst, Depression 
und zwanghaftes Verhalten umfassen.

Beweis: The dark side of chiari malformation, Spina et al., World Neurosurgery, Volume 172,
April 2023, Pages 43-45, leider kann nur Seite 1 vorgelegt werden, da die medizinische 
Bibliothek der Charité an dem Boykott des Herausgebers Elsevier wegen der hohen 
Abonnementpreise teilnimmt. K 80
https://www.sciencedirect.com/science/article/abs/pii/S1878875023001298?via%3Dihub

„Das zerebelläre kognitive affektive Syndrom ( CCAS ), auch Schmahmann-Syndrom 
genannt, ist eine Erkrankung, die aus Läsionen (Schäden) des Kleinhirns des Gehirns folgt.

(Es wird berichtet), dass Patienten mit isolierten Verletzungen des Kleinhirns Ablenkbarkeit,
Hyperaktivität, Impulsivität, Enthemmung, Angst, rituelle und stereotype 
Verhaltensweisen, unlogisches Denken und Mangel an Empathie, Aggression, 
Reizbarkeit, grübelndes und obsessives Verhalten, Dysphorie und Depression, taktile 
Abwehr und Reizüberflutung, Apathie, kindliches Verhalten und Unfähigkeit, soziale 
Grenzen zu verstehen und Hintergedanken zuzuordnen.

Das Ausmaß von Depression, Angst, Emotionslosigkeit und Affektderegulierung kann 
zwischen den Patienten variieren.“ 

Beweis: Kurzbeschreibung des zerebellären kognitiven affektiven Syndrom ( CCAS ), K 81

Auch die Chiari Malformation ist eine seltene Erkrankung.

Beweis: orphanet Datenbank der Seltenen Krankheiten der EU, K 81

DAS LG BERLIN INSINUIERT DIE BESCHWERDEFÜHRERIN MÜSSE DEN ERBLASSER
PERSÖNLICH GESEHEN HABEN, UM BEHAUPTEN ZU KÖNNEN, SEIN ZUSTAND 
LASSE KEINE TESTIERFÄHIGKEIT ZU. UND DIESE HABEN IHN NICHT GESEHEN. 
BEIDES IST NICHT RICHTIG:

a) Es übersieht, dass die Beschwerdeführerin den Erblasser gesehen hat. Nicht nur 
während Ihres Heranwachsens, sondern auch in dessen Alter.
Ausweislich K 36 war er als Zeuge in dem Anwaltshaftungsprozess aus der Ehescheidung 
ihrer Mutter mit dem Erblasser geladen, den die Beschwerdeführerin als deren Erbin 
weiterführte. Hier war klar erkennbar, dass der Erblasser große und nicht normale 
gesundheitliche Probleme hatte: konnte kaum laufen, keine Feinmotorik, konnte kaum 
sprechen, hatte einen Finger verloren wegen eines Sturzes, Weinerlichkeit und einen 
Realitätsverlust in Bezug auf die Konsequenzen seines Handelns.

Dass die Beschwerdeführerin den Erblasser hier gesehen hat, begründete ihren Verdacht, 
dass das Ehlers-Danlos Syndrom doch vorgelegen haben kann, wesentlich mit.

Hinzuweisen ist, dass die Beschwerdeführerin im Rahmen einer Parteieinvernahme zu hören
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ist.

Es ist jedoch so, dass  Patientenakten, Sachverständigengutachten und Zeugen einen 
höheren Beweiswert haben. 

Es wurden auch Zeugen zum Gesundheitszustand des Erblassers zu verschiedenen Zeiten 
benannt.

Zeugenbeweis: Astrid Wehner-Fleischberger, Brunnerstr. 27, 80804 München

Zeugenbeweis:  Dr. Olaf-René Hartmann, Hofgarten Str. 21, 64625 Bensheim

Zeugenbeweis:  Dr. Beck, zu laden über IKA Innovative Kunststoffaufbereitung GmbH & 
Co.KG, Filmstraße 4, 06766 Bitterfeld-Wolfen

b) Es übersieht ferner, dass die Beschwerdeführerin ausführlich unter 
fachmedizinischen Beweisangeboten zum Ehlers-Danlos Syndrom vorgetragen hat, 
weil sie anhand ihres eigenen Zustandes sehr genau nachfühlen, wie es dem 
Erblasser ergangen ist.

Die Beschwerdeführerin ist die Tochter des Erblasser, ist mit diesem aufgewachsen und 
kennt diesen von Kindheit an, bis 1992 fats täglich gesehen, sodann bis 1997 regelmässig. 
Sie hat seine Symptome gesehen, deren Verlauf sie sodann an sich wiedererkannt hat.

Sie ist mittlerweile selber körperlich instabil, körperlich schwach, hat überall starke 
Schmerzen, starke Kopfschmerzen und schwere Fatigue, neigt zu Stürzen, u.A.. Dies hat 
klare Konsequenzen auf den Alltag- man ist nämlich kaum belastbar, hat auch keine 
psychische Widerstandskraft (zuletzt gab es wieder ein solches Beispiel, wiewohl sich die 
Beschwerdeführerin wegen dieser Schwäche schon länger zu schützen versucht, indem sie 
telefonisch keine unbekannten Anrufe mehr entgegennimmt, wurde ihr doch seitens des 
Telefonanbieters ein Produkt verkauft, das sie nicht wollte. Der Verkauf konnte nur mit Mühe 
rückgängig gemacht werden, weil der Telefonanbieter nicht die gesetzlichen 
Widerrufsbedingungen akzeptieren wollte, Beweise können selbstverständlich vorgelegt 
werden, da dann seitens Telefonanbieter eine Sperre erfolgte, die erst am AG Montabaur 
rückgängig gemacht werden konnte).

Sodann hat sich der Verdacht verfestigt, dass auch bei ihr die neurologischen 
Komorbiditäten, die sich schon 2004 im Alter von 34 Jahren im Kopf bemerkbar machten, 
einen einiger Zeit einen schweren Verlauf nehmen (ab Anfang 50). 

Ausweislich “Neurological and Spinal Manifestations of the Ehlers–Danlos Syndromes“ ist: 

“Chiari malformation Type I (CMI) has been reported as a comorbid condition in hypermobile 
EDS (hEDS).”

“Chiari malformation Type I (CMI) gilt als Komorbidität des hypermobilen EDS (hEDS).”
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Beweis: “Neurological and Spinal Manifestations of the Ehlers–Danlos Syndromes“, Fraser 
et. Al, 2017, S. 197, K 82

Dies ist ein weiterer Beweis, dass die schlimme Erkrankung, die vom Kopf oder der 
Wirbelsäule ausgeht, die der Erblasser bei sich erkannt hat, das Ehlers-Danlos-Syndrom ist.

Die Beschwerdeführerin kann, wenn weitere Ergebnisse vorliegen- allerdings ist die 
Abklärung im Moment erschwert, weil für komplexe bildgebende Verfahren keine Termine zu
erhalten sind- erklären, ob sich bei ihr auch hier dieselben Verläufe wie beim Erblasser 
einstellen.

Zudem treten scheinen auch bei der Beschwerdeführerin die komplexen 
interkraniellen Verläufe einzutreten:

der Erblasser hatte Chiari Malformation- mögliche Ursache ist eine Veränderung des 
interkraniellen Drucks. Ausweislich der medizinischen Fachliteratur kann es auf interkranielle
Hypotension zurückzuführen sein  („Chiari malformation (congenital, with abnormal posterior 
fossa). Low-lying cerebellar tonsils in intracranial hypotension (reversible with treatment) may
be mistaken as congenital Chiari. Intracranial hypotension may also worsen cerebellar 
tonsillar descent in patients with congenital Chiari“, Spinal CSF Leak Foundation, 
https://spinalcsfleak.org/about-spinal-csf-leaks/diagnosis-of-spinal-csf-leak/).

Spontane CSF (cerebrospinal fluid) leaks, die interkranielle Hypotension verursachen, 
sind mit Erkrankungen des Bindegewebes in Verbindung zu bringen (Connective tissue 
spectrum abnormalities associated with spontaneous cerebrospinal fluid leaks: a prospective
study, Eyal Reinstein, et al., Eur J Hum Genet  .   2013 Apr; 21(4): 386–390, Published online 
2012 Aug 29. doi: 10.1038/ejhg.2012.191, PMCID: PMC3598315, PMID: 22929030 
https://pubmed.ncbi.nlm.nih.gov/22929030/ ; Intracranial Hyper/Hypotension bei Ehlers-
Danlos Syndrom, Ehlers-Danlos Australia, mit weiteren Referenzen, 
https://www.ehlersdanlosaus.com/intracranial-hyper-hypotension).

Bei ihr sind neben den Symptomen für interkranielle Druckveränderungen (starke 
Kopfschmerzen, Fatigue, Brain Fog, Eiswassergefühle im Kopf, nächtlicher Atemstillstand) 
auch ein fortschreitendes Normaldruckglaukom vorhanden, dass auf einen zu niedrigen 
interkraniellen Druck zurückzuführen sein kann ( (zB. “Cerebrospinal fluid pressure is 
decreased in primary open-angle glaucoma”, Berdahl JP et al., Ophthalmology. 
2008;115:763-768. 12., “Intracranial pressure in primary open angle glaucoma, normal 
tension glaucoma, and ocular hypertension: a case-control study”, Berdahl JP et al., Invest 
Ophthalmol Vis Sci. 2008; 49:5412-5418 und kürzlich “The Relationship between 
Intracranial Pressure and Visual Field Zones in Normal-Tension Glaucoma Patients”, 
Akvile Stoskuviene, Lina Siaudvytyte, Ingrida Januleviciene, Antanas Vaitkus, Evelina 
Simiene, Viktorija Bakstyte, Arminas Ragauskas, Gal Antman, Brent Siesky, Alon Harris,  
Diagnostics, 2023; 13 (2): 174, DOI: 10.3390/diagnostics13020174).

c) Es ist nicht richtig, wie das LG Berlin meint, dass Parkinson lediglich eine 
Erkrankung der Bewegungsmotorik ist und nur so beim Erblasser vorlag.
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Ausweislich des amerikanischen National Institute of Aging können sich neben den 
motorischen Problemen folgende Symptome entwickeln und sich im Laufe der Zeit 
verschlechtern: mentale Veränderung, Verhaltensänderungen, Schlafstörungen, Depression,
Gedächtnisschwierigkeiten, Fatigue, kognitiven Beeinträchtigungen 
(Konzentrationsstörungen, Demenz).

Parkinsonmedikamente werden medizinischen Literatur. als für die Prüfung der 
Testierfähigkeit relevant aufgelistet: …. Parkinsonmedikamente …. (BGB § 2229 , 
Sticherling, Münchener Kommentar zum BGB, 9. Auflage 2022, Rn. 35).

Beweis: Parkinson’s Disease: Causes, Symptoms and Treatment, Ausdruck vom 
03.08.2023, K 83
https://www.nia.nih.gov/health/parkinsons-disease

Es ist nicht erkennbar, dass der Erblasser in K 54, 55 abschliessend Auskunft gegeben hat- 
denn es war lediglich ein Gespräch und kein Arzttermin.

BEI  MEHR ALS ZWEI ERKRANKUNGEN LIEGT MULTIMORBIDITÄT VOR. DIES HAT 
AUCH EINGANG IN DIE RECHTSLITERATUR GEFUNDEN. DASS KANN AUCH DAS LG 
BERLIN NICHT ÜBERGEHEN. ZUDEM IST ZU FRAGEN OB BEI SELTENEN 
ERKRANKUNGEN, DAZU ZÄHLT AUCH DIE CHIARI MALFORMATION, DAS GERICHT 
OHNE SACHVERSTÄNDIGENGUTACHTEN ÜBERHAUPT EINE AUSSAGE TREFFEN 
KANN. 

ES LIEGEN DAMIT SUBSTANTTIERTE SACHVERHALTE FÜR EIN 
SACHVERSTGUTACHETEN VOR FÜR DAS PKH ZU BEWILLIGEN IST. KEINE 
KLÄRUNG SCHWIERIGER RECHTS- UND TATSACHENFRAGEN IM PKH-VERFAHREN. 

PKH MUSS BEWILLIGT WERDEN, WENN DER ERFOLG VON EINER 
BEWEISAUFNAHME ABHÄNGT, WENN DIESE ERNSTHAFT IN BETRACHT KOMMT.

NÖTIGENFALLS IST DIE RECHTSFRAGE ÜBER PKH ZU KLÄREN, OB ES BEI 
MULTIMORBIDITÄT UND SELTENEN KRANKHEITEN (MIT VORWIEGEND 
INTERNATIONALER MEDIZINISCHER FACHLITERATUR) EIN 
SACHVERSTÄNDIGENGUTACHTEN GEBEN MUSS. DAS GERICHT IST JEDENFALLS 
NICHT QUALIFIZIERT. DIES SIND NICHT EINMAL ÄRZTINNEN, VIELMEHR BEDARF ES
MEDIZINISCHER SPEZIALISTINNEN.

Bei mehr als zwei Erkrankungen liegt Multimorbidität vor. Auch eine körperliche 
Multimorbidität beeinflusst die kognitiven Fähigkeiten erheblich. Es sind die Auswirkungen 
der Polypharmazie zu beachten. Bei chronischen Schmerzsyndromen ist die Auswirkung der
Schmerzmittel zu beachten. Wetterling nennt in Bezug auf die freie Willensbildung, 
Auffassung und Konzentration und Informationserfassung, Gedächtnis, Kritik und 
Urteilsfähigkeit, exekutive Funktionen. Multimorbidität begünstigt Depressionen und 
erleichtert die Fremdbestimmung. Die Krankheitsfolgen und Funktionseinschränkungen 
greifen ineinander, idR chronisch progredienter Krankheitsverlauf gegeben. Die vielfältigen 
möglichen Einflüsse einer Multimorbidität sind bei der Beurteilung der Willensbildung zu 
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berücksichtigen. (aus : Hat eine Multimorbidität Auswirkungen auf die Geschäfts- und 
Testierfähigkeit?, Wetterling, ErbR, 2019 14: 283-287).

Wie dargetan, handelt es sich zudem um schwere und seltene Erkrankungen, eine Chiari 
Malformation ist seine schwere und seltene Erkrankung, auch die dritte Erkrankung des 
Erblassers, die dieser suchte, wird von ihm als schlimm, schwer bezeichnet und ist auch mit 
dem autosomalen dominaten Erbgang und der Tatsache, dass eine Diagnose dadurch 
erschwert wird, weil die Ärzte mangels Kenntnis seltener Krankheiten diese nicht 
diagnostizieren können, eine seltene. Auch Parkinson ist keine leichte Erkrankung.

Für ein Sachverständigen Gutachten spricht auch, dass alle genannte Erkrankungen 
schwere neurologische Aspekte aufweisen (auch die die der Erblasser noch suchte- 
schlimme Erkrankung, die vom Kopf oder der Wirbelsäule ausgeht) und dass zumindest 
dass Ehlers-Danlos-Syndrom und die Chiari Malformation eine schwere Fatigue aufweisen.

Die Beschwerdeführerin hat  in Schriftsatz vom 10.07.23 erklärt, dass Ehlers-Danlos-
Syndrom ist gekennzeichnet durch:  schwere Erkrankung, viele Komorbiditäten. 

Betroffene sind multimorbide und haben eine hohe Krankheitslast, “common health issues 
associated with this group of high morbidity, high disease burden conditions.” 

Beweis: The power of patient-led global collaboration, Bloom et al., in: American Journal of 
medical Genetics, Volume 187C Number 4 December 2021, Special Issue: Ehlers-Danlos 
syndromes, Hypermobility Spectrum Disorders, and Associated Co-Morbidities, S. 425-428, 
S. 425, K 84

Im Schriftsatz vom 20.02.2023, S. 57 ff:
hat die Beschwerdeführerin erklärt, dass die bei Ehlers-Danlos Syndrom, hypermobiler Typ, 
das Mastzellaktivierungssyndrom (MCAS) eine hohe Komorbidität hat. Dieses kann klinisch 
diagnostiziert werden (möglicherweise über die Patientenakte des Erblassers). 

Meist schubweise Symptomatik. Mögliche Symptome sind (mit Überscheidung zu EDS) u.A.:
Fatigue, Schwindel, Kopfschmerzen, Konzentrationsstörungen, Depression, Parästhesien, 
Atembeschwerden, allergische Reaktionen, auch Sinusitis o.Ä.,Tachykardie, 
Blutdruckabfalls, Gastrointestinale Beschwerden (Schleimhaut des Magen-Darm-Trakts 
enthält viele Mastzellen), Globusgefühl, Schluckbeschwerden, Blähungen, Obstipation, 
häufiger Harndrang, Muskel- und Gelenkschmerzen bis hin zu 
anaphylaktische/anaphylaktoide Schock.
Nach Meinung Daens, Transforming EDS, 2022 entwickeln Personen mit hEDS eine 
schockähnliche Symptomatik sehr schnell bzw. diese ist ständig vorhanden. Stress oder 
körperliche Anstrengung gehören zu den Auslösern.

Bei der Beschwerdeführerin liegt es vor.

Es ist eine der am meisten missverstandene und unterdiagnostizierte Erkrankung der 
Geschichte.

„The Ehlers-Danlos National Foundation (EDNF) filled a deep void for patients living with one
of the most misunderstood and underdiagnosed syndromes in history.” (ebd., S. 425)
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Die Ehlers-Danlos National Foundation (EDNF) füllte eine tiefe Lücke für Patienten, die mit 
einem der am meisten missverstandenen und unterdiagnostizierten Syndrome der 
Geschichte leben.

Die Beschwerdeführerin hat dargetan, dass das Ehlers-Danlos Syndrom eine systemische 
Erkrankung ist. Als systemische Erkrankung oder Systemerkrankung wird 
eine Krankheit bezeichnet, die sich auf ein gesamtes Organsystem auswirkt. Im weiteren 
Sinne werden auch solche Erkrankungen als systemisch bezeichnet, die sich unspezifisch 
auf den gesamten Körper auswirken. Als Gendefekt in der Kollagensynthese im 
Bindegewebe ist EDS systemisch und ist insofern auch mit Multimorbidität zu vergleichen. 
Ähnlich sind die hohe Krankheitslast (high burden disease). Zudem kommen idR viele 
Komorbiditäten hinzu. Es wurden weitere mögliche schwere Komorbiditäten beim Erblasser 
genannt- Mastzellaktivierungssyndrom, was anhand der Patientenakten zu ergründen ist.
Schriftsatz vom 20.02.2023

Sodann wurde darauf hingewiesen, dass bei Ehlers-Danlos Syndrom auch eine Grundangst 
vorhanden ist, die auf den genetisch instabilen Körper zurückzuführen ist.
Schriftsatz vom 20.02.2023

Bei Personen, die von einer Erkrankung betroffen sind, die mit schwerer Fatigue und 
erheblicher Muskelschwäche einher geht, nach kommt noch hinzu, dass die Kraft besessen 
werden muss, den fremden Willen abzuwehren. Personen mit dem Ehlers-Danlos Syndrom 
besitzen ausweislich der medizinischen Fachliteratur hier oft keine Widerstandkraft.
Unter Bewusstseinsstörung sind folgende medizinischen Befunde gefasst: …endogene 
körperliche Einflüsse, Erschöpfungszustände … Beispiele für endogene Einflüsse (zB 
Absinken des Blutzuckerspiegels, Kreislaufschwäche, epileptischem Anfall, hohem Fieber) 
oder auf Erschöpfungszuständen seelischer oder körperlicher  Art (Staudinger/Baumann 
(2022) 2229 BGB,  Rn. 68).

Schwere Fatigue ist juristisch als Bewusstseinsstörung zu werten und ist qualifiziert, die 
Geschäfts- und damit auch die Testierfähigkeit zu verneinen (OLG Braunschweig, Urt. v. 
04.04.1975 -  2 U 119/72, OLGZ 1975, S. 414 ff., benennt starke Übermüdung  als Zustand 
höchsten Grades psychischer und physischer Übermüdung und als Zustand der 
Bewusstlosigkeit im Sinne des § 105 Abs. 2 BGB zu qualifizieren).
Schriftsatz vom 21.12.2022 
Schriftsatz vom 20.02.2023 

Kann der Erblasser sich den Vorschlägen des Dritten dagegen nicht widersetzen, etwa aus 
Angst vor seelischen oder körperlichen Verletzungen (ohne dass diese angedroht sein 
müssten), fehlt es an der erforderlichen Handlungs- und damit Testierfähigkeit (BGB § 2229 ,
Sticherling, Münchener Kommentar zum BGB, 9. Auflage 2022, Rn. 36 - 41).

Willensschwäche und Beeinflussbarkeit können die freie Willensbildung des Erblassers 
beeinflussen und sogar ausschließen. Nach den Grundsätzen „relativer Testierfähigkeit“ 
(oben Rn 33 ff) ist zu fordern, dass der Erblasser im Zeitpunkt der Testamentserrichtung 
einen unbeeinflussten Rechtsfolgewillen hat (Staudinger/Baumann (2022) 2229 BGB, Rn 
79).

Von der Gegnerin wurde die Willensschwäche des schon lange schwerkranken Erblassers 
genutzt, um gleich nach Beginn der Ehe, Immobilie, Geldvermögen, gegründete Firma, 
Einkommen, Arbeitsleistung des Erblassers abzuziehen. Als der das von ihr aufgesetzte 
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ehegemeinsame Testament unterschrieb, dass nur den Erblasser bindet, vorsorglich alle 
weiteren letztwilligen Verfügungen für ungültig erklärte und nur die Abkömmlinge des 
Erblasser bei Auskunft mit einer Strafklausel bedrohte und deren Teil, dann der von ihrer von
ihr eingesetzten Familie zugeschlagen werden sollte, hatte er zuvor auch seine Rechte, u.A. 
Wohnrecht auf der bereits an die Gegnerin verschenkte Immobilie löschen lassen und hatte 
damit alle finanziellen Mittel zur Sicherung seiner Existenz abgegeben.

Daher ist festzustellen wie krank der Erblasser war, seit wann und welchen Einfluss 
dass auf seine Testier- und Geschäftsfähigkeit hatte und ob Willensschwäche vorlag.

Die Beschwerdeführerin beantragte daher die Beiziehung sämtlicher Patientenakten des 
Erblassers, er wurde zuletzt behandelt in Charité, Neurologie, Charitéplatz 1, 10117 Berlin 
und zur Kontrolle sämtliche Unterlagen seiner Krankenversicherung (woran man erkennen 
kann, wo und wer den Erblasser behandelt hat), diese war wahrscheinlich 
Versicherungskammer Bayern, Private Krankenversicherung, Maximilianstr. 53, 80530 
München, der am 09.10.1939 geborene Erblasser hat die Versicherungsno KK5177-3928 
und bot den Sachverständigenbeweis an.

ZUR ANFECHTUNG (Anträge zu I., hilfsweise II.)

DAS LG BERLIN HAT NICHT GEHÖRT, DASS ES BEISPIELE FÜR 
WILLENSSCHWÄCHE UND UNVERNÜNFTIGES HANDELN DES ERBLASSERS GIBT.

Schriftsatz vom 20.02.23, S. 64-65:
Im März 2012 erklärte der Erblasser der Schwester der Beschwerdeführerin, Astrid Wehner-
Fleischberger gegenüber, die das Gespräch in einer Mail an die Beschwerdeführerin am 
04.03.12 festgehalten hat (K 27): seine Kinder hätten ihr Erbe in Form der „100 000 €“ 
bekommen (also die Grundschulden der Immobilie Wetzbach 34, die an die Mutter der 
Beschwerdeführerin kurz vor deren Tod gezahlt wurden und die nun die Gegnrin bezahlt 
haben will) bereits erhalten. „Ja, das Haus habe er verschenkt. Jeder habe ihm dazu 
geraten. Er muss seine Frau ja absichern, dass sie nicht auf der Strasse sitzt, wenn er stirbt.“

Zunächst einmal ist festzustellen, dass der Erblasser eine Krücke benötigt, da er angibt, alle 
hätten gesagt, dass er das tun soll, verweist auf eine Willensschwäche und auf die 
Anfälligkeit gegenüber Einflüssen Dritter. Und zwar ausschliesslich gegenüber der Gegnerin.
Alle Handlungen des Erblassers bestanden darin, sein gesamtes Vermögen und Einkommen
an diese abzugeben und zwar so, dass  kein Pflichtteil/Ergänzungsanspruch mehr erkennbar
ist. 

Die  Beschwerdeführerin verweist darauf, dass die asymmetrischen Machtverhältnisse auch 
in dem von der Antragsgegnerin aufgesetzten und vom Erblasser unterschriebenen 
gemeinsamen Testament (K 2) widergespiegelt sind: die Bindungswirkung bestand nur für 
den Erblasser, wiewohl dieser das wesentliche Vermögen miteinbrachte und eben seine 
Abkömmlinge gerade nicht schützte, nur die Gegnerin behielt das Recht, die Erbeinsetzung 
nach dem Versterben des Erblassers zu ändern, die Abkömmlinge des Erblasser sollten 
durch eine harte Pflichteilstrafklausel von Auskünften abgehalten werden, indem hier schon 
Enterbung angedroht und der Teil den Neffen der Antragsgegnerin zugeschlagen werden 
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sollte. Außerdem wurden vorsorglich alle Verfügungen aufgehoben, sollte der Erblasser doch
entwischt sein und heimlich eine andere gemacht haben.

Weiterhin war dem Erblasser und der Gegnerin bewusst, dass er gegen die gesetzliche 
Pflichteilsregelung verstiess, die ihm also bekannt war, sonst wäre er hier nicht tätig 
geworden. Der Gesetzgeber hat die Pflichtteilregelung ja auf ¼ gedeckelt, die Gegnerin al 
Frau des Erblassers und Alleinerbin würde also nicht auf der Strasse sitzen. Der Erblasser 
gibt damit auch zu, dass sein Vermögen an die Gegnerin geflossen war und auch, dass die 
Immobilie mit konstruierten Zahlungen belegt worden war, damit kein Pflichtteil und 
Ergänzungsanspruch daraus erwächst. Der Erblasser hatte keine allgemeine 
Einsichtsfähigkeit mehr, also dass Gesetze zu respektieren sind und auch nicht was die 
Verhältnismässigkeit betrifft.

Gegen vernünftige Entscheidungen des Erblassers spricht auch, dass er augenscheinlich  
sein gesamtes Geldvermögen an die Gegnerin gab (K 14 - 21), denn dieses ist, wiewohl 
nachweislich zu Lebzeiten vorhanden, verschwunden.

Weiter, dass er nach Angaben der Gegnerin seit Februar 2012 (K 5) keinen Zugang zu 
seinem Einkommen (Rente) mehr hatte. Rente und andere Einkommen (K 53) flossen auf 
das Konto der Gegnerin. 

Und zuletzt löschte er auch seine Rechte u. A wohnrecht., auf der bereits an die Gegnerin 
geschenkten (K 5) und von ihm und ihr bewohnten Immobilie, wo er seit 1977 wohnte (K 67).

Somit lieferte sich der Erblasser der Antragsgegnerin komplett aus. 

Wie kann es sein, dass ein vernünftiger, mit normalem Willen ausgestatteter Mensch, 
seine gesamten finanziellen Mittel zur physischen Existenz abgibt? Es ist doch sehr 
ungewöhnlich, dass jede Selbständigkeit komplett aufgegeben wird, der Erblasser 
hatte keinen Zugriff und de facto kein Mitspracherecht mehr. Oder war er so 
pflegebedürftig, dass er sich um nichts mehr kümmern konnte? Dies wäre ein weiterer
Beweis für Siechtum, dazu wurde von der Gegnerin aber begreiflicherweise nichts 
vorgetragen, sondern ist aus den Patientenakten zu ergründen. Anders als das Gericht
meint, sind das keine allgemeinen Vermutungen, sondern eine handfeste Indizienkette

Gegen vernünftige Entscheidungen des Erblassers spricht auch, dass er als langjährig für 
eine Firma beschäftigter Forscher, nachdem er als Rentner die Fa. Artemis, später Catena 
gründete und zuletzt dort als Forscher tätig war, bei den  falschpositiven Präsentationen zu 
seinen Forschungsergebnissen der Antragsgegnerin gegenüber dem Kommanditisten Fa. 
Ika, in Person des Geschäftsführer Dr. Beck (als Zeuge benannt im Schriftsatz vom 
15.07.22) ab 2007 schweigend daneben saß. Dies schadete seinem bisherigen exzellenten 
Ruf als Forscher erheblich und widerläuft jeder Wissenschaftlichkeit und im übrigen auch 
dem Prinzip von Treu und Glauben im Geschäftsverkehr. Überdies war es auch als 
Geldgeber, denn der Erblasser hat dieses Unternehmen finanziert hatte, um seine 
Forschungsarbeit selbstständig umzusetzen, höchst unvernünftig.

DAS LG BERLIN HAT NICHT GEHÖRT, DASS DER SCHWERKRANKE ERBLASSER 
KEINE TESTIERFREIHEIT HATTE, WEIL ER ZUVOR ALLE (FINANZIELLEN) MITTEL 
ZUR SICHERUNG SEINER PHYSISCHEN EXISTENZ AN DIE IM TESTAMENT ALS 
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ALLEINERBIN BEGÜNSTIGTE GEGNERIN ABGEGEBEN HATTE (AUF DER IHR 
BEREITS GESCHENKTEN IMMOBILE MUSSTE ER ZULETZT SEINE RECHTE; UA 
WOHNRECHT LÖSCHEN, SEIN  GELDVERMÖGEN HATTE ER  N SIE ABGEGEBEN 
UND AB FEBRUAR 2012  MITHIN ÜBER 8 JAHRE VOR SEINEM TOD HATTE ER KEIN 
KONTO MEHR UND SEINE HOHE MONATLICHE RENTEN GING AUF DEREN KONTO).

IM RAHMEN DER KTUELLEN JURISTISCHEN DISKUSSION ZUR SICHERUNG DER 
TESTIERFREIHEIT BETAGTER UND SCHWERKRANKER EINE UNGEKLÄRTE 
RECHTSFRAGE OB DIESE NOCH GEGEBEN IST WENN DIE BEGÜNSTIGTE DEM 
TESTIERENDEN ZUVOR ALLE MITTEL ZUR SICHERUNGS SEINER PHYSISCHEN 
EXISTENZ ABGENOMMEN HAT.

BEI VORLIEGEN VON REVISIONSGRÜNDEN (GRUNDSÄTZLICHE BEDEUTUNG, 
RECHTSFORTBILDUNG, EINHEITLICHKEIT) IST PKH ZU BEWILLIGEN, AUCH WENN 
DAS GERICHT ZU UNGUNSTEN ENTSCHEIDEN WILL).

Schriftsatz vom 20.02.23, S. 19, 40 bis 42:
Bis 2012 liess sich die Gegnerin vom Erblasser seine Wohnimmobilie schenken (K 5) und 
liess sich von diesem eigene Vermögenswerte schaffen, vorliegend bekannt ist schon der an
sie verschenkte Kommanditistenanteil (K 44 – 45, K 73- Schriftsatz vom 10.07.23). 
Jedenfalls verschwand das gesamte Geldvermögen des Erblassers in Höhe von min. ca. 1,8 
Mio €. Dies wurde vom Erblasser in K 27 insofern zugegeben, als dass es für seine Kinder 
kein Erbe und keinen Pflichtteil/Ergänzungsanspruch geben sollte. 

Im Februar 2012 hatte er keinen Zugriff mehr auf sein Renteneinkommen mehr, denn nach 
Angaben der Gegnerin hat er sein Konto aufgelöst. Dieses und weitere Zuflüsse aus 
Bausparverträgen, Gewinnsparen, etc., vorliegend bekannt ist schon ein Bausparvertrag (K 
53) müssen daher auf das Konto der Gegnerin gegangen sein.

Da die Gegnerin die ihr vom Erblasser geschenkte und von ihm seit 1977 bewohnte 
Immobilie wohl zu Geld machen wollte, musste dieser dann ausweislich Kaufvertrag 
zwischen der Antragsgegnerin und einem Dritten am 27.05.19  (K 22) die Löschung seiner 
Rechte Wohnrecht, Niesbrauch, Rückauflassung zusichern, diese wurden am 18.06.19 im 
Grundbuch gelöscht (K 67).

Danach setzte die Gegnerin ein ehegemeinsames Testament auf, das nur den Erblasser 
bindet, vorsorglich alle weiteren letztwilligen Verfügungen für ungültig erklärte und nur die 
Abkömmlinge des Erblasser bei Auskunft mit einer Strafklausel bedrohte und deren Teil, 
dann der von ihrer von ihr eingesetzten Familie zugeschlagen werden sollte. Dieses wurde 
vom Erblasser am 11.08.19 unterschieben (K 2). 

Der Erblasser war der Gegnerin auf Gedeih und Verderb ausgeliefert.

Dann wurde er in eine fremde Gegend verbracht, wiewohl er nach Aussagen des 
langjährigen Nachbarn (siehe Zeugenbeweis Peter Schwarz) nicht umziehen wollte, wo er 
ein Jahr später verstarb. Die Beschwerdeführerin vermutet, dass der Widerwille des 
Erblassers zum Umzug, auch damit zusammengehangen haben könnte, dass er sich wohl 
bewusst war, dass er mit der mit der Löschung Wohnrecht, Niesbrauch, Rückauflassung das
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letzte Quäntchen seiner eigenen physischen Existenz aufgab.

Ohne Geld und Wohnrecht war der Erblasser völlig manövrierunfähig und schwerkrank- er 
hatte gar nicht die Möglichkeit der Gegnerin einen anderen, einen eigenen Willen entgegen 
zu setzen. Schon unter solchen äußerlichen Umständen ist die Testierfreiheit nicht mehr 
gegeben. Er auch gesundheitlich und wegen der hieraus resultierenden Willensschwäche 
nicht in der Lage, der Gegnerin entgegen zu setzen (siehe Kapitel zur Testier und 
Geschäftsunfähigkeit wegen Krankheiten des Erblassers).

„Das Gesetz verlangt, dass der Testator seinen Willen selbst frei bestimmt... Die freie 
Willensbestimmung setzt voraus, dass der Erblasser, trotz unterschiedlicher Vorstellungen 
und Empfindungen und unabhängig von Einflüssen Dritter, eine vernünftige Überlegung und 
freie Selbstentschließung darüber treffen kann, was im gegebenen Fall als das Richtige zu 
tun ist (BayObLG FamRZ 2005, 658; OLG München ErbR 2008, 85; WETTERLING [2016] 
33 ff). (Staudinger/Baumann (2022) BGB § 2229, Rn 71)

Der Grad einer Bewusstseinsstörung wird erreicht, wenn dem Testierenden kein Raum mehr
für eigene Abwägung oder Entscheidung gelassen wird. (Burandt/Rojahn, Horn, Erbrecht, § 
2229 BGB, Rn. 16)

Der Erblasser hatte schon de facto keinen Raum mehr für eine andere Entscheidung, also 
die, das von der Gegnerin aufgesetzte Testament nicht mehr zu unterschreiben.

„Der durch § 2229 Abs 4 BGB bezweckte Schutz des letzten Willens kann - insbesondere bei
ohne Kontrolle Dritter verfassten eigenhändigen Testamenten - in unserer alternden 
Gesellschaft nicht mehr hinreichend gewährleistet werden (SEIBERT 65 ff; CHRISTANDL [2016];
SCHIEMANN in: FS Otte [2005]).“ (Staudinger/Baumann (2022) BGB § 2229, Rn 13)

Daher muss die Rechtsordnung Schutzmechanismen schaffen, um das unbeeinflusste 
Selbstbestimmungsrecht zu gewährleisten (Staudinger/Baumann (2022) BGB § 2229, Rn 39)

Daher ist nach Meinung der Beschwerdeführerin das Testament nach § 2339 III BGB 
anzufechten.

Das LG Berlin hat sich mit dieser Argumentation, ausführlich im Schriftsatz vom 20.02.23, 
Seiten 40 bis 42, überhaupt nicht auseinandergesetzt, sondern behauptet pauschal ein 
Grund dafür, dass der Erblasser nicht frei testieren konnte, sei nicht gegeben.

Die zu diskutierende Rechtsfrage lautet, kann von Testierfreiheit ausgegangen werden, 
wenn der Testierende zuvor alle finanziellen Mittel zur Sicherung seiner physischen Existenz
an den im Testament zu Begünstigenden abgegeben hat (alles Geldvermögen, kein eigener 
Zugriff mehr auf das dem zu Begünstigenden bereits seit Jahren überlassene eigene 
monatliche Einkommen und Löschung sämtlicher Rechte auf der bereits an die zu 
begünstigende Person überlassene Immobilie, darunter auch Wohnrecht)?
Und wie ist das, wenn der Testierende bereits schwerkrank ist und bereits eine 
Willensschwäche vorliegt? Liegt hier ein Fall nach § 2339 III BGB vor?

Sofern das LG Berlin hier verbale Androhungen vermisst- die Beschwerdeführerin hat diese 
durchaus erwähnt. Sie hat auf die Aussage des langjährigen Nachbarn ihr gegenüber 
verweisen, der ihr erzählte, dass man die Gegnerin immer lautstark mit dem Erblasser 
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umgehen hörte. Hingegen habe der Erblasser niemals herumgeschrien. Gegnerin machte 
den Erblasser mürbe und setzte so ihren Willen durch. Der Erblasser hatte nichts zu melden.

Zeugenbeweis: Peter Schwarz, Wetzbach 36, 64673 Zwingenberg

DIE GEGNERIN HAT DIE OPTIMALE VERSORGUNG NUR BEHAUPTET, NACHWEISE 
DAZU HAT SIE KEINE VORGELEGT. DIE BESCHWERDEFÜHRERIN HAT HINGEGEN 
SOWEIT ES IHR OHNE KENNTNIS DER PATIENTENAKTEN MÖGLICH IST, ZU DEN 
BEHANDUNGEN VORGETRAGEN, DIE NÖTIG GEWESEN WÄEREN.

Schriftsatz vom 20.02.23, S. 54-58:
Die Auswirkungen des Ehlers-Danlos Syndrom sind massiv. Die Symptome müssen 
unbedingt gemindert werden.

Es wurden einige Massnahmen genannt, die lebensverlängernd wirken, weil sie 
adäquat sind und Qualität der restlichen Lebenszeit durch adäquate Massnahmen 
massiv steigern:

Es ist auch so, dass man relativ schnell ein verbessertes Wohlbefinden erreichen kann und 
zwar schon mit der geeigneten Physiotherapie, für EDS empfohlenen Matratzen und 
Antidekubitusprodukten und einer angemessenen Lebensführung, etwa Vermeidung von 
Kälte und einer bestimmten Diät. Letztere ist sogar ziemlich wesentlich. Die bei EDS häufige 
Obstipation und ständige Überblähung (diese Symptome lagen beim Erblasser vor) hat 
unangenehme Wirkung auf die ohnehin schon bestehende körperliche Instabilität und 
verstärkt das ohnehin oft vorhandene ganzkörperliche Unwohlsein erheblich.

Ausweislich K 39 geht das Ehlers-Danlos-Syndrom  mit schwerer Fatigue und auch 
Kraftlosigkeit einher, diese Symptome lagen beim Erblasser vor. Es wird Sauerstofftherapie 
empfohlen, auch gegen die chronischen Schmerzen, insbesondere Kopfschmerzen (lagen 
beim Erblasser vor). Auch das wäre schnell und einfach bereit zu stellen gewesen.

Massnahmen, die lebensverkürzend wirken, weil sie inadäquat sind und die 
Lebensqualität deutlich verschlechtern:

Zuletzt war der Erblasser in der Neurologie der Charité in Behandlung- dort wahren wohl für 
den Erblasser sehr unangenehme und sehr schmerzhafte Untersuchungen durchgeführt 
worden. Dies hat die Antragstellerin von dem vorbenannten Olaf Hartmann erfahren.

Zeugenbeweis:  Dr. Olaf-René Hartmann, Hofgarten Str. 21, 64625 Bensheim

Das hätte vermieden werden können, wenn den behandelnden ÄrztInnen bekannt gewesen 
wäre, dass hier eine Grunderkrankung mit sehr schmerzempfindlichem Bindegewebe 
vorgelegen hat und berücksichtigt werden muss.  Aus K 70 geht auch hervor, dass sich der 
Umgang des medizinischen Personals deutlich ändert, wenn die Diagnose bekannt ist.

Eine solche Nicht-Berücksichtigung verschlechtert auch rapide Befinden und Situation von 
PatientInnen mit Ehlers-Danlos-Syndrom. Schon per se und im Alltag ist das Ehlers-Danlos-
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Syndrom sehr schmerzhaft, man fühlt sich als wäre man vom Lastwagen überfahren worden 
oder zusammengeschlagen worden. Und zwar nicht erst im hohen Alter. 

Eine solche Behandlung, die unnötigerweise mit ständigen Schmerzen behaftet ist, 
verursacht starken Stress und Ängste, welche wiederum die Symptome von EDS 
verschlechtern. Stress hat allgemein einen schlechten Einfluss auf die Gesundheit. 
Insbesondere EDS verschlechtert sich nach stressigen Ereignissen, medizinischen 
Eingriffen, Unfällen (K 69).

Insgesamt kann festgehalten werden, dass lebenswichtige Therapiemassnahmen 
verhindert wurden. Wäre es nicht wichtig gewesen, selbst am Lebensende dem 
Erblasser die verbleibende Lebenszeit mit für die Erkrankung geeigneten 
Massnahmen zu erleichtern und nicht mit ungeeigneten zur Hölle zu machen?

Zur Behandlung der Chiari Malformation wird sich die Beschwerdeführerin melden- im
Kontext des Ehlers-Danlos Syndrom kann ein veränderter interkranieller Druck die 
Ursache sein und kann bei richtiger Behandlung sich auch rückbilden. So wie es 
aussieht, scheint die Beschwerdeführerin hier ebenfalls Probleme zu entwickeln, was 
ebenfalls dafür spricht, dass sie und der Erblasser dieselbe Krankheit hatten. Es ist 
hier auch dringend die richtige Behandlung geboten. Aus dem Fachartikel, K 80 geht 
hervor, dass Chiari Malformation schwer ist und auch behandelt werden muss und 
dazu ist es notwendig, den zu Grunde liegenden Wirkmechanismus zu entschlüsseln.

DAS LG BERLIN HAT DEN VORTRAG ZUR ERBUNWÜRDIGKEIT AUS 2339 I BGB UND 
2078 BGB NICHT GEHÖRT, DENN ES IST AUF DIE SACHLAGE UND ARGUMENTATION
DER BESCHWERDEFÜHRERIN ÜBERHAUPT NICHT EINGEGANGEN.

DIE ZU DISKUTIERENDE RECHTSFRAGE LAUTET, WENN DER ERBLASSER ALLE 
FINANZIELLEN MITTEL ZUR SICHERUNG SEINER PHYSISCHEN EXISTENZ (ALLES 
GELDVERMÖGEN, KEIN EIGENER ZUGRIFF MEHR AUF DAS DEM ZU 
BEGÜNSTIGENDEN BEREITS SEIT JAHREN ÜBERLASSENE EIGENE MONATLICHE 
EINKOMMEN UND LÖSCHUNG SÄMTLICHER RECHTE AUF DER BEREITS AN DIE ZU 
BEGÜNSTIGENDE PERSON ÜBERLASSENE IMMOBILIE, DARUNTER AUCH 
WOHNRECHT) AN EINE PERSON, DIE GEGNERIN ABGEGEBEN HAT, UNTERFÄLLT 
DIESER DANN DIE GESUNDHEITSSORGE DES ERBLASSERS?
UND MUSS SIE ANGEBOTENE INFORMATIONEN ZU EINER SEHR WAHRSCHEINLICH 
DEN ERBLASSER BETREFFENDEN SCHWEREN ERKRANKUNG (DIE DIESER SELBER
BEI SICH VERMUTETE) NEHMEN UND DEN ÄRZTLICHEN BEHANDLERN VORLEGEN?
IST EINE UNTERLASSUNG IM SINNE DES §§ 2078, 2339 I BGB RELEVANT?

OLG Hamm, Urteil vom 20.02.2018 - 10 U 41/17 (2. LS) BEJAHT DASS SICH EIN ERBE 
KÜMMERN MUSS, DER DIE BETREUUNG ÜBERNOMMEN HAT.

BEI VORLIEGEN VON REVISIONSGRÜNDEN (GRUNDSÄTZLICHE BEDEUTUNG, 
RECHTSFORTBILDUNG, EINHEITLICHKEIT) IST PKH ZU BEWILLIGEN, AUCH WENN 
DAS GERICHT ZU UNGUNSTEN ENTSCHEIDEN WILL).

KEINE KLÄRUNG SCHWIERIGER RECHTS- UND TATSACHENFRAGEN IM PKH-
VERFAHREN. PKH MUSS BEWILLIGT WERDEN, WENN DER ERFOLG VON EINER 
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BEWEISAUFNAHME ABHÄNGT, WENN DIESE ERNSTHAFT IN BETRACHT KOMMT.

Die Beschwerdeführerin zitiert aus Schriftsatz vom 20.02.23, S. 58-62:

6.
Verstoss der Antragsgegnerin gegen eheliche Pflichten und auch gegen 
Verantwortung aus Betreuung.

Aus der Ehe ergibt sich die sittliche Verpflichtung zum gegenseitigen Beistand, wovon auch 
nicht der Kreis der Gesundheitssorge ausgeschlossen ist.

Dies muss insbesondere zutreffen, wenn wie vorliegend, der Erblasser der Antragsgegnerin 
sämtliches Vermögen und Einkommen überlassen hatte ohne Zugriff darauf zu haben und 
sodann auch sämtliche weiteren Rechte zur Sicherung seiner Existenz, wie Wohnrecht, 
Niesbrauch, Rückauflassung aufgegeben hat (damit die Antragsgegnerin auch über diese 
geschenkte Immobilie ganz allein verfügen kann) und zuletzt, über ein gemeinschaftliches 
Testament, die 15 Jahre jüngere und damit ihn wahrscheinlich überlebende Antragsgegnerin
als Alleinerbin eingesetzt hat.

Der Erblasser hatte keine finanzielle Autonomie mehr, er war komplett von der 
Antragsgegnerin abhängig. Daraus ergibt sich durchaus auch eine erhebliche Einschränkung
der personellen Autonomie- wie am Beispiel der nicht mehr vorhandenen Testierfreiheit 
gezeigt wurde.

Zur Erinnerung, im Kontext der aktuellen Diskussion wird Testierfreiheit als Vermeidung von 
beschrieben:
Unzulässiger Beeinflussung der Entscheidungsfreiheit (Zimmer NJW 2017, 5139);

Unheilvolle Mischung  aus herabgesetzter Abwehrmöglichkeiten des Erblassers wegen

Krankheit, Geistesschwäche naher Beziehung zum Beeinflussenden und gezielten 
Ausschluss anderer Einflüsse (Frieser, Schutz des Erblassers vor unangemessener 
Beeinflussung ErbR 2020 309-313).

Dies war die Situation des Erblassers auch als es um die Abklärung einer schweren 
Erkrankung ging.

In dieser Situation versuchte die Antragsstellerin nun den Erblasser zweimal schriftlich und 
persönlich über eine, im übrigen ausweislich von ihm selber vermutetet „schlimmer 
Erkrankung, die vom Kopf oder der Wirbelsäule ausgeht und ad vererbt wird“ (K 55) zu 
informieren, nämlich noch vor der finalen Diagnose wegen Verdacht am 19.09.19 (K 42) und 
am 12.04.20 mit der finalen Diagnose versehen (K 43). Hier wurden sämtliche 
Fachinformationen und auch die Adressen der spezialisierten Behandler angeboten.

Die Antragsgegnerin behauptet im Pkh-Verfahren nun, der Erblasser habe sich entschieden 
diese nicht zu beachten.

Wollte der Erblasser nicht oder konnte er nicht? Hat jemand wie die Antragsgegnerin, die 
den Erblasser sein gesamtes Vermögen und Einkommen abgenommen hat, ein Interesse 
daran, dass der Erblasser Kontakt zu einer Person bekommt, der die totale Abhängigkeit des
Erblassers auffallen würde? Auf Betreiben der Antragsgegnerin waren die Kinder des 
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Erblassers um den grundgesetzlichen Pflichtteil/Ergänzungsanspruch betrogen wurden 
(daher gibt sie darüber im Pflichtteil auch unwahr Auskunft). Hätte sie ein Interesse daran 
gehabt, dass eine der Betrogenen Einsicht in ihre finanziellen Verhältnisse bekommt und 
sich die Chancen erhöhen, den Betrug aufzudecken (etwa das exquisit ausgestattete neue 
Haus der Antragsgegnerin, die in der Auskunft K 5 angibt, der alt und wertlos gewesen sein).

Für die Antragsgegnerin ein unangenehmer zustand, denn sie vermeiden wollte.

Es konnte dargelegt werden, dass der Erblasser nicht mehr frei testieren konnte. Damit 
dürfte auch die Freiheit zum Entscheid über eine medizinische Abklärung einer 
lebensentscheidenden Diagnose und etwaige Behandlung nicht mehr gegeben sein.

Vielmehr, ist umgekehrt, die Antragsgegnerin folgendes zu fragen:

Die Antragsgegnerin, die den Erblasser dazu brachte sich ihr finanziell komplett auszuliefern,
hat nach eigenen Angaben nicht einmal Bemühungen unternommen, die vitalen Interessen 
des Erblassers zu vertreten und ihm zureden diese wahrzunehmen.

Nicht einmal am Lebensende, wo es sich das Leiden des Erblassers noch einmal erheblich 
verschlechtert hat und wo mit einer richtigen Diagnose und krankheitsgemäße Behandlung 
und Erleichterungen weiteres Leid vermieden hätten- all dies war kein Problem für die 
unbetroffene, anscheinend auch ungerührte Antragsgegnerin.

Es wäre auch sehr wohl möglich gewesen, wenn erst einmal sie die Antragsstellerin 
kontaktiert hätte, um dann mit den Auskünften eine angemessene Behandlung zumindest 
versuchsweise einzuleiten. Es wären nicht einmal eigene Recherchebemühungen nötig 
gewesen, sämtliche Leitlinien, Behandlungen, Diagnose, Arzt- und Klinikadressen wären auf 
dem Silbertablett präsentiert worden. Die Antragsstellerin hatte die wichtigsten Dinge bis 
Frühjahr 2020 zusammengetragen.

Offensichtlich hat die Antragsgegnerin überhaupt keine eigenen Bemühungen in der 
Richtung unternommen, den Erblasser gemäß seinen vitalen Interessen zu beraten und zu 
vertreten. Die Antragsgegnerin setzte den Erblasser zuletzt der Gefahr einer erheblichen 
Fehlbehandlung aus.

Ob der Erblasser von der Antragsgegnerin damit gut behandelt worden ist erübrigt sich. Die 
richtige Behandlung zu verhindern ist keine gute oder gar liebevolle Pflege. Ausweislich des 
Gegnerschriftsatzes kümmerte sich die Antragsgegnerin nicht um die Konsequenzen für 
einen un- und falschbehandelten Erblasser. Richtig ist auch, dass die „Pflege“ der 
Antragsgegnerin niemals fachlich kontrolliert wurde.

Die Antragsgegnerin nimmt sich alles, zu geben hat sie aber nichts.

All dies das sprich nicht für eine liebevolle Ehefrau, die die Antragsgegnerin zu sein vorgibt 
und widerspricht auch dem Ehegelöbnis. 

Zudem ist unter den gegebenen Umständen die Verpflichtung der Antragsgegnerin zur 
Gesundheitssorge des gänzlich ihrer Obhut unterworfenen Erblassers hoch anzusetzen.

Durch die Massnahmen der Antragsgegnerin war der Erblasser de facto unfähig sein 
Selbstbestimmungsrecht wahr zu nehmen, er konnte keine eigenverantwortlichen 
Entscheidungen mehr treffen (Dodegge/Roth, Systematischer Kommentar Betreuungsrecht, 
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2018, S. 7)- damit war er dem Personenkreis der Betreuenden aus § 1896 BGB 
gleichzustellen.

Auch daher hätte die Antragsgegnerin die Verpflichtung getroffen, sich am Wohl des 
Erblassers auszurichten.

Auch für die Untersuchung des Gesundheitszustands, eine Heilbehandlung oder einen 
ärztlichen Eingriff des Betreuten gilt, hätte sie den Wünschen des Erblassers zu entsprechen
hat, soweit dies dessen Wohl nicht zuwiderläuft und dem ihr auch zuzumuten ist (in 
Anlehnung zum Betreuungsrecht aus BT-Drucks 11/4528, 71).

Ein Betreuer, der einen solchen Personenkreis betreut, hat allgemein und insbesonders, 
wenn ihm die Gesundheitssorge obliegt, dazu beizutragen, dass Möglichkeiten genutzt 
werden, die Krankheit oder Behinderung des Betreuten zu beseitigen, zu bessern, ihre 
Verschlimmerung zu verhüten oder ihre Folgen zu mildern. Er soll dazu beitragen dass die 
genannten Möglichkeiten genutzt werden. Er soll keinesfalls an die Stelle des Arztes oder 
anderer Fachleute treten, sondern sich deren Hilfe bedienen (BT-Drucks 11/4528, 134).

Ausweislich § 1901 BGB obliegt einem Betreuer, der im übrigen auch qua Ehrenamt 
unentgeltlich von Personen aus dem Familienkreis, Freundeskreis, Nachbarschaft erfolgen 
kann, die Angelegenheiten des Betreuten so zu besorgen, wie es dessen Wohl entspricht (§ 
1901 II BGB). Der Wille des Betreuten hat begrenzten Vorrang. Soweit es dem Wohl des 
Betreuten nicht zuwiderläuft und die Erfüllung seiner Wünsche für den Betreuer auch 
zumutbar ist, sind diese für den Betreuer verbindlich (III).

Da die Antragsgegnerin den Erblasser de facto entmündigt hatte, hätte sich die 
Antragsgegnerin mit der Antragsgegnerin in Verbindung setzten müssen und zumindest 
hätten die angebotenen Informationen hätten, also Diagnose, internationale 
Behandlungsleitlinien den behandelnden ÄrztInnen auf Verdacht vorgelegt werden müssen. 
Darüber hinaus hätte die Möglichkeit bestanden bei den spezialisierten Behandlern eine 
Zweitmeinung einzuholen.

Sodann wäre es den Arztpflichten unterfallen, hier tätig zu werden und dem Erblasser bzw. 
der Antragsgegnerin Massnahmen zu unterbreiten.

7.
Zur deswegen bereits geltend gemachten Erbunwürdigkeit nach § 2339 I BGB: 
Verhinderung lebenswichtiger Behandlung wegen seltener genetischer, komplexer, 
struktureller, systemischer Erkrankung.

In OLG Hamm, Urteil vom 20.02.2018 - 10 U 41/17 (2. LS) war ein Miterbe, der die 
Betreuung des Erblassers übernommen hatte, beschuldigt worden, den Erblasser vorsätzlich
und widerrechtlich getötet zu haben, weil er in den Abbruch einer medizinischen Behandlung
eingewilligt hatte, ohne die Genehmigung des Betreuungsgerichts eingeholt zu haben und 
ohne dass eine entsprechende wirksame Patientenverfügung vorlag. Ein solcher Vorwurf 
kann aber dann nicht gemacht werden, wenn zwischen dem Betreuer und dem 
behandelnden Arzt Einvernehmen darüber besteht, dass die Nichterteilung der Einwilligung 
in eine ärztliche Maßnahme oder deren Widerruf dem Willen des Betreuten entspricht. 
(Herzog, FamRZ 2019, 249-274- 252).
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Unter der Prämisse, dass die Antragsgegnerin schon wegen ehelicher und auch wegen 
betreuerischer Pflichten, da der Erblasser durch ihre Massnahmen de facto entmündigt und 
keinen persönlichen Handlungsspielraum mehr hatte, für die Gesundheitssorge des 
Erblassers verantwortlich war, muss ihr der Vorwurf der vorsätzlichen Tötung gemacht 
werden, da sie die Abklärung einer schweren Grunderkrankung, für den schwer erkrankten 
Erblasser nicht einleitete und damit lebenswichtige Therapiemassnahmen verhinderte.

Anders als hier in OLG Hamm, Urteil vom 20.02.2018 - 10 U 41/17 gab es gerade keine 
Kontrolle durch eine ärztliche Instanz, weil den den ÄrztInnen behandelnden Erblasser diese 
Informationen gerade nicht zugeleitet wurden.

Es wird explizit auch auf 8.1. verwiesen, denn der schwerkranke Erblasser war 
gegenüber der Antragsgegnerin hörig, willenschwach und gar nicht in der Lage ihr 
gegenüber einen eigenen Willen zu äußern. Damit ist es nicht der Willen des 
Erblassers gewesen, der wie die Antragsgegnerin behauptet, sich entschieden habe, 
die Informationen der Antragsstellerin zu dieser seltenen schweren Erkrankung (die er
selber suchte) nicht zu beachten. Dass die Antragsgegnerin im Pflichtteil an keiner 
Stelle die Wahrheit gesagt hat kommt erschwerend hinzu. Es ist ihr an keiner Stelle zu 
glauben.

Zudem muss gesagt werden, dass die Antragsgegnerin von dem Erblasser dergestalt 
profitiert hat, als dass sie sein sämtliches Vermögen abgezogen und ihm auch keinen Zugriff 
auf sein Einkommen mehr gestattet hat. Sie ist auch qua Testament Alleinerbin. Auf ihr 
Betreiben wurde den Kindern des Erblassers Erbe und sogar Pflichtteil/Ergänzungsanspruch
hinterzogen,

In OLG Hamm, Urteil vom 20.02.2018 - 10 U 41/17 wurde festgestellt, dass in diesem Fall 
eine weitere Behandlung nicht lebensverlängernd ist. Hier aber geht es durchaus um 
Massnahmen der Lebensverlängerung und Lebensqualität, richtige Behandlung und 
Vermeidung von Fehlbehandlung, insgesamt um die Verhinderung lebenwichtiger 
Therapiemassnahmen.

Die Antragsgegnerin unterliess die Abklärung einer schweren Erkrankung und damit eine 
fachgerechte medizinische Behandlung. 

Anders liegt die Sache hier zudem auch, da der Erblasser selber davon ausging, dass es 
eine Erbkrankheit in seiner Familie gibt. Eine „schlimme Erkrankung im Kopf oder in der 
Wirbelsäule, die autosomal dominant vererbt wird“(K 55), die Ursache für seine erheblichen 
gesundheitlichen Beschwerden ist, er habe mittlerweile Sprachstörungen, es sei Parkinson 
diagnostiziert worden, es sei eine Chiari-Malformation festgestellt worden (nach seiner 
Meinung Ursache dafür dass er sich schon immer schlecht bewegen kann, letzteres habe 
sich verschlechtert wegen (seiner Meinung nach) Parkinson (K 54).

8.
Gem. §§ 119, 143, 2078 ff. BGB wird das Testament wegen Motivirrtum angefochten.

Im Sinne des § 2078 BGB liegt ein erheblicher Willensmangel vor. „§2078 Abs. 2 BGB 
erlaubt auch bei einem Motivirrtum des Erblassers die Anfechtung. Darunter versteht das 
Gesetz die Annahme eines Umstands oder die Erwartung vom Eintritt oder Nichteintritt eines
Umstands. Der Irrtum kann sich auf vergangene, gegenwärtige und künftige Umstände 
beziehen. Die Fehlvorstellung muss im Errichtungszeitpunkt beweisbar vorliegen. Es kann 
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sich um eine selbstverständliche oder wenigstens unbewusste Vorstellung handeln. Sie 
muss den Beweggrund für die Verfügung bilden, ohne den die Verfügung nicht getroffen 
worden wäre. „Staudinger/Hager (2017) BGB § 823, Rn 894)

Der Erblasser war durch den Irrtum bestimmt, dass die Antragsgegnerin und Erbin die 
ehelichen Verpflichtungen einhalten würde, mit der Eheschliessung haben die Eheleute 
einander zur ehelichen Lebensgemeinschaft verpflichtet und sie tragen füreinander 
Verantwortung. Die Rechtsprechung versteht darunter, dass beide voneinander Treue, 
Achtung, Rücksicht, Beistand in allen Lebenslagen u. A. verlangen können. (Das Eherecht, 
BMJ, Stand April 2022, S. 11).

Diese Verpflichtungen gehören zu den selbstverständlichen und auch unbewussten 
Vorstellungen.

Blosses Nichtwissen ist zudem ausreichend (Röthel, Erbrecht, 17. Auflage, 2015, S. 124)

Der Antragsgegnerin wurde unter K 46 bereits die Anfechtungserklärung zugestellt.

Die Jahresfrist beginnt mit dem Zeitpunkt der Kenntnis des Irrtums, die Frist beginnt nicht vor
Erbfall. Bloß die Kenntnis vom Testament und Tode des Erblassers erhielt die Antragstellerin
erst mit der Mitteilung des Nachlassgerichts (K 2). 

9.
Anfechtung wegen Erbunwürdigkeit der Antragsgegnerin nach §§ 119, 143, 2339 I. 
BGB.

„In allen Rechtsordnungen und auf sämtlichen Entwicklungsstufen finden sich erbrechtliche 
Sanktionen gegen Personen, die gewisse Verfehlungen gegen den Erblasser begangen 
haben, aber von diesem nicht um ihrer Taten Willen benachteiligt worden sind.“ 
(Staudinger/Olshausen (2021) BGB § 2339, Rn 1)

Der Erbunwürdige muss widerrechtlich und schuldhaft gehandelt haben. „Beachtliche 
Stimmen in der Literatur haben sich auch im Rahmen des § 2339 Abs 1 Nr 1 BGB für die 
ausreichende Maßgeblichkeit des „natürlichen Willens“ als Voraussetzung … 
ausgesprochen…“ (ebd. Rn 25)

„Zwischen der Hinderungstätigkeit und dem Unterbleiben der beabsichtigten Verfügung oder 
Aufhebung einer solchen muss ein ursächlicher Zusammenhang bestehen…. Dies gilt auch 
für Aufhebungsverfügungen (Planck/Greiff Anm 2b; vLübtow II 723).“ (ebd. Rn 33)

„Hinsichtlich Vorsatz und Widerrechtlichkeit der Verhinderung gelten die Regeln des § 123 
BGB (BGH NJW-RR 1990, 515). In den Fällen der Verhinderung durch positives Tun (wie 
physische Gewalt, Drohung oder arglistige Täuschung) des Täters ist die Widerrechtlichkeit 
indiziert, da jede auf Verhinderung der Errichtung oder Aufhebung einer Verfügung von 
Todes wegen gerichtete Handlung rechtswidrig ist (vgl auch § 2302 BGB).“ (ebd. Rn 34)

a) § 2339 I BGB: wer den Erblasser vorsätzlich und widerrechtlich getötet oder zu 
töten versucht oder in einen Zustand versetzt hat, infolge dessen der Erblasser bis zu 
seinem Tode unfähig war, eine Verfügung von Todes wegen zu errichten oder 
aufzuheben,
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Für Tötungsdelikte gilt bereits der Nachweis des bedingten Vorsatzes, also wenn der Tod 
des Opfers billigend in Kauf genommen wird.

Die Jahresfrist beginnt mit dem Zeitpunkt der Kenntnis der Erbunwürdigkeit, die Frist 
beginnt nicht vor Erbfall. Bloß die Kenntnis vom Testament und Tode des Erblassers 
erhielt die Antragstellerin erst mit der Mitteilung des Nachlassgerichts (K 2). 

b) In der Konsequenz wird angenommen, dass in den Fällen des § 2339 BGB 
der Erblasser-wille auf eine Enterbung des Begünstigten gerichtet ist. In der 
Wirkung ist Antragsgegnerin für erbunwürdig zu erklären (§ 2344 BGB).

Ergänzend wird ausgeführt:

1. Normzweck des § 2339 BGB: Schutz des Erblassers

“Der Normzweck der Vorschriften über die Erbunwürdigkeit ist umstritten. Zum Teil wird der 
Sinn der §§ 2339 ff. darin gesehen, Vorsorge dagegen zu treffen, dass ein künftiger Erbe 
oder Inhaber erbrechtlicher Ansprüche es unternimmt, den Erbfall vorzeitig herbeizuführen 
oder den Erblasser daran zu hindern, von der gesetzlichen oder angeordneten Erbfolge 
durch Verfügung von Todes wegen in bestimmter Weise abzuweichen.“ (Münchener 
Kommentar zum BGB, Helms, 9. Auflage 2022, § 2339, Rn. 2)

Die hier geltend gemachte Verletzung subsumiert sich unter dem Normzweck:
der Erblasser hatte sich durch komplette Abgabe aller finanziellen Mittel zur Sicherung seiner
physischen Existenz an die Gegnerin ausgeliefert;

er war schwerkrank und willensschwach;

er konnte damit seine Gesundheitssorge nicht mehr selber übernehmen;
der Gegnerin wäre als Ehefrau (BGH Strafsachen Urt. 29.11.1963, BGHst 19, 167: 
Rechtspflicht zur Abwendung drohender Lebensgefahr bei Ehegatten aus § 1353 BGB), aber
auch aus Betreuung heraus, die ihr zufällt, weil sie in Besitz aller finanziellen Mittel des 
Erblassers war und dieser nichts mehr hatte, die Gesundheitssorge übernehmen müssen 
und in diesem Rahmen, die Informationen zur einer schweren Erkrankung, die dieser selber 
suchte, den ÄrztInnen vorzulegen.

Da die Gegnerin dies nicht gemacht hat, trifft sie der Vorwurf die richtige Behandlung des 
Erblassers verhindert zu haben und den Erbfall vorzeitig herbeigeführt zu haben. Sodann 
war der Erblasser auch daran gehindert, die Erbfolge anzuordnen, da er alle Mittel zur 
Sicherung seiner physischen Existenz vor Testierung an die allein begünstigte Gegnerin 
abgegeben hatte.

2. § 2339 BGB kann extensiv ausgelegt werden und ist Analogiefähig.

„Richtig ist, dass der gemeinsame Normzweck der § 2339 Abs. 1 Nr. 1–4 es nicht erlaubt, 
neue Erbunwürdigkeitsgründe zu schaffen. Soweit sich jedoch innerhalb der einzelnen 
Gründe ein eigenes, engeres Prinzip finden lässt, bestehen weder gegen eine extensive 
Auslegung noch gegen eine Analogie Bedenken. Es handelt sich hier um das gleiche 
Problem, wie es sich allgemein bei der Auslegung von Ausnahmebestimmungen stellt.“ 
(Münchener Kommentar zum BGB, Helms, 9. Auflage 2022, § 2339, Rn. 7)

Unstreitig ist inhärentes Prinzip der Rechtsordnung, diese fortzuentwickeln und an die sich 
verändernden Lebensumstände anzupassen. Es werden hier keine neuen Gründe 
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entwickelt, sondern die Schutzprinzipien des § 2339 BGB fortgeschrieben- gerade Alte, 
Schwerkranke, Personen ohne oder mit eingeschränkten Umfeld (alleinstehend, isoliert) 
sollen dafür geschützt werden, nicht mehr frei testieren zu können und den im Testament 
Begünstigten auf Gedeih und Verderb ausgeliefert zu werden. Hier wird auch Wesentliches 
der Rechtsordnung preisgegeben, es wird die Testierfreiheit ausgehebelt, es darf dem 
Erblasser zu Lebzeiten alles abgenommen werden, den daraus erwachsenden 
Sorgepflichten wird nicht nachgekommen.

Die Beziehung zum Erblasser ist wesentliches Element („Aus dem Normzweck folgt, dass es
keine allgemeine Erbunwürdigkeit gibt, sondern nur eine im Verhältnis zu einem bestimmten 
Erblasser.“ Münchener Kommentar zum BGB, Helms, 9. Auflage 2022, § 2339, Rn. 9)

3. Annahme einer hypothetischen Vermutung, dass der Erblasser anders testiert hätte.

„Eine Beeinträchtigung der Testierfreiheit liegt vielmehr insofern vor, als vermutet werden 
kann, dass der Erblasser bei Kenntnis der Verfehlung eine Enterbung bzw. 
Pflichtteilsentziehung vorgenommen hätte, er auf Grund der besonderen Art der Verfehlung 
hierzu aber regelmäßig keine Chance hatte. Aufgrund der Enge der 
Erbunwürdigkeitstatbestände ist es gerechtfertigt, dass die Vorschrift sich allein auf diese 
typisierende Vermutung stützt und auf den Nachweis eines hypothetischen 
Kausalzusammenhangs verzichtet.“ (Münchener Kommentar zum BGB, Helms, 9. Auflage 
2022, § 2339, Rn. 10)

Die Beschwerdeführerin muss keinen Beweis darüber führen, dass der Erblasser anders 
testiert hätte, wenn er gekonnt hätte.

4. Schuldhaftes und rechtswidriges Handeln des Erbunwürdigen, Ausnahme der 
Willen des Erblassers kann zu einem solchen Handeln nachgewiesen werden.

„Der Unwürdige muss rechtswidrig und schuldhaft gehandelt haben. Zwar ist das 
Tatbestandsmerkmal der Schuld in Abs. 1 Nr. 1–3 nicht ausdrücklich genannt und lässt sich 
auch nicht mit einem angeblichen Strafcharakter der Vorschrift begründen (→ Rn. 2), doch 
setzt der Normzweck des Abs. 1 eine schwerwiegende Verfehlung gegen den Erblasser 
voraus, die beim Eingreifen von Entschuldigungsgründen und bei Unzurechnungsfähigkeit 
kaum bejaht werden könnte. Außerdem spricht § 2345 bezüglich der Vermächtnis- und 
Pflichtteilsunwürdigkeit davon, dass sich der Täter „schuldig gemacht hat.“ Was für einen 
Vermächtnisnehmer und Pflichtteilsberechtigten gilt, sollte aber auch für einen Erben 
gelten…. Ist es das Ziel der Erbunwürdigkeitsgründe, den hypothetischen Erblasserwillen zu 
verwirklichen, lässt sich bei schuldlosen Verfehlungen nämlich kaum sagen, ob hier ein 
kompletter Ausschluss naher Angehöriger oder testamentarisch Bedachter von der Erbschaft
typischerweise gewollt ist. Der Gesetzgeber ist zu Recht äußerst restriktiv vorgegangen, 
schließlich hat er nicht einmal die fahrlässige Tötung als Erbunwürdigkeitsgrund 
vorgesehen.“ (Münchener Kommentar zum BGB, Helms, 9. Auflage 2022, § 2339, Rn. 11)

„Eine strafrechtliche Verurteilung ist nicht Voraussetzung der Erbunwürdigkeit. Die 
Verfehlung muss jedoch bei Abs. 1 Nr. 1 (Alt. 1 und Alt. 2) und Abs. 1 Nr. 4 strafbar sein.“ 
(Münchener Kommentar zum BGB, Helms, 9. Auflage 2022, § 2339, Rn. 12)
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„Umstritten ist, ob ein Erbunwürdigkeitsgrund ausnahmsweise dann nicht gegeben ist, wenn 
der Handelnde den wirklichen oder mutmaßlichen Erblasserwillen verwirklichen wollte. …Bei 
den anderen Erbunwürdigkeitsgründen entfällt von vornherein der Tatbestand bzw. schließt 
die Einwilligung die Rechtswidrigkeit aus. Bei § 216 StGB wird der Wille des Getöteten 
deshalb nicht berücksichtigt, weil das Rechtsgut „Leben“ nicht disponibel ist.“ ( Münchener 
Kommentar zum BGB, Helms, 9. Auflage 2022, § 2339, Rn. 13)

„Lässt sich etwa mit ausreichender Sicherheit der Wunsch, bei einem bestimmten 
Krankheitsverlauf sterben zu wollen, ermitteln, kann eine Erbunwürdigkeit selbst dann zu 
verneinen sein, wenn die Voraussetzungen eines rechtmäßigen Abbruchs lebenserhaltender
Maßnahmen nach §§ 1901a, 1904 bzw. einer Tötung auf Verlangen nach § 216 StGB nicht 
vorliegen. Dies ergibt sich nicht „ausnahmsweise“ durch Rückgriff auf den „Rechtsgedanken 
des § 2343“, sondern aus dem Normzweck der Erbunwürdigkeitsgründe (→ Rn. 2 aE). 
Inwieweit unter diesen Voraussetzungen das Handeln des Täters aber überhaupt strafbar 
sein kann, ist offenbar nicht abschließend geklärt.“ (Münchener Kommentar zum BGB, 
Helms, 9. Auflage 2022, § 2339, Rn. 14)

„Zur vorsätzlichen Tötung gehören nur die Tatbestände der §§ 211, 212 StGB.“ (Münchener 
Kommentar zum BGB, Helms, 9. Auflage 2022, § 2339, Rn. 16)

Der Betreuer hat eine sogenannte Garantenstellung, also Pflicht sich um Betreuten in 
besonderem Masse zu kümmern und Schaden von ihm abzuwenden (Schutzpflicht).

Der Betreuer macht sich strafbar, auch wenn er passiv bleibt, also infolge einer nachlässigen
Behandlung einen Gesundheitsschaden erleidet. 

Straftatbestände sind u.A.:

§ 323c StGB
unterlassene Hilfeleistung, Hilfeleistung bei Gefahr ohne Aufgabenkreis 
Gesundheitsfürsorge;

§ 223 StGB, vorsätzliche Körperverletzung,
wenn er es versäumt hat, rechtzeitig eine erkennbar erforderliche medizinische Behandlung 
in die Wege zu leiten, wenn ihm der Aufgabenkreis Gesundheitssorge übertragen war;

§ 212 StGB
stirbt der Betreute aufgrund der unterlassenen Behandlung so kann ein Tötungsdelikt durch 
Unterlassen vorliegen;

aber auch Nötigung (§ 240 StGB).

Anders als das LG Berlin (Seite 10, Rn 26) meint, liegt damit durchaus ein 
Straftatbestand im Sinne des Mükomm, Helms, 9. Auflage, 2022, § 2339 BGB, Rn 16, 
vor.

In der Regel fallen diese Tatbestände erst auf, wenn sie Dritte mitbekommen und tätig 
werden- die Betroffenen sind dazu meist nicht mehr in der Lage. Wenn Betroffene isoliert 
sind, fällt solches Verhalten nie auf.

Ist der Wunsch des Betreuten nicht Bestandteil der freien Willensbildung und führt ein 
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Unterlassen einer Betreuerentscheidung gegen diesen Wunsch zu einer erheblichen 
Selbstschädigung stellt sich die Frage ob hier nicht eine Pflicht zum Handeln bestehen muss.
Ein Betreuer hat dann im Rahmen eines Aufgabenkreises und des ihm rechtlich und faktisch 
Möglichen den Betroffenen vor einer nicht eigenverantwortlichen erheblichen 
Selbstschädigung zu bewahren und ist damit Beschützergarant. Besteht eine Befugnis zur 
Aufenthaltsbestimmung und/oder Gesundheitssorge ergeben sich zunächst Schutzpflichten 
für das Leben, die Gesundheit und die körperliche Unversehrtheit des Betreuten.

Kann der Betroffene keinen freien Willen äußern- muss der Betreuer Heilbehandlung 
einleiten. Eine Betreuung eines Volljährigen kommt nach den rechtlichen Voraussetzungen 
in Betracht, wenn der Patient wegen einer psychischen Krankheit oder einer körperlichen, 
geistigen oder seelischen Behinderung seine Angelegenheiten ganz oder teilweise nicht 
mehr erledigen kann. Oder dass die betreute Person aufgrund der Erkrankung nicht in der 
Lage ist, die Notwendigkeit einer medizinischen Behandlung zu erkennen. 

Nach der Rechtsgrundlage muss das Betreuungsgericht eine Untersuchung des 
Gesundheitszustands, eine Heilbehandlung oder einen ärztlichen Eingriff genehmigen, wenn
die Gefahr besteht, dass der Betreute aufgrund der Maßnahme stirbt oder einen schweren 
und länger dauernden gesundheitlichen Schaden erleidet.

Ohne eine solche Genehmigung dürfen Ärzte die Maßnahme nur durchführen, wenn mit dem
Aufschub Gefahr verbunden ist.

Ohne Patientenverfügung müssen Arzt und Betreuer den mutmaßlichen Willen feststellen 
und auf dieser Grundlage die Entscheidung treffen. Entscheidend sind konkrete 
Anhaltspunkte wie frühere mündliche oder schriftliche Äußerungen, ethische oder religiöse 
Überzeugungen und sonstige persönliche Wertvorstellungen.

Die Gegnerin erklärt, der Erblasser habe kein Interesse an die Information der 
Beschwerdeführerin, mit Hinweis auf die konkrete Erbkrankheit, Ehlers-Danlos Syndrom, 
Behandlung und ärztlichen Behandler gehabt.

Es ist allerdings so, dass die Gegnerin immer erklärt, wenn andere Personen Wünsche des 
Erblassers ergründen wollen, der Erblasser habe kein Interesse (siehe K 73- Schriftsatz vom
10.07.23, Dr. Beck fragte die Gegnerin anlässlich ihrer für Tod als Mitkommandantistin zu 
treffenden Verfügungen, ob der Erblasser als deren Ehemann, nicht versorgt werden sollte. 
Die Gegnerin zog es aber vor, nicht den Erblasser und Ehemann versorgt wissen zu wollen, 
sondern ihre indische Familie).

Es wurde auch dargelegt, dass für die Gegnerin Treu und Glauben keine 
Verhaltensmasstäbe sind, sie nicht die Wahrheit sagt, wenn sie ihr finanziell nachteilig ist 
(Präsentation falsch positiver Forschungsergebnisse vor dem Mitkommanditisten Dr. Beck), 
so dass fraglich ist, ob sie auch hier die Wahrheit sagt oder auch hier von ihren eigenen 
Interessen geleitet ist.

Der Erblasser hat ausweislich den Emails der Schwester der Beschwerdeführerin an diese 
(K 55, 56) sich augenscheinlich mit einer dritten, ihm noch unbekannten Erkrankung 
beschäftigt, festgestellt, dass diese „schlimm ist, im Kopf oder der Wirbelsäule ist und die 
autosomal dominant vererbt wird“- er war also auf der Suche und es ist von daher seltsam, 
dass er dann an Informationen, Behandlungen und ärztlichen Behandlern dieser Erkrankung 
kein Interesse gehabt haben will, die die Gegnerin erklärt.
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Es wurde ja auch nie durch neutrale Quellen festgehalten, dass der Erblasser kein Interesse 
hatte und die Gegnerin versucht hat, im Rahmen ihrer Betreuungsaufgabe zur Abklärung zu 
bereden.

Zudem hatte der Erblasser zuvor sein Immobilie, sein Vermögen und Einkommen an die 
Gegnerin abgegeben und dann auch sein Wohnrecht gelöscht. Inwieweit hier überhaupt 
noch eine eigene Willensäußerung machbar war, wird diesseits bezweifelt.

Zudem wird hier unter Beweis gestellt, dass der Erblasser aufgrund seiner Erkrankung gar 
nicht mehr testier- und geschäftsfähig war.

Ein Wunsch des Erblassers unbehandelt und/oder fehlbehandelt zu versterben, lässt sich 
gerade nicht entnehmen.

Dass der Gegnerin der Erblasser komplett egal war, zeigt sich auch daran, dass er umziehen
musste, wiewohl er nicht wollte und dass sie auch den Wunsch, seinen Kindern die 
„100.000€ vererbt zu haben“ nicht respektiert.

5. Damit ist auch § 2339 I, 2 BGB gegeben, denn der Erblasser konnte wegen Siechtum
aufgrund der unbehandelten, nicht richtig behandelnden Erkrankungen die Verfügung 
auch nicht mehr aufheben (Mükomm, Helms, 9. Auflage, 2022, § 2339 BGB, Rn 18).

Die Beschwerdeführerin verweist darauf, dass das Ehlers-Danlos Syndrom eine High Burden
Disease und dass Multimorbidität erhebliche Auswirkungen hat

In dem vom LG Berlin zitierten OLG Frankfurt/M, Urt- v. 29.10.2010 – 21 U 9/10, FamRZ 
2011, 1177 wird erklärt, dass in diesem Fall keine Garantenpflicht (Unterlassen ist hier 
gleichstehend mit Tun) erkennbar gewesen sei (1178). Aber genau diese wird hier geltend 
gemacht, da die Gegnerin dem Erblasser jede finanzielle Mittel zur Selbstsorge genommen 
hatte und ihr insofern die Gesundheitssoge unterfallen ist.

Ob auch Pflichten aus enger Gemeinschaftsbeziehung (Ehe) erwachsen, wurde hier nicht 
entschieden.

Die Beschwerdeführerin verweist darauf, dass erhebliche Zweifel an der Geschäftsfähigkeit 
des Erblassers bestehen und ein Sachverständigengutachten gefordert wurde. 

Dass der Erblasser optimal versorgt gewesen sei, hat die Gegnerin lediglich behauptet und 
keinen einzigen Nachweis vorgelegt. Hingegen hat die Beschwerdeführerin, soweit es ihr 
ohne Kenntnis der Patientenakten möglich ist, dezidiert zu den nötigen gewesenen 
Behandlungen vorgetragen.

6. § 2339 III BGB Unlautere Einflussnahmen beim Testieren durch Drohung: dass die 
Situation schon bedrohlich ist, wenn man wegen Abgabe aller finanziellen Mittel zur 
Sicherung der physischen Existenz an die zu Begünstigende bereits abgegeben hat, 
wurde vorgetragen.

„Die Mittel, mit denen die unlautere Einflussnahme erfolgt, sind die arglistige Täuschung und 
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die widerrechtliche Drohung. Es gelten die zu § 123 entwickelten Grundsätze. Eine arglistige 
Täuschung kann bei einer Rechtspflicht zum Handeln auch durch Unterlassen erfolgen.“ 
(Münchener Kommentar zum BGB, Helms, 9. Auflage 2022, § 2339, Rn. 19)

Die Beschwerdeführerin hat bereits dargelegt, dass der Erblasser sich der Gegnerin völlig 
ausgeliefert hatte und gar nicht mehr frei testieren könnte und dass auch Hinweise für 
verbale Bedrohung gegeben sind.

Damit trifft auch die geltend gemachte Anfechtung aus § 2078 BGB zu.

Der Erblasser konnte nicht frei testieren, weil er zuvor alle finanziellen Mittel zur 
Sicherung seiner physischen Existenz an die Begünstigte, spätere Alleinerbin und 
Gegnerin abgegeben hatte. Er war völlig in deren Hand, als der das von ihr aufgesetzte
ehegemeinsame Testament unterschrieb, das nur ihn bindet. Damit verfügte die 
Gegnerin tatsächlich über hinreichend Drohpotential. Das der Erblasser dauerhaft 
unter Druck gesetzt war, von der Gegnerin beherrscht wurde, hatte die 
Beschwerdeführerin unter Zeugenbeweis gestellt. Dass er schwerkrank und 
willensschwach war wurde aufgrund der vorgetragenen Zweifel an seiner Testier- und 
Geschäftsfähigkeit unter Sachverständigenbeweis gestellt.

Als der Erblasser am 11.08.2019 das von der Gegnerin aufgesetzte ehegemeinsame 
Testament unterschrieb (K 2), wusste er nicht, dass diese im Fortgang ihren ehelichen und 
den ihr aus Betreuung erwachsenden Pflichten nicht nachkommen würde, also sie den von 
der Beschwerdeführerin erstmals am 19.09.2019 (K 42) mitgeteilten Verdacht zu der 
Erkrankung, die der Erblasser selber vermutete und suchte ((K 54, 55) und wo die 
Beschwerdeführerin am 12.04.2020 (K 43) erklärte, sie könne dem Erblasser die Krankheit 
nennen, sowie alle Behandlungen und behandelnde ÄrztInnen, nicht nachging und sich hier 
nicht weiter um die ihr unterfallenen Pflichten kümmerte, die die Gesundheitssorge um den 
Erblasser beinhalteten. Damit hatte die Gegnerin hat den Erblasser auch arglistig getäuscht. 
Arglistig, weil der Erblasser nach Abgabe aller seiner (finanziellen) Mittel zur Sicherung 
seiner physischen Existenz an die Gegnerin, sich darauf verlassen durfte, dass diese sich 
umfassend um ihn kümmerte, also auch die Gesundheitssorge übernehmen würde. 
Schliesslich hatte der Erblasser nicht einmal mehr Geld für ein Busticket zum Arztbesuch.

Der Erblasser war bereits zu schwer krank und hatte sich, wie gesagt, der Gegnerin 
vollkommen ausgeliefert, als er ihr seine hochwertige Immobilie verschenkte, sein 
Wohnrecht uA. löschte, sein Geldvermögen von min. 1,8 Mio € schenkte und auch sein 
hohes monatliches Renteneinkommen an sie abgab ohne noch Zugriff darauf zu haben, um 
hier vor Tod zu widerrufen.

Auch posthum schert sich die Gegnerin nicht um die Wünsche des Erblassers, denn die 
Behauptung der Gegnerin, sie habe auf der vom Erblasser geschenkten Immobilie noch 
lastende Grundschulden bezahlt (am 16.11.2010 ein Betrag von € 101.232,21, K 5), so ist 
dies ebenfalls dreist von ihr gelogen, denn der Erblasser hatte diese bezahlt und war davon 
ausgegangen, dass diese seinen Kindern zu Gute kommen. Die Gegnerin möchte auf diese 
Art weiteres Geld für sich einstreichen.

Ausweislich K 27, erklärte der Erblasser diese „100.000 € bezahlt zu haben: die 
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Beschwerdeführerin und ihre Schwester hätten ihr Erbe von ihm „in Form der 100 000 Euro 
bekommen!!!„ Auch in dem Email vom 09.04.12, die der Erblasser an die 
Beschwerdeführerin schrieb und die die Gegnerin anscheinend mit verfasst hat, da auch von
„wir“ die Rede ist wird, ebenfalls erklärt, dass der Erblasser diese Summe bezahlt hat (K 32).
Wie auch immer die ständige Steigerung hier zustande kommen mag, im Ausgangspunkt 
geht es um die in K 5 benannten 101.232,21 €, wo die Gegnerin behauptet hat, sie habe 
diese bezahlt. Auch aus diesem Brief geht hervor, dass der Erblasser und nicht die Gegnerin
diese Summe bezahlt hat. Vermutlich ist die zuletzt auf 130.000 € gestiegene Summe 
dahingehend zu interpretieren, dass ja auch die Gerichts-, Anwalts- und Gegnerkosten vom 
Erblasser bzw. im Verfahren Az. 17 O 397/0 von der Gegnerin zu zahlen waren. Auch die 
Kosten des letzteren dürfte der Erblasser bezahlt haben. Der Erblasser und die Gegnerin 
hatten Kosten und Zinslauf aber selbst verschuldet, indem sie der Zahlungspflicht nicht 
nachgekommen waren: Auch ausweislich § 3 des Überlassungsvertrags, K 5,  war die 
beschenkte Gegnerin von jeder Zahlungspflicht freigestellt, der Erblasser und Schenker 
verpflichtete sich weiterhin die Darlehen zu tilgen.

Indem die Gegnerin nun behauptet, diese „100.000 €“ bezahlt zu haben, zeigt auch wie egal 
ihr der Erblasser und sein Wille sind, der nämlich glaubte, diese „100.000,00 €“ kämen 
immerhin seinen Kindern, darunter die Beschwerdefüherin zu Gute. Gegnerin fordert diese 
100,000 € nun zurück, indem sie einfach behauptet, sie habe dieses Darlehen bezahlt.

Damit sieht man auch, dass die Gegnerin hinter dem erbrechtlichen Betrug steckt. Hier 
handelt es sich um geplantes und gezieltes Vorgehen unter Ausnutzung der besonderen 
Nähe durch die Ehe. Bereits kurz nach Ehebeginn liess sie sich die Immobilie in 2006 
schenken und Pflichtteil durch Konstruktion von Gegenleistungen, übersetzten Wert des 
Niesbrauchs schmälern- an die Kinder des Erblassers sollte auch hieraus möglichst gar kein 
Pflichtergänzungsanteil entstehen. Ihr Motiv war Habgier. Habgier wird von der 
Rechtswissenschaft als „rücksichtsloses Streben nach Gewinn um jeden Preis“ definiert. 
Denn schon den deutlich erniedrigten Pflichtteil und Ergänzungsansprüche zu zahlen, war 
der Gegnerin zu viel. Selbst diese wurden und werden auf ihr Betreiben hintergangen.

Nur als Beteiligte an den Vorgängen hat die Beschwerdeführerin die Kenntnis um die 
fehlerhafte Erklärung des Erblassers anfechten, die Willensfreiheit des Erblassers zu 
schützen und den rechtswidrigen Einwirkungen auf seine Testierfreiheit durch arglistige 
Täuschung und Drohung den Boden entziehen (Münchener Kommentar, Leipold, 9. Auflage 
2022, 2078 BGB, Rn 1, 3).

„Neben der Abweichung des Erklärungstatbestands oder der Erklärungsbedeutung vom 
Willen des Erblassers ist erforderlich, dass der Erblasser bei Kenntnis der Sachlage die 
Erklärung nicht abgegeben haben würde… Im Hinblick auf die Testierfreiheit ist vielmehr auf 
die subjektive Denk- und Anschauungsweise des Erblassers abzustellen, wobei alle 
Besonderheiten seiner Persönlichkeit zu berücksichtigen sind. Dadurch wird freilich die 
verständige Würdigung nicht bedeutungslos; denn für den Regelfall darf dem Erblasser eine 
verständige Würdigung unterstellt werden. Auch sind sittenwidrige Zielvorstellungen des 
Erblassers nicht zu berücksichtigen.“ (Münchener Kommentar, Leipold, 9. Auflage 2022, 
2078 BGB, Rn 25) 

„Wie sich aus der Formulierung Annahme oder Erwartung ergibt, kann sich die fehlerhafte 
Vorstellung – bezogen auf den Zeitpunkt der Testamentserrichtung – auf vergangene, 
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gegenwärtige oder zukünftige Umstände beziehen (→ Rn. 41 ff.) und das Vorliegen oder 
Nichtvorliegen, den künftigen Eintritt oder Nichteintritt der Umstände zum Inhalt haben. Eine 
Annahme oder Erwartung des Erblassers iSd Abs. 2 ist jedenfalls dann gegeben, wenn sich 
der Erblasser Gedanken über bestimmte Tatsachen gemacht und die subjektive 
Überzeugung des Vorliegens oder Nichtvorliegens gewonnen hat.“ (Münchener Kommentar, 
Leipold, 9. Auflage 2022, 2078 BGB, Rn 27) Beispiele positiver Vorstellungen sind die 
Annahme … jemand habe treue Dienste geleistet bzw. werde dies in der Zukunft tun, zB den
Erblasser pflegen und versorgen, insbesondere eine erbvertragliche Verpflichtung zur Pflege
des Erblassers im Bedarfsfall erfüllen (Münchener Kommentar, Leipold, 9. Auflage 2022, 
2078 BGB, Rn 28) 

Ausweislich K 27 wollte der Erblasser seine zweite Frau versorgen und zwar, so dass seine 
Kinder bis auf die „100.000€“ nichts mehr bekommen sollten. Er hatte ihr sein gesamtes 
Vermögen und Einkommen überlassen und für sich keinen Cent behalten. Dafür durfte er 
erwarten, dass die Gegnerin sich um ihn kümmern würde und zwar auch in der Aufklärung 
um die von ihm selber gesuchte schlimme Erkrankung (K 54, 55).

„Vielmehr geht der BGH davon aus, es könnten nur solche Vorstellungen und Erwartungen 
die Anfechtung begründen, die der Erblasser bei der Errichtung der Verfügung wirklich 
gehabt habe. Es wird jedoch hinzugefügt, zu den wirklichen Vorstellungen und Erwartungen 
gehörten auch solche, die ein Erblasser zwar nicht in sein Bewusstsein aufgenommen habe, 
die er aber als selbstverständlich seiner Verfügung zugrunde lege, sog. unbewusste 
Vorstellungen. Später entschloss sich der BGH, den Begriff der „unbewussten Vorstellung“ 
wegen seiner Widersprüchlichkeit zu vermeiden. Der BGH spricht nunmehr (ohne inhaltliche 
Veränderung seiner Ansicht) von selbstverständlichen Vorstellungen, nämlich von 
Umständen, die jemand zwar nicht konkret im Bewusstsein habe, aber doch jederzeit 
abrufen und in sein Bewusstsein holen könne.“ (Münchener Kommentar, Leipold, 9. Auflage 
2022, 2078 BGB, Rn 31)

Zu den unbewussten (selbstverständlichen) Vorstellungen gehören: die Ehe werde 
harmonisch verlaufen… zwischen den Beteiligten werde ein gewisses Maß an gegenseitiger 
Achtung und Rücksichtnahme gewahrt bleiben, es werde nicht ein schwerwiegendes 
Fehlverhalten des eingesetzten Erben gegenüber dem Erblasser dessen Empfindungen 
gegenüber dem Erben in Abneigung kehren (Wohlverhaltenserwartung) (Münchener 
Kommentar, Leipold, 9. Auflage 2022, 2078 BGB, Rn 32)

Diesen selbstverständlichen Vorstellungen ist die Gegnerin nicht nachgekommen.

Es handelt sich bei fehlender Gesundheitssorge auch um einen Irrtum über besonders 
schwerwiegende Umstände handeln, die den Erblasser mit Sicherheit dazu gebracht hätten, 
anders zu testieren (Münchener Kommentar, Leipold, 9. Auflage 2022, 2078 BGB, Rn 45).

Eine Anfechtung scheidet nicht aus, weil der Erblasser aufgrund der gesundheitlichen 
Beeinträchtigung, Kürze der verfügbaren Lebenszeit selber nicht mehr anfechten konnte 
(Münchener Kommentar, Leipold, 9. Auflage 2022, 2078 BGB, Rn 53).

Durch die Umstände und Situation, in denen das Testament entstand, ist auch eine 
Bedrohungslage gegeben- der Erblasser konnte gar nicht anders, als das von der Gegnerin 
vorgeschriebene Testament zu unterschreiben, da diese ihm zuvor alle seine finanziellen 
Mittel zur Sicherung seiner physischen Existenz abgenommen hatte. Die Gegnerin hatte den

58



Erblasser in eine akute Notsituation gebracht (Münchener Kommentar, Leipold, 9. Auflage 
2022, 2078 BGB, Rn 54)- dies hat die Beschwerdeführerin unstreitig anhand der zum Ablauf 
vorliegenden Beweisangebote bewiesen. Schriftsatz vom 20.02.2023, S. 19 ff.:

Im Ergebnis stellt sich die Situation stellt sich insgesamt wie folgt dar: als der 
Erblasser das von der Antragsgegnerin aufgesetzte gemeinschaftliche Testament, das
nur den Erblasser bindet, unterschrieb, war hatte er Vermögen, Einkommen an die 
Antragsgegnerin abgegeben, sein Wohnrecht gelöscht und war völlig in deren Hand.

Bis 2012 liess sich die Gegnerin vom Erblasser seine Wohnimmobilie schenken (K 5) und 
liess sich von diesem eigene Vermögenswerte schaffen, vorliegend bekannt ist schon der 
Kommanditistenanteil (K 44 – 45, K 73 im Schriftsatz vom 10.07.23). Jedenfalls wurde dem
Erblasser sein gesamtes Vermögen abgenommen Dies wurde vom Erblasser in K 27 
insofern zugegeben, als dass es für seine Kinder kein Erbe und keinen 
Pflichtteil/Ergänzungsanspruch geben sollte. 

Im Februar 2012 hatte er keinen Zugriff mehr auf sein Renteneinkommen mehr, denn nach 
Angaben der Gegnerin hat er sein Konto aufgelöst. Dieses und weitere Zuflüsse aus 
Bausparverträgen, Gewinnsparen, etc., vorliegend bekannt ist schon ein Bausparvertrag (K 
53) sind daher auf das Konto der Gegnerin gegangen.

Da die Gegnerin die ihr vom Erblasser geschenkte und von ihm seit 1977 bewohnte 
Immobilie wohl zu Geld machen wollte, musste dieser dann ausweislich Kaufvertrag 
zwischen der Gegnerin und einem Dritten am 27.05.19  (K 22) die Löschung seiner 
Rechte Wohnrecht, Niesbrauch, Rückauflassung zusichern, diese wurden am 18.06.19 
im Grundbuch gelöscht (K 67):

In dieser Situation setzte die Gegnerin ein ehegemeinsames Testament auf, dass nur den 
Erblasser bindet, vorsorglich alle weiteren letztwilligen Verfügungen für ungültig erklärte und 
nur die Abkömmlinge des Erblasser bei Auskunft mit einer Strafklausel bedrohte und deren 
Teil, dann der von ihrer von ihr eingesetzten Familie zugeschlagen werden sollte. Dieses 
wurde vom Erblasser am 11.08.19 unterschieben (K 2). 

Der Erblasser war der Antragsgegnerin auf Gedeih und Verderb ausgeliefert.

Nun wurde er in eine fremde Gegend verbracht, wiewohl er nach Aussagen des langjährigen
Nachbarn (siehe Zeugenbeweis Peter Schwarz) nicht umziehen wollte, wo er ein Jahr 
später verstarb. Gegnerin vermutet, dass der Widerwille des Erblassers zum Umzug, auch 
damit zusammengehangen haben könnte, dass er sich wohl bewusst war, dass er mit der 
mit der Löschung Wohnrecht, Niesbrauch, Rückauflassung das letzte Quäntchen seiner 
eigenen physischen Existenz aufgab.

Er war finanziell und auch gesundheitlich nicht in der Lage, der Gegnerin entgegen zu 
setzen.
Die Gegnerin hat aber auch Wünsche des Erblassers posthum nicht berücksichtigt- indem 
sie die vom Erblasser seinen Kindern zugedachten „100.000€“ zurückfordert.

„Die Rspr. lehnt dies nicht von vornherein ab, sondern verwendet die Prüfung der 
Erheblichkeit als Regulativ. Der Gesetzestext lässt keine Einschränkung erkennen, und es 
liegt auch nicht fern, dass sich ein Erblasser über das Geschehen nach dem Erbfall 
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bestimmte Vorstellungen macht“ (Münchener Kommentar, Leipold, 9. Auflage 2022, 2078 
BGB, Rn 42).

Auf die geltend gemachte Sachlage ist das LG Berlin überhaupt nicht eingegangen, 
sondern hat sich pauschal auf die Kommentierung bezogen, es wurde auch nicht 
gesagt, warum die Sachlage nicht dem § 2078 BGB unterfallen sollte.

DIESE WESENTLICHEN PUNKTE DER ENTEIGNUNGSETAPPEN WURDEN VOM LG 
BERLIN ÜBERGANGEN. DIESES BEHAUPTET, DER ERBLASSER HABE SEINE 
ZWEITE FRAU VERSORGEN WOLLEN UND HABE IMMER DARAN FESTGEHALTEN, 
FRÜHZEITIG DIE IMMOBILIE AN DIESE VERSCHENKT UND SIE ZULETZT ALS 
ALLEINERBIN EINGESETZT.

Das LG Berlin meint, der langer Zeitraum bis zur Errichtung Testament spräche dafür, dass 
die Einsetzung seiner Ehefrau als Erbin auf eigenem Willenbeschluss beruhte, von dem er 
seit 2012 nicht abgewichen ist.

Auf die anhand von Beweisen vorgelegte Argumentation der Beschwerdeführerin ist das 
Gericht nicht eingegangen.

Die Einsetzung der Gegnerin im Testament kann gar nicht auf einem eigenen Willen des 
Erblassers beruht haben, denn dieser konnte nicht mehr frei testieren, weil er an die im 
Testament 2019 eingesetzte Erbin schon zuvor alle finanziellen Mittel zur Sicherung seiner 
physischen Existenz abgegeben hatte: sein Vermögen, sein Einkommen, er hatte nach 
eigenen Angaben der Gegnerin (K 5) ab Februar 2012 keinen Kontenzugang mehr und das 
an der an sie verschenkten Immobilie Wohnrecht zuvor hatte löschen müssen (K 22). Damit 
war er der Gegnerin völlig ausgeliefert. 

Das Gericht hat sich auch nicht auseinandergesetzt damit, dass Beschwerdeführerin 
ausführlich zu den 3 verschiedenen schweren und komplexen Erkrankungen des Erblassers 
vorgetragen hat- diese lange und schwere bestehende Gesundheitsschwäche des 
Erblasseres hatte es möglich gemacht, dass Antragsgegnerin den Erblasser vorsätzlich und 
sitttenwidrig ausnutzte.

Es ist doch merkwürdig, dass das Gericht den Versorgungswillen des Erblassers zugunsten 
der Gegnerin hoch ansetzt, aber jegliche Hinweise, dass dieser ihr sämtliches 
Geldvermögen und langjährig sein komplettes Einkommen an diese abgab nicht zur 
Kenntnis nimmt und auf die geltend gemachte Dürftigkeit verweist.

Warum es zur Versorgung der Gegnerin nötig sein sollte, dass alle finanziellen Mittel 
zur Sicherung der physischen Existenz des Erblassers zu seinen Lebzeiten 
abzuziehen sind und an diese zuzuleiten gewesen sind, konnte auch das LG Berlin 
nicht erklären. Es kann auch nicht erklären, warum diese der Gegnerin anheim 
gefallen Mittel (Geldvermögen von min. 1,8 Mio € und ab Februar 2012 auch das hohe 
monatliche Einkommen des Erblasser), bis auf die Immobilie, von ihr nicht als 
Zuwendungen angegeben werden (auch den ihr geschenkten Anteil als 
Mitkommanditistin hat sie nicht angegeben).

Die Beschwerdeführerin hat im Kapitel zu unvernünftigem Handeln des Erblassers schon 
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dargelegt, dass dieser keinen eigenen Willen gegenüber der Gegnerin besass.

Zudem fehlt ja jede Verhältnismässigkeit, die totale Selbstaufgabe des Erblassers erinnert an
Hörigkeit und Abhängigkeitsverhältnisse in Sektenstrukturen.

Während der Erblasser die Gegnerin unter Selbstaufgabe versorgte, kümmerte sie sich nicht
um seine Gesundheit, wie wohl sie ihm alle finanziellen Mittel zur Selbstfürsorge 
abgenommen hatte.

DAS LG BERLIN ÜBERSIEHT, DASS DIE WÜNSCHE DES ERBLASSERS FÜR DIE 
GEGNERIN HINGEGEN ÜBERHAUPT KEINE RELEVANZ BESASSEN: DER 
ERBLASSER WOLLTE NICHT NACH BERLIN UMZIEHEN. ER GING DAVON AUS, 
SEINEN KINDERN DIE „100.000€“ VERERBT ZU HABEN, DIE DIE GEGNERIN JETZT 
ZURÜCKFORDERT INDEM SIE UNSUBSTANTIIERT BEHAUPTET, SIE HABE DIESE 
BEZAHLT.

Schriftsatz vom 20.02.23, S. 14, 65:
Im März 2012 erklärte der Erblasser der Schwester der Beschwerdeführerin, Astrid Wehner-
Fleischberger gegenüber, die das in einem Email an die Beschwerdeführerin am 04.03.12 
festgehalten hat (K 27): seine Kinder hätten ihr Erbe in Form der „100 000 €“ bekommen 
(also die Grundschulden der Immobilie Wetzbach 34, die an die Mutter der 
Beschwerdeführerin kurz vor deren Tod gezahlt wurden.

Die Gegnerin behauptet nun, sie habe diese gezahlt, wohin gegen der Erblasser mehrmals 
angibt, diese bezahlt (K 27, K 32) zu haben und auch ausweislich des Schenkungsvertrag (K
5) verpflichtet war.

Indem die Gegnerin behauptet, diese „100.000 €“ bezahlt zu haben, zeigt auch wie egal ihr 
der Erblasser und sein Wille sind, der nämlich glaubte, diese „100.000,00 €“ kämen 
immerhin seinen Kindern, darunter die Antragstellerin zu Gute. Die Gegnerin fordert diese 
„100,000 €“ nun zurück, indem sie einfach behauptet, sie habe dieses Darlehen bezahlt.

Damit sieht man auch, dass die Gegnerin hinter dem erbrechtlichen Betrug steckt. Hier 
handelt es sich um geplantes und gezieltes Vorgehen unter Ausnutzung der besonderen 
Nähe durch die Ehe unter dem Motiv der Geldgier. 

Der Erblasser war für die Gegnerin ein Mittel zum Zweck und ihr hörig. Seine Bedürfnisse 
waren uninteressant. So wollte der Erblasser aus seiner langjährigen vertrauten Umgebung 
nicht nach Berlin umziehen (vielleicht auch weil er sein Wohnrecht nicht aufgegeben wollte), 
wie der langjährige Nachbar des Erblassers der Beschwerdeführerin erzählte. 

Zeugenbeweis: Peter Schwarz, Wetzbach 36, 64673 Zwingenberg

ES IST NICHT RICHTIG, DASS EINE EINSTWEILIGE VERFÜGUNG NICHT IN FRAGE 
KOMMT. DAS LG BERLIN HAT SICH NICHT MIT DER TATSACHE DES BETRUGS UND 
DEN RECHTSSCHUTZZIELEN AUSEINANDERGESETZT. SICHERUNG DES 
GRUNDRECHTLICHEN ANSPRUCHS AUF EIGENTUM UND TEILHABE AN FAMILIE, 
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AUCH VERMÖGEN. SODANN GEHT ES AUCH UM DEN SCHUTZ DES VERFAHRENS. 
ZULETZT WURDE NOCH EINE EXISTENZIELLE NOTLAGE GELTEND GEMACHT UND 
HILFSWEISE DIE HERAUSGABE AN EINEN SEQUESTER BEANTRAGT WORDEN. ES 
WAR AUCH ERKLÄRT WORDEN, DASS DIE SICHERUNG DER BEWEISE/BELEGE 
AUCH FÜR DIE ANFECHTUNG GILT.

BEI VORLIEGEN VON REVISIONSGRÜNDEN (GRUNDSÄTZLICHE BEDEUTUNG, 
RECHTSFORTBILDUNG, EINHEITLICHKEIT) IST PKH ZU BEWILLIGEN, AUCH WENN 
DAS GERICHT ZU UNGUNSTEN ENTSCHEIDEN WILL).

Klage Entwurf vom   11.05.22, S. 18   ff  ,    Schriftsatz vom 17.05.22, S. 1, Schriftsatz vom 
10.07.23, S 34 ff., Schriftsatz vom 10.07.23 S. 15:

Staudinger/Herzog, 2021, § 2314, BGB, Rn 327: Hier ist von dem gesamten 
Auskunftsanspruch bzw. von diesem allgemein die Rede. Dies spricht aber gerade nicht 
dagegen, einzelne Bestandteile im Rahmen einer einstweiligen Verfügung zu sichern, wenn 
diese verweigert und von Vernichtung bedroht sind und deren Vernichtung auch nicht 
anderweitig verhindert werden kann. 

Der Auskunftsanspruch kann durch eine einstweilige Verfügung gesichert werden, wenn die 
Gefahr besteht, dass diese verloren gehen. So dass die Auskunft, wenn der Schuldner 
hierzu verurteilt wurde, noch erteilt werden kann (OLG München, Urt.v. 10.09.92- 6 U 
4224/92, GRUR1994, 625; Zöller/Vollkommer, ZPO, 32. Aufl., § 940 ZPO, Rn 8, Stichwort 
Auskunft).

In der erbrechtlichen Literatur wird die Sicherung der Beweise durch eine einstweilige 
Verfügung, Herausgabe an einen Sequester diskutiert (Eichner, ZEV 2021, 422).

Eine vorläufige Regelung oder Sicherung ist ein zulässiger Gegenstand einstweiliger 
Verfügung und dann gilt sie auch gem. § 894 Abs. 1 ZPO mit der formellen Rechtskraft der 
Verfügungsentscheidung als abgegeben.

Ein Obsiegen der Antragstellerin im Hauptverfahren ist wahrscheinlich. Eine einstweilen 
angestrebte Regelung aus den bereits ausführlich benannten Gründen und 
Beweisangeboten dringend geboten. Im Rahmen der Interessenabwägung ist der 
Antragsgegnerin das Risiko zuzumuten, die ja durch ihr Verhalten diese Situation erst 
herbeigeführt hat.

Im Sinne des effektiven Rechtsschutz dürfen Anforderungen nicht überspannt werden.

Sodann geht es hier auch um den Schutz vor Delikt und den Schutz des Verfahrens an sich. 

Dem tritt auch nicht das Datenschutzrecht entgegen, dass bei zivilrechtlichen Ansprüchen, 
Delikt, Schutz von Gerichtsverfahren einen solchen Schutz vorsieht.

Die BRAK, Initiativstellungnahme Nr. 36 zugunsten eines fairen Verfahrens im 
Pflichtteilsrecht durch Erweiterung der wechselseitigen Auskunftsrechte (Modifizierung des § 
2314 BGB, 2019), schlägt vor, dass auf Anforderung von den Auskunftsschuldnern Belege 
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vorzulegen sind und auch weitere Kontrollinstanzen wie die Erbschaftssteuerstelle angefragt 
werden können.

Die Beschwerdeführerin weist noch einmal daraufhin, dass es ihr Rechtsschutzziel auch 
dargetan hat: Das Rechtsschutzziel ist die Sicherung des grundrechtlich garantierten 
Pflichtteils- und Pflichtteilsergänzungsanspruch (Schriftsatz vom 11.05.22, S. 18, 21, 
Schriftsatz vom 20.02.23, S 34 ff). Die Beschwerdeführerin hält hier noch einmal 
ausdrücklich fest, dass gleiches auch für die Anfechtung geht, weil es hier der grundrechtlich
garantierten Anspruch auf Eigentum und Erbrecht gilt. 

Zweck ist es die Unterlagen zu sichern und ihre Vernichtung nach Ablauf Aufbewahrungsfrist
zu verhindern. Dem Hauptverfahren wird nicht vorgegriffen.

Die Beschwerdeführerin hat über Anträge und Hilfsanträge verschiedene Massahmen 
beantragt, da Gericht hat einen Ermessensspielraum, Hier wurde jedoch alles abgelehnt.

Die Beschwerdeführerin weist noch daraufhin, dass für den zu sichernden Anspruch 
kommen auch leistungsvorbereitende Nebenpflichten in Betracht, so in der Obliegenheit des 
Erben, sich die für die Auskunftserteilung erforderlichen Informationen  bei Dritten zu 
verschaffen, also bei Banken und anderen Dritten anzufordern.

Lediglich eine Aufbewahrung bei der Gegnerin hält sie nicht für genügend, da diese bis dato 
alles unternommen hat, dass die Ansprüche der Beschwerdeführerin leer laufen.

Es waren am 10.07.23, also noch vor Ergehen des Beschlusses weitere Anträge 
gestellt worden und Sachlagen geltend gemacht, Schriftsatz vom 22.02.23, S. 2 ff:

Wegen des einstweiligen Rechtsschutzes war eine existenzielle Notlage geltend 
gemacht worden:

Im Einzelnen:

a)
bei der Beschwerdeführerin liegt eine seltene, komplexe, systemische (multimorbide), 
genetische Erkrankung vor.
Am 27.01.2020 wurde in Paris, bei einer Spezialpraxis zu der vorliegenden Grunderkrankung
das Ehlers-Danlos-Syndrom, ein Gendefekt in der Kollagensynthese und 
Bindegewebserkrankung, diagnostiziert. Bei der Beschwerdeführerin sind ausweislich des 
Diagnoseberichts u.A. folgende Symptome ständig vorhanden: schwere Fatigue, schwere 
ganzkörperliche Schmerzen, auch Kopfschmerzen.

Beweis: Diagnose, Prof. Brissot, 27.01.2020, K 39

Das Ehlers-Danlos-Syndrom ist eine seltene Erkrankung. 

Beweis: orphanet Datenbank der Seltenen Krankheiten der EU, K 57
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b)
Personen mit einer Seltenen Erkrankungen sind u.A. mit einer schlechten 
Versorgungslage, auch schlechten medizinischen Versorgung und mangelhaften 
Kenntnis der ärztlichen Behandler konfrontiert.

Eine Stellungnahme des Deutschen Ethikrats von 2018 beschreibt die schlechte 
Versorgungslage und wirtschaftliche Vulnerabilität dieser von Seltenen Erkrankungen 
Betroffenen und hier auch mangelhafte Kenntnis der Behandler und Kostenprobleme:

„Sie (die Betroffenen) leiden an einem Mangel an Informationen und praktischer 
Unterstützung im Alltag. Qualifizierte Facheinrichtungen sind oft schlecht erreichbar. 
Ausgrenzung, mangelndes Verständnis der Umgebung und fehlende Kontaktmöglichkeiten 
zwischen den oft weit voneinander entfernt lebenden Patienten stellen eine psychische 
Belastung dar und können zu einem Gefühl der Isolation führen. Strukturelle, medizinische 
und ökonomische Gründe erschweren in einem auf die großen Volkskrankheiten 
ausgerichteten Gesundheitswesen sowohl die medizinische Versorgung der Betroffenen als 
auch die Forschung zur Verbesserung von Diagnose und Therapie. Der Diagnose geht 
häufig eine jahrelange Odyssee der Erkrankten voraus, und nicht selten hängt die richtige 
Diagnose davon ab, dass man zufällig an den richtigen Arzt gerät. … Der schlechte Zugang 
zu unterstützenden Ressourcen als Folge der strukturellen Ausrichtung des 
Gesundheitswesens auf häufige Erkrankungen und insbesondere die großen 
Volkskrankheiten zu ihrer Vulnerabilität bei. Ebenso wie andere vulnerable Gruppen sind 
Menschen mit seltenen Erkrankungen aufgrund ihrer marginalisierten Position in der Gefahr, 
dass ihre Belastungen nicht angemessen kompensiert und ihre Interessen nicht ausreichend
wahrgenommen werden. Neben den allgemeinen ethischen Prinzipien des Respekts vor der 
Selbstbestimmung, der Wohltätigkeit und Schadensvermeidung ist in ihrem Fall auch das 
Prinzip der Gerechtigkeit, verstanden als Befähigungs- sowieVerteilungsgerechtigkeit, von 
großer Bedeutung.“ (Deutscher Ethikrat, Herausforderung im Umgang mit seltenen 
Krankheiten, 2018, S. 2).

Sowie:

Unzureichende Ausbildung im Medizin-Studium, was seltene Krankheiten betrifft. (S. 3)

Beweis: Deutscher Ethikrat, Herausforderung im Umgang mit seltenen Krankheiten 2018, K 
58

Diese Situation beschreibt auch EURORDIS, eine europäische Nicht-
Regierungsorganisation in Frankreich, die u.A. von der Europäischen Kommission finanziert 
wird (https://www.eurordis.org/). In deren Flyer „Advocating for equity“ heißt es dazu: Wie 
kann Gleichheit in der Versorgung erreicht werden? Der Zugang muss gleich gestellt 
werden... In Gesundheitssystemen, die auf häufige Krankheiten ausgelegt sind, sind 
Patienten mit Ungleichheiten beim Zugang zu Diagnose und Versorgung konfrontiert und 
Behandlungen.

Beweis: Flyer „Advocating for equity“, K 85

Der diesjährige Tags der Seltenen Erkankungen wurde unter dem Motto “Equity for people 
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living with a rare disease” begangen, u.A. wird gefordert, gleichen Zugang zur Versorgung zu
ermöglichen, denn die Betroffenen sind mit Ungleichheit bezüglich der Zugänge zu Diagnose
und Behandlung konfrontiert:

"Everyone deserves equitable opportunities and access to health care. But for those of us 
with a rare disease, we are more likely to face misdiagnosis, treatment inequality and 
isolation! This rare disease day light up in solidarity with over 300 million people living with a 
rare condition." (aus dem Videospot unter rarediseaseday.org)

c) 
Das Ehlers-Danlos-Syndrom ist gekennzeichnet durch:  schwere Erkrankung, viele 
Komorbiditäten. Die Betroffenen haben idR keinen gleichen Zugang zum 
Gesundheitssystem und werden nicht richtig behandelt. 

Betroffene sind multimorbide und haben eine hohe Krankheitslast, “common health issues 
associated with this group of high morbidity, high disease burden conditions.” 

Beweis: The power of patient-led global collaboration, Bloom et al., in: American Journal of 
medical Genetics, Volume 187C Number 4 December 2021, Special Issue: Ehlers-Danlos 
syndromes, Hypermobility Spectrum Disorders, and Associated Co-Morbidities, S. 425-428, 
S. 425, K 84

Es ist eine der am meisten missverstandene und unterdiagnostizierte Erkrankung der 
Geschichte.

„The Ehlers-Danlos National Foundation (EDNF) filled a deep void for patients living with one
of the most misunderstood and underdiagnosed syndromes in history.” (ebd., S. 425)

Die Ehlers-Danlos National Foundation (EDNF) füllte eine tiefe Lücke für Patienten, die mit 
einem der am meisten missverstandenen und unterdiagnostizierten Syndrome der 
Geschichte leben.

Die Betroffenen erleben eine ungleiche Qualität und Ungleichheit nicht nur im 
Gesundheitsbereich, sondern in allen Lebensbereichen, auch was die ökonomische Situation
betrifft.

“In January 2019, the Ehlers-Danlos Society launched a new campaign called “Breaking 
Down Barriers” (TEDS, 2021a, 2021b, 2021c, 2021d). Disparities in healthcare are very real 
and we are committed to dismantling inequality and inequity as we continue to strive in our 
mission to give hope to and improve the lives of people affected by EDS and HSD. We 
recognize our community’s experiences of inequality when it comes to race, gender, 
sexuality, age, body shape, mental health, disability, economic situation, and other diversity 
factors and we desire to use our platforms to highlight these narratives. Many around the 
world face a diagnostic odyssey: years, sometimes life-times, fighting for recognition, 
diagnosis, and care. The Ehlers-Danlos Society is working toward a time when geography 
and wealth no longer determine your quality of life and Breaking Down Barriers is one 
example of this.” (ebd., S. 427)
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Im Januar 2019 startete die Ehlers-Danlos-Gesellschaft eine neue Kampagne mit dem Titel 
"Breaking Down Barriers" (TEDS, 2021a, 2021b, 2021c, 2021d). Ungleichheiten im 
Gesundheitswesen sind sehr real, und wir setzen uns dafür ein, Ungleichheit und 
Ungleichheit abzubauen, während wir uns weiterhin um unsere Bemühungen bemühen, 
Mission, um Menschen, die von EDS und HSD betroffen sind, Hoffnung zu geben und das 
Leben von Menschen zu verbessern. Wir erkennen die Ungleichheitserfahrungen unserer 
Gemeinschaft in Bezug auf Rasse, Geschlecht, Sexualität, Alter, Körperform, psychische 
Gesundheit, Behinderung, wirtschaftliche Situation und andere Diversitätsfaktoren an und 
möchten unsere Plattformen nutzen, um diese Narrative hervorzuheben. Viele Menschen auf
der ganzen Welt stehen vor einer diagnostischen Odyssee: Jahre, manchmal Lebenszeiten, 
im Kampf um Anerkennung, Diagnose und Versorgung. Die Ehlers-Danlos-Gesellschaft 
arbeitet auf eine Zeit hin, in der Geografie und Wohlstand nicht mehr über ihre 
Lebensqualität bestimmen, und Breaking Down Barriers ist ein Beispiel dafür.

d)
Die Beschwerdeführerin ist daher gezwungen, sich selber fachmedizinisch kundig zu 
machen. Sie ist wegen der Schwere und wegen des Ausmasses der Grunderkrankung 
unbedingt auf die richtige Behandlung angewiesen und muss diese sich nötigenfalls 
selber beschaffen, weil das Gesundheitssystem aus den o.g. Gründen ausfällt.

Arztseits werden der Beschwerdeführerin mittlerweile sehr gute Kenntnisse bestätigt. Im 
Rahmen des Gerichtsverfahrens zum Schwerbehindertenausweis Merkmal G erging am 
17.03.21 ein Gutachten, das sogar gegnerseits bestätigt, dass sie sehr gut über die 
Erkrankung informiert ist. Das völlig unzureichende Gutachten, das die Symptome auf die 
Psychoebene abschieben wollte, wurde im Verfahren durch Vorlage eines Privatgutachtens 
einer auf die Erkrankung spezialisierten Ärztin widerlegt und daraufhin ein Anerkenntnis 
abgegeben. Diese Missachtung erfahren Betroffene im übrigen oft- sie erhalten nicht, wie 
oben von Betroffenen-Vertretungen festgestellt, den gleichen Zugang zur Versorgung.

Beweis: Gutachten und Anerkenntnis des Lageso, K 87

e)
Seit November 2022 hat sich der gesundheitliche Zustand deutlich weiter 
verschlechtert. Der Beschwerdeführerin wurde aus eigener Recherche und Lesen der 
Fachstudien bekannt, dass das stark fortgeschrittene Glaukom an den interkraniellem 
Druckveränderungen (ICP) liegen kann (mit denen wahrscheinlich auch der erblasser 
zu kämpfen hatte) und dass bei ihrer Grunderkrankung (EDS) der interkranielle Druck 
verändert sein kann. Ein niedriger ICP kann von einem cerebrospinalem leak (CSF 
leak) verursacht werden. Die Verletzungsgefahr ist bei der der Grunderkrankung 
wegen instabilem Bindegewebe viel höher als bei normalen Menschen. Abklärungen 
sind wegen Erblindungsgefahr schnell einzuleiten.

Dies bestätigen die beiden ausführlichen Atteste des Hausarztes zur 
Verhandlungsunfähigkeit vom 28.11.22 und vom 06.03.23. Hier manifestierten sich auch die 
Augenprobleme 

Beweis: hausärztliche Atteste, K 88
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Vom 17.04. bis zum 22.04 musste die Beschwerdeführerin zu einem fachmedizinischen 
Kongress zu der Erkrankung nach München, diese Reise war lange geplant, weil es 
anbetrachts der oben geschilderten Tatsachen, nötig ist, sich selber in die aktuelle 
Forschung und Behandlung dieser Krankheit einzuarbeiten. Es muss mehrmals im Jahr zu 
FachärztInnen, die eine Kenntnis der Grunderkrankung haben, gereist werden, die nicht vor 
Ort sind- auch das kostet.

Beweis: Fahrkarten und Kongressprogramm, K 89

Diese Reise musste vorbereitet werden, da wegen Krankheit nicht einfach gereist werden 
kann, sodann muss früher angereist werden, weil nach der Anreise einige Tage 
krankheitsbedingt geruht werden muss. 

Leider wird der Beschwerdeführerin wieder einmal die nötige Versorgung seitens des 
Versorgungsamts (Lageso), nämlich das Merkmal B für Begleitung seit dem 08.08.2022 
verweigert. Reisen ohne Hilfe ist mittlerweile eine Tortur.

Beweis: verspäteter Widerspruch an das Versorgungsamt vom 13.06.23, K 90

Schon am 22.07.22 war eine deutliche Verschlechterung des Glaukoms festzustellen.

Beweis: Perimetrie der Augenklinik Mainz, je dunkler die Einfärbung desto höher der 
Gesichtsfeldausfall, bei Schwarz werden keine Signale mehr wahrgenommen, K 91

Die Beschwerdeführerin hatte beim Aufenthalt in der Augenklinik Mainz extra noch einmal 
gefragt, ob es bei dieser seltenen, systemischen Erkrankung nicht noch einen anderen 
Wirkmechanismus geben könnte. Diese Frage wurde, völlig unverständlich, nicht 
beantwortet, denn spätestens 2000er Jahre ist international auch bekannt, dass ein 
erniedrigter interkranieller Druck Auslöser bei NTG Glaukomen (Normaldruck Glaukom) sein 
kann. Die Beschwerdeführerin hatte sich, sobald sie dazu in der Lage war, im März 2023 den
Befund genauer angesehen und dann im April, selbst an die internationale Recherche der 
Fachliteratur gesetzt.

In München wies Dr. Pradeep Chopra, MD, Director, Center for Complex Conditions, 
Assistant Professor (Clinical) Brown Medical School, Providence, RI in seinem Vortrag noch 
einmal auf einen möglichen veränderten interkraniellen Druck bei Ehlers-Danlos-Syndromen 
hin.

Beim Erblasser lag eine Chiari Malformation vor, die ebenfalls auch eine interkranielle 
Druckveränderung zurückzuführen ist.

„ In Deutschland sind Schätzungen zufolge derzeit 950 000 Menschen an Glaukom erkrankt, 
weltweit 66,8 Millionen, davon 6,8 Millionen an beiden Augen erblindet. In Europa erkranken 
ca. 2,42% der > 40-Jährigen.“ (Primäres Offenwinkelglaukom (darunter fallen auch NTG 
Glaukome) – Krankheitsbild und Früherkennung, Laura Schrems et al. Lege artis - Das 
Magazin zur ärztlichen Weiterbildung 2016; 6(03): 170-174, DOI: 10.1055/s-0041-10659)

Daher suchte die Beschwerdeführerin selber die Fachstudien zur Interkraniellen Hypotension
bei Normaldruckglaukomen und Interkranieller Hyper/Hypotension bei EDS zusammen und 
schrieb den Antrag auf Kostenübernahme bei der Krankenkasse, da die Behandlung schnell 
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in die Wege geleitet werden muss (da es nur internationale Behandlungsleitlinien gibt, 
müssen Anträge gestellt werden). (Im übrigen ist davon auszugehen, dass auch die Chiari 
Malformation in der Familie auf die veränderten interkraniellen Druckverhältnisse bei EDS 
zurückzuführen, hier hätte sind bei richtiger Behandlung Rückbildungen möglich, Sehzellen 
hingegen bleiben untergegangen). 

Der Antrag wurde am 05.05.23 bei der Krankenkasse eingereicht.

Beweis: Anschreiben und Antrag (hier ohne Befunde), K 92

Leider ist die bei der DAK beantragte Abklärung noch nicht regulär erhältlich.

Beweis: Absage Kaunas Kliniken vom 08.05.23, K 93

Daher war es für die Beschwerdeführerin dringend geboten, schnell selbst herauszufinden, 
was aus den unterschiedlichen Abklärungsvorschlägen zur Messung interkranieller Druck 
und CSF leak bei EDS brauchbar  und machbar ist. Daher wurden verschiedene 
internationale Fachärztinnen auf dem Gebiet der Neurochirurgie konsultiert, die die 
Grunderkrankung EDS kennen.

Es musste herausgefunden werden, wo was in BRD, Europa, USA gemacht werden kann 
und hier das konkrete Abklärungsverfahren einleiten- diese Einleitung braucht Zeit, z.B. 
wartet man hier auf Facharzttermine min. ein halbes Jahr. Dann gfls. noch auf die Evaluation
des Ergebnisses, dann muss die Therapie eingeleitet werden- also um frühestens in einem 
Jahr den Therapie-Prozess zu beginnen, muss jetzt unverzüglich damit begonnen werden. 
Das alles ist kostenbehaftet.

Beweis: Anfrage und Antwort, Claudia Craven MSc, Petra Klinge MD, Dr Förg, K 94

Leider ist immer noch kein MRT erhältlich, die Charité und Uniklinik Aachen sind 
ausgebucht, das 3 t MRT des Jüdischen Krankenhauses wird abgebaut, Helios in Buch 
macht nur Schädelaufnahmen nach üblichen Schema und nicht in den Einstellungen, die 
nötig sind, so dass die Beschwerdeführerin zuletzt am Zentrum für Interkranielle Hypotension
in Freiburg anfragte und dort einen Termin erhielt, was wieder Fahrt – und 
Übernachtungskosten nach sich zieht.

Beweis: Anfrage vom 14.08.23, K 95

f)
Die Beschwerdeführerin ist Erwerbsminderungsrentnerin und bekommt ergänzend 
Sozialhilfe. Der Normbedarf des Existenzsicherungsrechts deckt nicht die wegen 
Seltener Krankheit und Multimorbidität vorliegenden erheblichen Mehrbedarfe 
abdeckt, diese fallen aber sofort an. Es besteht aber auch im 
Krankenversicherungsrecht Unterversorgung wegen seltener genetischer 
systemischer Erkrankung. Mehrbedarfe und nötige Behandlung von seltenen 
Erkrankungen wird erst im Klageverfahren durch die Instanzen bewilligt. Leider fällt 
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der Bedarf sofort an.
Die Beschwerdeführerin bekommt bis September eine niedrige Erwerbsminderungsrente in 
Höhe von 380,93€ und ergänzend Sozialhilfe (siehe PKH Antrag). Dies wird auch weiter so 
sein, weil die Eurente verlängert wurde (siehe ebd.).

Ohnehin beklagen NGOs regelemässig, dass hier berechnete Regelleistung unzureichend. 
So erklärte der Paritätische Wohlfahrtsverband, das auch das Bürgergeld nicht armutsfest ist
und aktuell min. 725€ statt 502€ für einen Erwachsenen betragen müsste (https://www.der-
paritaetische.de/alle-meldungen/buergergeld-zu-niedrig-paritaetischer-fordert-armutsfesten-
regelsatz-von-725-euro/)

Der Normbedarf des Existenzsicherungsrechts deckt nicht die wegen Seltener Krankheit und
Multimorbidität vorliegenden erheblichen Mehrbedarfe abdeckt, diese fallen aber sofort an. 
Es besteht aber auch im Krankenversicherungsrecht Unterversorgung wegen seltener 
genetischer systemischer Erkrankung, weil dort die Behandlung von seltenen Erkrankungen 
erst im Klageverfahren bewilligt wird. Leider fällt der Bedarf sofort an. Man hat an den 
Untergerichten nicht auf dem Schirm, dass die Nichtbehandlung mittelfristig zu massiven 
gesundheitlichen Schädigungen führt- und das BSG bereits andere Parameter bei Seltenen 
Erkrankungen aufgestellt hat (BSG, Urteil vom 19. 10. 2004 – B 1 KR 27/02 R 
(lexetius.com/2004,3714)). Es muss also wieder einmal erst die Rechtslage erklagt werden.

Ausweislich der Übersicht sind u.A. folgende Klagen im Existenzsicherungsrecht und 
Krankenversicherungsrecht am Sozialgericht anhängig, vor der Berentung wurde wegen 
Krankheit Hartz IV bezogen:

GEGEN JOBCENTER u.A.
LSG L AS 1456/19 Mehrbedarf Ernährung  

S 10 AS 5251/20 u.A.
a) wegen Krankheit den Mehrbedarf für Nahrungsmittel min. i. H. v. 42 % des monatlichen 
Regelsatzes zu bezahlen;

c) wegen Krankheit den Mehrbedarf für Bekleidung, Schuhe min. i. H. v. 6,75 % des 
monatlichen Regelsatzes zu bezahlen;

d) wegen Krankheit den Mehrbedarf für Hausrat min. i. H. v. 12,5 % des monatlichen 
Regelsatzes zu bezahlen;

e) wegen Krankheit den Mehrbedarf für Mobilität. i. H. v. 7% des monatlichen Regelsatzes zu
bezahlen;

f) wegen Krankheit den Mehrbedarf für Gesundheitsbedarf

h) für die dezentrale Warmwasserversorgung jährlich einen Verbrauch von 700 kWh zu 
übernehmen;

i) die realen jährlichen Kosten für Strom und Heizen mit Strom zu übernehmen

S 103 AS 9076/20 u.A.
a) den Kredit für eine Waschmaschine in Höhe von 537,00 € zu übernehmen und die 
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Rückzahlung wegen der hohen anderweitigen Belastungen der Klägerin auszusetzen;

b) die Kosten für den Eigenanteil für Sehhilfen (Brille, Kontaktlinsen) zu übernehmen;

S 154 AS 6403/21 u.A.
a) wegen Krankheit den Mehrbedarf für Nahrungsmittel min. i. H. v. 52 % des monatlichen 
Regelsatzes zu bezahlen;

b) f) wegen Krankheit den Mehrbedarf für Gesundheitsbedarf, weitere nötige 
Nahrungsergänzungsmittel, Medikation und Produkte der Gesundheitspflege nach Antrag zu 
übernehmen;

S 130 AS 3715/ 21 ER
1. die Heizkosten zu übernehmen: 
Gas 31,10 € mtl. Strom 20,55 € mtl., hier auch rückwirkend für Bezugszeitraum 01/12/20-
31/05/21 GAS WURDE UEBERNOMMEN
2. die Mitgliedbeiträge des Mietervereins, wie ab Januar 2019 beantragt, zu übernehmen, bis
dato 108,00 € und zukünftig 4,50 € mtl.. ÜBERNOMMEN 108 REST NUR ANGEKÜNDIGT
3. die Mieterhöhung ab Juni in Höhe von 34,60 € mtl.  und die Nachforderung in Höhe von 
204,60 € fällig am 01.06.21, zu übernehmen. WURDE ÜBERNOMMEN

KLAGEN GEGEN SOZIALAMT
S 70 SO 1611 /21 ER Eingestellte Sozialhilfe (nach Antrag Brennstoffbeihilfe eingestellt) und
Zahlung Heizkosten

S 184 SO 1415/22 ER Eingestellte Sozialhilfe (nach Antrag Brennstoffbeihilfe eingestellt) 
und Zahlung Heizkosten

S 88 SO 926/23 ER Zahlung Heizkosten und Brennstoffbeihilfe

S 70 SO 1718/21 Rückzahlung Darlehen wegen Rentenzahlung zum Monatsende (sog. 
Erstrentenproblem, bestehend seit 2004 mit Zahlung Rente am Monatsende)

S 145 SO 356/22 Finanzierung Brillengestell Ausfallbürge

Noch folgende Mehrbedarfsanträge anhängig:

Ernährung, Medikation, Bekleidung/Schuhe (wegen empfindlichem Bindegewebe, keine 
Kälte/Wärmeregulation (Schwitzen wegen Dysautonomie, Folge Gendefekt Bindegewebe, 
nur bestimmte Stoffe, keine Gummizüge, Schnallen etc.), Innenausstattung, Haushaltsgeräte
und andere Gegenstände (wegen Behinderung werden mehr technische Haushaltsgeräte 
benötigt)

KLAGEN GEGEN DAK

S 122 KR 695/21 Übernahme Biocarn, PEA
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S 122 KR 1112/21 Übernahme Sehhilfen abzgl. Zuschuss

S 122 KR 649/21 Abklärung CMD/TMD Dysfkt

S 122 KR 1626/21 Übernahme Upright MRT, OCT

Schon bei Antrag auf Übernahme Upright MRT am 30.09.2020 wurde erklärt, dass bei dem 
Vater der Beschwerdeführerin die mit EDS einhergehende Komorbidität Chiari Malformation 
vorgelegen hat (Teile des Kleinhirns rutschen in den Spinalkanal) und dass es daher besser 
wäre eine solche Untersuchung durchzuführen, um zu sehen, ob Veränderungen im Hirn 
vorliegen. 3 Jahre später ist klar, es wäre sehr gut, diese Abklärung zu haben.

Ärztliche Atteste bestätigen diesen dauerhaften Mehrbedarf, Ernährung, Medikation, 
Bekleidung, Heizung/Haushaltsenergie

Beweis: Attest Hausarzt vom 08.09.21 und vom 21.06.23 , Attest Neurologie vom 17.09.21, 
Attest Orthopädie vom 21.09.21, K 96

Die Beschwerdeführerin hat Schulden, im Moment konnte die Rückzahlung noch 
hinausgezögert werden und zwar wegen Sehhilfen, (160€ u. 540€) und Waschmaschine 
(179€ u. 358€), sodann für die Reise nach München (300€, mündliche Vereinbarung).

Beweis: siehe PKH Antrag

Dauerhafte schwere und seltene systemische (multimorbide) Krankheit, Behinderung und 
Einkommensarmut sind soziale Notlagen.

Leib, Leben, Gesundheit sind besonders bedeutsame existentielle Rechtsgüter, die hier 
gefährdet sind (SG Landshut, Beschluss v. 12.05.2020 – S 5 SO 31/20 ER).

Schon die physische Existenz (also Leistungen für Nahrungsmittel und Getränke, 
Bekleidung, Wohnen, Energie und Wohnungsinstandhaltung sowie Gesundheit) sind nicht 
gesichert. Dazu treten besondere Lebensumstände, nämlich hier eine schwere Erkrankung, 
wegen deren Seltenheit diese außerhalb des üblichen Versorgungsleistungen durch die 
Medizin und Krankenkassen stellt (nur internationale Leitlinien, Studien, separate Bewilligung
und Klageverfahren gegen Kassen nötig, viele FachärztInnen nicht am Ort, während jeder 
Verzögerung schreitet das Glaukom fort, untergegangene Sehzellen bleiben 
untergegangen)- dies sind besondere Lebensumstände in der Person des 
Leistungsberechtigten, die das physische Existenzminimum konkret und unmittelbar 
gefährden. Eine außergewöhnliche Notlage ist gegeben, existenzielle Nöte richten sich nach 
den Lebensumständen (BSG Urteil v. 21.09.2017 - B 8 SO 5/16 R)- mögen die genannten 
Summen für die hier Lesenden auch gering sein. Die Beschwerdeführerin muss immer 
sehen, was dringend ist und was aufgeschoben werden muss, eine umfassende und 
regelmässige Gesundheitssorge ist gar nicht möglich.
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ZU DEM VOM LG BERLIN ANGEFÜHRTEN ARGUMENT DER ZERRÜTTUNG, WELCHES
WIEDER NUR STARK VERKÜRZT und ENTSTELLT ERSCHEINT: einige Zeit nachdem 
die Gegnerin in das Leben des Erblassers getreten war, war ein Kontakt mir diesem de
facto nicht mehr möglich.

Die Beschwerdeführerin hat im Schriftsatz vom 11.05.22 erklärt, dass das Verhältnis 
zwischen ihr und dem Erblasser bzw. das Verhältnis des Erblassers zu seinen Töchtern, 
belastet war, weil sich dieser Söhne wünschte. Es hatte sich aber dann stark gebessert und 
war erst nach dem Erscheinen der Gegnerin nicht mehr möglich fortzuführen, ein Treffen mit 
dem Erblasser ohne diese war nicht mehr möglich, es war nicht möglich mit dem Erblasser 
zu telefonieren, weil dies nach Angaben des Erblassers die Gegnerin aufregte (Schriftsatz 
vom 20.02.23).

Daher geht die Schlussfolgerung des LG Berlin fehl, weil das Verhältnis zerrüttet gewesen 
sei, habe der Erblasser seine zweite Frau versorgen wollen. Vielmehr wurde das Verhältnis 
durch die Gegnerin gezielt zerrüttet.

Die Treffen mit dem Erblasser in Gegenwart der Gegnerin waren wegen deren ständigem 
Gezänke jedes Mal traumatisierend für die Beschwerdeführerin, so dass sie dem Erblasser 
1997 erklärte, sie könne diesen nur noch alleine treffen- da dies nicht stattfand, war es dem 
Erblasser augenscheinlich auch hier nicht möglich, sich dem Einfluss der Gegnerin zu 
entziehen und auch hier eine personelle Autonomie zu wahren.

WEITERE NICHT GEHÖRTE SACHVERHALTE IM BESCHLUSS:

Die Beschwerdeführerin hat sich zu dem Missverhältnis bei der verschenkten 
Immobilie schon geäußert, Schriftsatz vom 20.02.23, S. 12:

Bei dem nicht-versteckbaren Haus, sollte der Pflichtteil/Ergänzungsanspruch durch 
Konstruktion von Gegenleistungen und übersetzten Wert des Niesbrauchs 
geschmälert werden-  den Kindern des Erblassers sollte auch hieraus möglichst gar 
kein Pflichtteilergänzungsanteil entstehen. 

Im Schenkungsvertrag, K 5, § 5 wird angegeben, die Gegnerin habe dem Erblasser 150.000 
€ gegeben. Hier handelt es sich um konstruierte Zahlungen, denn die Gegnerin war nicht 
vermögend und hatte kein hohes Einkommen (siehe zuvor). Warum sollte der solvente 
Erblasser diesen Betrag benötigt haben?

Sodann wird angegeben, die Gegnerin habe diese für ihre Verdienste in der Ehe erhalten, 
Da  das zuständige Gericht den RechtsanwältInnen erst am 05.06.02 über die Rechtskraft 
der Scheidung der ersten Ehen des Erblassers erst am 19.04.2002 rechtkräftig war, kann die
zweite Ehe des Erblasser noch nicht lange bestanden haben (K 63).

Der Niesbrauch wurde m 24.000 € p.a. angesetzt. Eingetragen auf den Erblasser wurden 
Niesbrauch, Nutzung, Rückauflassung. Ausweislich K 5 war der Erblasser zur Tilgung der 
Kredite weiterhin verpflichtet, ausweislich § 18 zahlte der Erblasser alle Lasten und 
Aufwendungen.
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Es wurde ein doppelt so hoher Niesbrauchswert angesetzt wie eine übliche Miete 
anzusetzen gewesen wäre. 

Im Grunde finanzierte der Erblasser damit auch noch den Anteil der Gegnerin. 

Hier liegen grobe Missverhältnisse vor.

Seite 3, Rn 9 des Beschlusses: die Gegnerin im vorgerichtlichen Verfahren ein Notarielles 
Verzeichnis und Wertermittlung zu- erst im PKH Verfahren wurde Dürftigkeit erklärt. Die 
Beschwerdeführerin wurde also hingehalten.

Seite 8, Rn 17 des Beschlusses: muss heißen:
an die verstorbene Mutter der Antragstellerin

Seite 11, Rn 28 des Beschlusses:
Richtig ist, dass gleich nach der Eheschliessung des Erblassers mit der Gegnerin, diese 
muss nach dem 19.04.2002 geschlossen worden sein, denn vorher war der Erblasser nicht 
rechtskräftig geschieden (K 63), das Vermögen des Erblassers an diese transferiert wurde, 
Ende 2006 die Immobilie (K 5) und dann offensichtlich auch das Geldvermögen von min. 1,8 
Mio€, auch die Arbeitsleistungen des Erblasser, der noch nach seiner Berentung als 
Forscher arbeitete, liess sich die Gegnerin schenken. Bis 2012 war dieser Transfer 
abgeschlossen. Ab Februar 2012 (K 5) bis zu seinem Tod liess sich die Gegnerin das hohe 
monatliche Renteneinkommen des Erblassers auf ihr eigenes Konto leiten.
Schriftsatz vom 20.02.23, S. 14

Die Beschwerdeführerin hat sehr wohl substantiiert vorgetragen- es ist das LG Berlin, 
dass diesen Vortrag nicht zur Kenntnis nimmt.

Es wird noch einmal klargestellt, dass sich der Pflichtteil auch auf den Ergänzungsanspruch 
nach § 2325 bezieht.

Es wird klargestellt, dass es sämtliche Bankbelege min. 10 Jahre vor Tod Erblasser gefordert
werden.

Birgitta Wehner, Beschwerdeführerin
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